
I~ ~-Wissenschaftsmagazin der .~C(; ..... 

Johann Wolfgang Goethe-Universität ~ 
Frankfurt am Main ~'\ ~ 

"Bürger einer Stadt" - Selbstverständnis und Lebensweise 
des Bürgertums im 19. Jahrhundert ~ Königsherrschaft und 
Bürgerfreiheit - Mehr als nur Untertan: der Bürger in der 
Residenzstadt München ~ " ... der blühende Handel macht 
uns alle glücklich ... " - Das Frankfurter Handelsbürgertum 
in seiner selbstverwalteten Stadrepublik ~ Mit Religion und 
Freiheit im Bunde - Münster und das katholische Bürger­
tum ~ Eine Disziplin im Umbruch: Herausforderungen für 
die Kinderheilkunde ~ Seltene Stoffwechselstörungen als 
Ursache klassischer pädiatrischer Krankheitsbilder ~ Kon­
tinuität oder Transformation? - Zur langfristigen Entwick­
lung selbstverwalteter Betriebe ~ Auf der Suche nach Ge­
heimnissen in der Bewegung gebundener Elektronensysteme 

Stadt- u Univ.-Bibl. 
Frankfurt/Main 



SESJX 
software-Entwicklung • Systeme 
Anwendungen GmbH 

Information und Kommunikation 
sind voraussetzungen für Erfolg 
und wettbewerbsfähigkeit 

Die Fähigkeit aus Informationen zu lernen und Wissen weiter­
zugeben, hat die Entwicklung von Gesellschaft und Unterneh­
men schon immer geprägt. 

Auf Dauer kann ein Unternehmen im Wettbewerb nur bestehen, 
wenn es moderne Informations- und Kommunikationstechniken 
einsetzt. Diese Techniken sind entscheidende Produktionsfak­
toren geworden. 

Als System- und Softwarehaus unterstützen wir unsere Kunden 
bei Planung, Entwicklung und Einsatz von zukunftssicheren 
Lösungen im Bereich der Informations- und Kommunikations­
technologie. 

S.E.S.A. ist ein im Jahre 1990 gegründetes Software- und 
Systemhaus mit inzwischen 130 Mitarbeitern und einem 
Jahresumsatz von über 23 Mio DM auf den Gebieten: 

II lnformationstechnik 
11 vermittlungstechnik 
11 Mobilfunk 
11 oatenbank- und Anwendungssysteme 

S.E.S.A. GmbH 
Mergenthalerallee 2-4, 65760 Eschborn/Ts. 
Telefon 06196/9329-0, Telefax 06196/9329-80 

Westpark-Center, Garm ischer Str. 4, 80339 München 
Telefon 089/540180-0, Telefax 089/5004181 

Mittlerer Pfad 2, 70499 Stuttgart 
Te lefon 0711/1399350, Telefax 0711/13993510 

Alt-Moabit 96a, 10559 Berl in 
Telefon 030/390722-0, Telefax 030/390722-22 

... k 
~t;;~ . 



Bürgertum in Deutschland 

Bürgertum in Deutschland 

Bürgertum in Deutschland 

Bürgertum in Deutschand 

i·mäH.WP" 

"Bürger einer Stadt" 
Selbstverständnis und Lebensweise des Bürgertums im 19. Jahrhundert 

Es waren die städtischen Bürger des 19. Jahr­
hunderts, die die entscheidenden Impulse für 
die Modernisierung des Staates, aber auch des 
Verkehrs- und Handelswesens gaben. Sie setz­
ten dem obrigkeitlichen Zentralismus und der 
staatlichen kontrollierten Gemeindeverwal­
tung ihr Modell von Selbstverwaltung entge­
gen. Die Entdeckung des Stadtbürgers als poli­
tisches Subjekt ist wohl das wichtigste Ergeb­
nis eines groß angelegten Forschungsprojekts, 
in dessen Verlauf ein Wissenschaftlerteam um 
den Historiker Lothar Gall 14 städtische Ge­
sellschaften untersuchten. Bei aller Wichtig-

keit sozialer und kultureller Gemeinsamkeiten 
konstituierte sich das städtische Bürgertum 
doch vor allem als eine politische Aktionsge­
meinschaft, die genossenschaftlich geprägt 
war. Dabei engagierten sich die Bürger für ein 
hohes Maß an individualistischer Freiheit, sie 
sollte dem Einzelnen innerhalb der durch die 
Gemeinde gesetzten sozialen Normen und 
Konventionen großen persönlichen Entfal­
tungsraum gewähren. Neuer sozialer und kul­
tureller Mittelpunkt der Städte wurden die Ver­
eine, in ihnen bildeten sich aber auch die städ­
tischen Hierarchien ab. 

Königsherrschaft und Bürgerfreiheit 
Mehr als nur Untertan: der Bürger in der Residenzstadt München 

Das alte München, die Residenz der bayeri­
schen Herzöge, später Kurfürsten und schließ­
lich Könige, erscheint zunächst kaum als Hoch­
burg des Bürgertums. Doch wer sich - wie der 
Historiker Ralf Zerhack - der Mühe intensiven 
Quellenstudiums unterzieht, entdeckt, daß auch 
in München aus der traditional geprägten Bür­
gerschaftjenes Bürgertum hervorging, das in al­
len mitteleuropäischen Städten bis ins 20. Jahr­
hundert zur bestimmenden Kraft wurde. Die 
Gruppe der selbständig Wirtschaftenden mit 

Bürgerrecht umfaßte im München des 18. Jahr­
hunderts etwa ein Fünftel aller Familien. Sie 
gingen nie ganz in der Rolle des Untertan auf; 
immer wieder schafften es diese Bürger, ihre 
bürgerliche Freiheit gegen königliche Willkür 
zu sichern und ihre städtischen Angelegenheiten 
in eigener Regie zu erledigen. Während König 
Ludwig 1. in der Planung neuer Prachtbauten 
schwelgte, bemühte sich der von den Bürgern 
gewählte Erste Bürgermeister um den Ausbau 
der Infrastruktur. 

" ... der blühende Handel macht uns alle glücklich " 
Das Frankfurter Handelsbürgertum in seiner selbstverwalteten Stadtrepublik 

Frankfurt ist es über alle politischen und gesell­
schaftlichen Veränderungen jahrhundertelang 
gelungen, eine prosperierende Handelsstadt zu 
bleiben. Was nicht zuletzt damit zusammen­
hängt, daß sich aus der ständischen Gesellschaft 
der Frühen Neuzeit die Bürgergesellschaft der 
Aufbruchszeit entwickeln konnte, wie der 
Frankfurter Historiker Ralf Roth nachweist. Die 
Vorherrschaft des Patriziats wurde am Beginn 
des 19. Jahrhunderts endgültig abgestreift, alle 
männlichen Bürger christlicher Herkunft gleich­
gestellt, eine Teilemanzipation der Juden zuge-

standen, und so konnte das städtische Wirt­
schaftsbürgertum aus Handel und Handwerk 
sehr viel direkter als gestaltende Macht der neu­
en Zeit hervortreten. Die Bürger, die in ihrer 
selbstverwalteten Stadtrepublik ihre öffentli­
chen Angelegenheiten autonom regelten, präg­
ten mit Vereinen und Stiftungen die Kultur der 
Stadt. Ihr besonderes Anliegen galt den wirt­
schaftlichen Grundlagen der Stadt, dem Handel, 
deshalb betrieben die Bürger eine aktive Innova­
tionspolitik insbesondere beim Ausbau der Ver­
kehrswege. 

Mit Religion und Freiheit im Bunde 
Münster und das katholische Bürgertum 

Zwar war Münster immer vom Katholizismus 
geprägt, doch einen spezifisch katholischen 
Weg in die Modeme ist das städtische Bürger­
tum in Münster nicht gegangen, stellte die Hi­
storikerin Susanne Kill in ihren Studien über 
das Bürgertum in der fürstbischöflichen Resi­
denzstadt und späteren preußischen Provinzial­
hauptstadt fest. Die Münsteraner wählten einen 
pragmatischen Weg, um weder Klerus noch 
Preußen zu verprellen, aber gleichzeitig ihre 
bürgerliche und konfessionelle Identität zu 

wahren. Bürgerlich-pragmatisch wurden nach 
der Entmachtung des Klerus durch die Preußen 
(1802) die sozialen und finanziellen Kapazitä­
ten der Kirche in die Infrastruktur der Stadt in­
tegriert, gleichzeitig suchten die Bürger auch 
den gesellschaftlichen und politischen Kontakt 
zu den maßgeblichen protestantischen Beam­
ten. Die Bürger begegneten den neuen Landes­
herren mit großem Selbstbewußtsein und wehr­
ten sich gegen politische Bevormundung durch 
den preußischen Beamtenstaat. 
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Eine Disziplin im Umbruch: 
Herausforderungen für die Kinderheilkunde 

In der Erwachsenenmedizin gibt es inzwischen 
für fast jedes Organ einen " ... ologen" - einen 
Gastroenterologen, einen Nephrologen, einen 
Kardiologen etc. Und dieser Trend hält nun 
auch in der Kinderheilkunde Einzug. Der Pä­
diater Hansjosej Böhles beurteilt diese Ent­
wicklung eher kritisch: Denn das Wesen der 
Kinderheilkunde sei dadurch definiert, daß 
man es immer wieder mit einer organübergrei-

fenden Symptomatik zu tun habe. Durchfall 
könne z.B. durchaus durch eine Mittelohrent­
zündung verursacht sein. Im Gespräch mit Ul­
rike Jaspers nimmt Böhles Stellung zu den ak­
tuellen pädiatrischen Themen wie "N eue, alte 
Kinderkrankheiten", "Kinder und Ernährung", 
"Ethische Probleme bei der Behandlung von 
Frühgeborenen", "Elterlicher Umgang mit 
dem kranken Kind". 

Seltene Stoffwechselstörungen als Ursache 
klassischer pädiatrischer Krankheitsbilder 

Mediziner stellen seit einigen Jahren immer 
häufiger fest, daß sich hinter klassischen, aber 
nur schwer einzuordnenden Krankheitssym­
ptomen angeborene Stoffwechselstörungen 
verbergen. Metabolische Zusammenhänge des 
Körpers können heute weitreichender aufge­
klärt werden, weil hochwertige Analysetechni­
ken der Grundlagenchemie in den Arbeitsall­
tag von Krankenhauslabors einbezogen wer­
den. Seit etwa zehn Jahren hat der Pädiater 
Hansjosej Böhles am Frankfurter Universitäts-

klinikum die Diagnosemöglichkeiten und For­
schungsaktivitäten konsequent ausgebaut, so 
daß Frankfurt zu einem der wichtigsten Zen­
tren für die Erkennung von angeborenen Stoff­
wechselerkrankungen in Deutschland gewor­
den ist. An einigen Fallbeispielen dieser eher 
selten auftretenden Stoffwechselstörungen er­
läutert der · Kinderarzt, wie es der Forschung 
gelingt, bisher unbekannte metabolische Pro­
zesse zu analysieren und damit längst bekann­
te Krankheitssymptome zu erklären. 

Kontinuität oder Transformation? 
Zur langfristigen Entwicklung selbstverwalteter Betriebe 

Jeder zweite Betrieb, der in den siebziger Jah­
ren nach den Ideen von gleichem Besitz und 
gleichen Rechten für alle gegründet wurde, 
blieb bis heute den Prinzipien der Selbstverwal­
tung treu. Vor zehn Jahren - zur Blütezeit der 
Diskussion um Alternativbetriebe - untersuchte 
Frank Heider mit einem SoziologInnen-Team 
zum ersten Mal alle selbstverwalteten Betriebe 
in Hessen. Nach einer Dekade nahmen sie die 
Szene noch einmal unter die Lupe: Fast der 
Hälfte der Betriebe ist es gelungen, die schwie-

rige Balance zwischen den Interessen des Ein­
zelnen und den kollektiven betrieblichen Erfor­
dernissen auch auf Dauer aufrechtzuerhalten. 
Wichtige Voraussetzung scheint es zu sein, daß 
die politische Grundüberzeugung, die auf anti­
autoritären und auf Toleranz angelegten Wert­
vorstellungen beruht, von allen Mitgliedern ge­
teilt wird. Die andere Hälfte der befragten Be­
triebe hat die klassische Trennung zwischen ei­
gentumslosen Angestellten und verantwortli­
chen GesellschafterInnen wieder eingeführt. 

Auf der Suche nach Geheimnissen 
in der Bewegung gebundener Elektronensysteme 

Dank hochauflösender Mikroskope konnten 
Naturwissenschaftler in den vergangenen 
Jahrzehnten immer tiefere Einblicke in die 
atomare Welt gewinnen. Mit diesen Instru­
menten ließen sich zwar winzige Strukturen 
ruhender Objekte unter die Lupe nehmen, 
doch die dynamischen Prozesse der Elektro­
nen, denen alle Veränderungen in der leben­
den Welt ihren Antrieb verdanken, können so 
nicht beobachtet werden. Den Frankfurter 
Physikern im Team von Horst Schmidt­
Böcking gelang jetzt ein entscheidender 

Durchbruch, der in der internationalen Fach­
welt großes Aufsehen erregte: Die Wissen­
schaftler des Instituts für Kernphysik haben 
ein neuartiges Verfahren entwickelt, das wie 
mit einer superauflösenden Videokamera die 
kollektiven atomistischen Bewegungsvorgän­
ge sichtbar machen kann. Erprobt wurde die­
ses Dynamik-Mikroskop an dem einfachsten 
in der Natur vorkommenden Zweielektronen­
objekt, dem Heliumatom. In Kooperation mit 
Chemikern und Biologen sollen nun weitere 
Anwendungsbereiche erschlossen werden. 
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»Bürger einer Stadt« 

Selbstverständnis 
und Lebensweise des Bürgertums 

im 19 . Jahrhundert 

von Lothar Gall 

W ir sind ja Bürger einer Stadt, 
wir können daher kein getheil­
tes Interesse haben" - im aus­

gehenden 20. Jahrhundert würde man ein 
politisches Bekenntnis dieser Art entwe­
der als naiv bezeichnen oder als bloße Be­
schwörungsformel abtun, die vorhandene 
Gegensätze verschleiern soll. Die Äuße­
rung eines Bürgermeisters ist in der Zeit 
der Befreiungskriege 1814 gefallen, als in 
Deutschland Diskussionen über die Grün­
dung eines Staatenbundes und die innere 
Verfassungs entwicklung von Staaten und 
Städten einsetzten. Zumindest in der Vor­
stellungswelt ihrer Einwohner war die 
Stadt zu dieser Zeit noch eine Gemein­
schaft von Bürgern, die ein übereinstim­
mendes Interesse am Wohlergehen des 
Gemeinwesens verband. Die Stadt galt 
damals als die moderne Lebensform 
schlechthin. Sie war eine Erfahrungs- und 
Lebensgemeinschaft, in der die individu­
elle und die Mobilität bestimmter Berufs­
gruppen ständig zunahm. In viel stärke­
rem Maße als heute bildete die Stadt aber 
auch eine politische Handlungseinheit, 
aus deren Mitte eine Bewegung entstand, 
die auf die Reform von Staat und Gesell­
schaft hinarbeitete. Die Annahme, daß 
diese liberale Reformbewegung lokalen 
Ursprungs und von einer breiten stadtbür­
gerlichen Basis getragen war, hat mich 
1988 dazu bewogen, das Frankfurter For­
schungsprojekt "Stadt und Bürgertum im 
19. Jahrhundert" zu initiieren. Während 
der Liberalismus gleichsam von der Spit-

ze der Bewegung her im Hinblick auf die 
Ideen, das Programm und die Parteipoli­
tik, auch hinsichtlich seines Führungsper­
sonals, vergleichsweise gut erforscht war, 
wußten wir sehr wenig über seine gesell­
schaftliche Basis und über das Bürgertum 
als soziale Formation, obwohl es allge­
mein als Wegbereiter und Nutznießer der 
anbrechenden Moderne, des "bürgerli­
chen" 19. Jahrhunderts galt. In einer breit 
angelegten, vergleichenden Studie über 
die sozialhistorischen und lebensweltli­
chen Grundlagen des Bürgertums schien 
für mich der Schlüssel zum Verständnis 
jenes politischen, wirtschaftlich-sozialen 

und kulturellen Umbruchs im 19. Jahr­
hundert zu liegen, der den Übergang von 
der ständischen Welt zur bürgerlichen 
Moderne herbeiführte. 

Bürgertum als Lebens- und 
Handlungsgemeinschaft 

Das Frankfurter Projekt startete zu ei­
nem Zeitpunkt und unter Voraussetzun­
gen, die man als eher ungünstig einstufen 
muß. Zum einen hatte das Thema längst 
Konjunktur, denn seit den frühen 1980er 
Jahren war bereits eine Reihe begriffs­
und sozialgeschichtlicher Studien entstan-



Links: Auf Wahlversammlungen organisierte sich 
das Bürgertum im unmittelbaren Vorfeld der 
Revolution von 1848/49. 

Oben: Der lesende Bürger im öffentlichen Raum 
- eine Szene, die gleichermaßen die Politisie­
rung und Vergesellschaftung des Bürgers 
repräsentierte. 

Unten: Festbankett zu Ehren eines liberalen Abge­
ordneten, auf dem man sich weitgehend unbehel­
ligt von polizeilicher Überwachung über politische 
Zielvorstellungen abstimmen konnte. 

den, schien der Informationsbedarf über 
bürgerliche Teilgruppen, etwa über die 
freien Berufe und Beamte als Repräsen­
tanten des sogenannten "Bildungsbürger­
turns", einem Sättigungsgrad zuzustreben. 
Zum zweiten konnte man die Bilanz die­
ser Forschungen nur sehr bedingt als zu­
friedenstellend bezeichnen, und die spezi­
fische Eigenheit des Forschungsgegen­
standes ermutigte nicht dazu, den bisheri­
gen Weg fortzuführen. Bürgertum er­
schloß sich dem Betrachter nämlich als 
ein diffuses Konglomerat von Berufen, 
Marktteilnehmern, Erwerbs- und Besitz­
bürgern, eingeordnet zumeist unter höchst 
unscharfen Kategorien wie "Wirtschafts­
und Bildungsbürgertum" oder - fast 
schon ideologisch - in dynamische und 
rückständige Elemente des Modernisie­
rungsprozesses. Eine soziale Formation 
mit scharf umrissenen Konturen hatten 
die bisherigen Forschungsansätze nicht 
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erkennbar werden lassen. Bürgertum, so 
der etwas resignative Tenor, existiere im 
Grunde nur in der negativen Abgrenzung 
zum Adel und zur Arbeiterschaft, oder be­
stenfalls als eine "Kulturgemeinschaft", 
als ein geistiges Ensemble von Werten, 
Überzeugungen und Lebenshaltungen. Um 
den methodischen Fehler einer Zergliede­
rung und Zersplitterung des Untersu­
chungsgegenstandes zu vermeiden, wählte 
das Projekt einen Zugriffsweg, der die 
Chance nicht von vorneherein verspielte, 
Bürgertum als eine Lebens- und Hand­
lungseinheit zu betrachten. Den erfolgver­
sprechendsten Ansatzpunkt für eine Unter­
suchung bot die Stadt, weil das Bürgertum 
hier seit dem Hochmittelalter seinen ge­
nuinen Lebensmittelpunkt hatte - eine 
Überlegung, von der bereits Otto Brunner 
und Percy Ernst Schramm ausgegangen 
waren, ohne jedoch systematischere Unter­
suchungen daran anzuschließen. 
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Dei Dienst in der Bürgerwehr symbolisierte die Bereitschaft des Bürgers, sich für die städtische Ge­
meinschaft notfalls auch mit der Waffe in der Hand einzusetzen. Als Paradetruppe trat die Bürgerwehr 
vorwiegend zu festlichen Anlässen in Erscheinung. 

Bürgerselbstverwaltung 
kontra Beamtenstaat 

Was verbindet das Bürgertum von 
zwölf ganz unterschiedlich strukturierten 
städtischen Gesellschaften? N atür lich 
können hier nur einige wenige Interpreta­
tionsstränge herausgegriffen werden. Das 
vielleicht wichtigste Ergebnis ist die Ent­
deckung des Stadtbürgers als politisches 
Subjekt. Bei aller Wichtigkeit sozialer 
und kultureller Gemeinsamkeiten konsti­
tuierte sich das städtische Bürgertum 
doch vor allem als eine politische Ak­
tionsgemeinschaft. Ein Bürger im umfas­
senden Sinne des Wortes war in manchen 
Städten bis fast an die Schwelle des 20. 
Jahrhunderts nur der das volle Bürger­
recht genießende Stadtbewohner. Das 
Bürgerrecht befähigte den Bürger zur po­
litischen Mitbestimmung, verschaffte ihm 
die Möglichkeit, das aktive und passive 
Wahlrecht auszuüben und Ämter in der 
kommunalen Selbstverwaltung zu über­
nehmen. Es konstituierte den Bürger als 
mündiges Individuum und verantwortli­
ches politisches Subjekt. 

Noch Ausgang des 19. Jahrhunderts, 
zu einem Zeitpunkt, als die sozialrechtli­
chen Abstufungen der alten Bürgerge­
meinden weitgehend zugunsten der Ein­
wohnergemeinde eingeebnet worden wa­
ren, als das Bürgerrecht seine finanzielle 
Bedeutung als Einnahmequelle längst 
verloren hatte, hielten die meisten Städte 
an der rechtlichen Verkopplung von Bür­
gerrecht und kommunalem Wahlrecht 
fest. Am Bürgerstatus konkretisierte sich 
eben die Vorstellung vom autonomen, ak­
tiv - auch im Bürgerwehrwaffenrock -
dem Gemeinwesen dienenden, männli­
chen Individuum. Diesen, mit der Zeit 
eher nur noch symbolisch wirksamen An-

spruch durch ein inhaltlich ja wesentlich 
abstrakteres, unpersönliches Staatsbürger­
recht zu ersetzen, hätte die besondere 
Stellung des Bürgers in Staat und Gesell­
schaft für jedermann sichtbar ausgelöscht. 
Man hielt an einem personalisierten Bür­
gerbegriff nicht zuletzt deshalb so hart­
näckig fest, weil er den engen Zusammen­
hang zwischen der persönlich-privaten 
und der öffentlichen politischen Existenz 
des Bürgers in der Gemeinde zum Aus­
druck brachte. Wer in der Stadt das Bür­
gerrecht erworben hatte, der war in aller 
Regel mit einem eigenen Hausstand "an­
gesessen", beruflich "selbständig" - was 
in der Praxis etwa gleichbedeutend ist mit 
unserem heutigen Begriff "von einem fes­
tem Einkommen lebend" - und verheira­
tet. Diese bürgerliche Hausvätergemein­
schaft stellte das personelle Reservoir der 
politisch aktiven Bürgerschaft. Nicht an 
die Begriffe "Volkssouveränität" und '"all­
gemeines Wahlrecht" band sich also das 
politische Partizipations verständnis, son­
dem an diese eher im Herkommen be­
gründete bürgerliche Rechtsgemeinschaft. 

Auch das zweite Antriebsmoment po­
litischer Konstituierung des Bürgertums 
ist keine "modeme" Schöpfung, sondern 

eine Erfahrung der frühneuzeitlichen 
städtischen Lebenswelt. Die von Histori­
kern oft als städtischer "Republikanis­
mus" bezeichnete Praxis kommunaler 
Selbstverwaltung des neuzeitlichen Bür­
gertums bediente sich traditionaler For­
men der Herrschaftsorganisation. Das 
stadtbürgerliche Politikverständnis war 
genossenschaftlich geprägt, gründete auf 
der Autonomie und Mitverantwortung, 
der Selbstregierung und Selbstregulierung 
der politischen Bürgergemeinde. Es ver­
band sich mit einem individualistischen 
Freiheitsbegriff, der dem einzelnen Bür­
ger innerhalb der durch die Gemeinde ge­
setzten sozialen Normen und Konventio­
nen großen persönlichen Entfaltungsraum 
gewährte. "Das Wort Bürger sichert je­
dem bei uns seine Freiheit, nur das Gesetz 
allein legt ihr Zwang an, und keine Will­
kühr irgend einer Authorität", so be­
schreibt ein Zeitgenosse die Grenzen die­
ses städtischen Republikanismus. 

Anders als der doch eher statische 
zeitgenössische BÜfgerbegriff, den das 
Stadtbürgertum etwa in der kommunalen 
Wahlrechtsfrage seit den 1870er Jahren 
zunehmend reaktionär gegen Ansprüche 
nichtbürgerlicher Sozialgruppen wendete, 
barg das kommunale Politikmodell ein 
hohes Potential an Dynamik in sich, das, 
wandelbar und in die Zukunft weisend, 
auf die Überwindung der bestehenden 
Verhältnisse zielte. "Bürgerselbstverwal­
tung" beinhaltete die Zukunftsvision einer 
sich selbst steuernden Gesellschaft von 
Bürgern, ein dem obrigkeitlichen Zentra­
lismus und der staatlich "beauftragten Ge­
meindeverwaltung" offensiv entgegenge­
setztes Ordnungsmodell. Im Vormärz und 
in der Revolution von 1848/49 entfaltete 
die Idee und Praxis der kommunalen 
Selbstverwaltung und der von ihr ausge­
hende Gemeindeliberalismus eine be­
trächtliche, den Obrigkeitsstaat untermi­
nierende Ausstrahlungskraft. Je länger im 
zentralisierten Beamtenstaat dieses bür­
gerliche Ordnungsprinzip auf kommuna­
ler Ebene erfolgreich praktiziert wurde, 
desto stärker wirkte es auf diesen ein und 
verwandelte ihn partiell in einen den bür-

In den Märztagen der 
Revolution von 1848 
standen Bürger und Ar­
beiter im gemeinsamen 
Kampf gegen den Ob­
rigkeitsstaat auf den 
Barrikaden. 



gerlichen Wünschen entsprechenden 
Staat. Daran konnte auch die gescheiterte 
Revolution nichts ändern, denn der konti­
nuierliche Ausbau der kommunalen 
Selbstverwaltung und die beginnende 
rechts staatliche Entwicklung wurden fort­
gesetzt: Es waren nicht zuletzt jene hier 
beschriebenen stadtbürgerlichen Erb­
schaften, die seit den 1860er Jahren zu­
nehmend Früchte trugen. 

Der bürgerliche Verein als 
sozialer und kultureller Mittelpunkt 

Ein zweites, wichtiges Ergebnis des 
Projekts, das ich hier herausgreifen möch­
te, betrifft die soziale Lebenswelt des 
Bürgers. Die computergestützte Grundla­
genforschung meiner Mitarbeiter hat auf 
diesem Feld Einzelheiten zutage geför­
dert, die Bürgerleben in einer bislang un­
erreichten Anschaulichkeit hervortreten, 
ja, in geradezu sinnlicher Weise vorstell­
bar werden lassen. Der bürgerliche Alltag 
erschöpfte sich um 1800 längst nicht 
mehr im Familienleben, und auch die tra­
ditionelle, in berufsständischen Versamm­
lungsorten, den Zunft-und Gildestuben 
gepflegte Form der Geselligkeit verlor 
mehr und mehr an Bedeutung. Der neue 
soziale und kulturelle Mittelpunkt der 
Stadt war der bürgerliche Verein als freier 
Zusammenschluß von zunächst noch aus-
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In der Architektur und 
großzügigen Ausstat­
tung der frühen Ver­
einslokale kam der An­
spruch auf überständi­
sche Geselligkeit und 
gesellschaftliche Re­
präsentativität sehr 
deutlich zum Ausdruck. 

Um die Jahrhundertwende 1900 präsentierte sich 
das bürgerliche Vereinsleben in veränderter 
Geestalt: Größe und Ausstattung der Lokale spie­
gelten das Selbstbewußtsein und die gewachsene 
gesellschaftliche Bedeutung des Bürgertums. 

Abendliche Hauskonzerte oder Theateraufführun­
gen, oft von Laien gemeinsam mit lokalen Künst­
lern inszeniert, gehörten zu den Höhepunkten des 
bürgerlichen Alltagslebens. 
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schließlich männlichen Individuen, die, 
unabhängig von Stand, Herkunft und Be­
ruf, zu gemeinsamen Zwecken der Bil­
dung, Unterhaltung und Geselligkeit fast 
täglich in den Abendstunden zusammen­
kamen. Im Laufe des 19. Jahrhunderts 
entstand in mehreren Gründungswellen 
ein überregionales, bald auch national 
verbundenes Netz von Vereinen. Die bür­
gerliche Gesellschaft konstituierte sich 
von dieser Basis aus, die politischen Par­
teien wuchsen aus ihr heraus und auch die 

Eines der zahlreichen 
Cafes, in denen sich 
Bürger nachmittags 
oder in den Abendstun­
den trafen, um sich bei 
der gemeinsamen Zei­
tungslektüre über Fra­
gen der großen Politik 
wie über lokale Ereig­
nisse auszutauschen. 

Arbeiterbewegung übernahm bald das 
freie Assoziationsprinzip. 

Durch die intensive, vergleichende Er­
forschung des bürgerlichen Vereinswe­
sens konnte das Frankfurter Projekt ge­
zielt herausarbeiten, welcher soziale Ty­
pus in den städtischen Elitevereinen do­
minierte. Es zeigte sich, daß exklusive 
städtische Gesellschaften, die oft den Na­
men "Museum", "Casino", "Ressource" 
oder "Harmonie" trugen, in der Regel nur 
Bürger unter sich akzeptierten, die auf-

verband das Bürgertum ein weitgespanntes Netz 
von Vereinen, die zu den unterschiedlichsten 
Zwecken - hier eine "Künstlergesellschaft" -
gegründet wurden. 

grund ihrer familiären Herkunft, ihres 
wirtschaftlichen Erfolgs oder besonderer 
beruflicher Leistungen in Wissenschaft, 
Politik und Kultur hohes Ansehen genos­
sen. Neubürger konnten, ohne Verbindung 
zu einem dieser Vereine anzuknüpfen, 
kaum in führende kommunale Ämter und 
Verwaltungspositionen gelangen oder po­
litischen Einfluß in der Stadt gewinnen. 
Die Hierarchie der städtischen Bürgerge­
sellschaft bildete sich in den bürgerlichen 
Vereinen ab, über Aufstieg, Macht und 
Elitezugehörigkeit in der Stadt wurde 

Als Stätten kapitalistischen Geschäftssinns und 
bürgerlichen Spekulationsfiebers waren die zahl­
reichen Waren- und Devisenbörsen Sinnbild des 
ökonomischen Erfolgs wie der Krisenanfälligkeit 
der bürgerlichen Gesellschaft. 



hier, im Kreis der lokalen Honoratioren­
schaft, entschieden. Ein Beispiel soll die­
sen sozialen Mechanismus hier stellver­
tretend erläutern. 

Beispiel einer bürgerlichen 
Erfolgsbiografie 

Der 1761 bei Kreuznach geborene 
Kaufmann und Tabakfabrikant Johann 
Friedrich Abegg hatte in Bremen 1796 
den Bürgereid geschworen und gleich 
darauf einen Großhandel mit Blättertabak 
begonnen. Die Grundsteuerregister der 

Jahre 1810 und 1840 geben Aufschluß 
darüber, wie rasant sein Vermögen an­
wuchs. Die Quellen lassen Einzelheiten 
eines großbürgerlichen Lebensstils erken­
nen, etwa der Besitz von Landhäusern, 
Pferdekutschen und weitläufigen Gärten. 
Aus den Ämter-, Mandats- und Vereins­
mitgliederlisten werden das politische En­
gagement, die gesellschaftlichen und kul­
turellen Vorlieben deutlich: Abegg wurde 
1805 zum Ältermann der Kaufmann­
schaft, 1810 in verschiedene städtische 
Deputationen und 1818 zum Senator, das 
höchste städtische Amt, gewählt. Er ver-

"Stadt und Bürgertum im 19. Jahrhundert" -
ein Frankfurter Forschungsprojekt 

E in bißchen Pioniergeist war schon 
erforderlich, als Frankfurter Wis­

senschaftlerinnen und Wissenschaftler 
1988 unter der Leitung von Professor 
Lothar GaU das Projekt "Stadt und 
Bürgertum im 19. Jahrhundert" ins Le­
ben riefen. Denn in doppelter Hinsicht 
betraten sie Neuland: zum einen fan­
den sich Geisteswissenschaftler in ei­
nem Ausmaß zu teamorientierter Ar­
beit zusammen, wie dies bis dahin nur 
in den Naturwissenschaften bekannt 
war. Zum anderen konnte erst die mo­
deme EDV jene Bewältigung von Da­
tenmassen leisten, vor der die Histori­
ker ansonsten hätten kapitulieren müs­
sen. Jetzt, wo die Arbeiten fast voll­
ständig als Manuskript und zu einem 
Teil schon gedruckt vorliegen, zeigt 
sich, daß das Konzept tragfähig war. 

I n finanzieller Hinsicht ermöglicht 
wurde das Vorhaben durch die Ver­

leihung des Leibniz-Preises der Deut­
schen Forschungsgemeinschaft an Lo­
thar Gall, dem damit Mittel in Höhe 
von 1,5 Millionen DM zur Verfügung 
standen. Am Beginn des Projekts stand 
dann die Idee, das BÜIgertum metho­
disch dort zu fassen, wo es lebt: in den 
Städten. Daraus resultierte die Not­
wendigkeit, ein Sampie von Städten 
aufzustellen, das den deutschsprachi­
gen mitteleuropäischen Raum reprä­
sentieren sollte. Man beschränkte sich 
damals, 1988, aus forschungspragmati­
schen Gründen zunächst noch auf das 
Gebiet der alten Bundesrepublik. Die 
Auswahl im einzelnen basierte auf der 
Überlegung, daß Städte bestimmten 
Hauptstrukturtypen zuzuordnen seien 
und alle diese Hauptstrukturtypen ver­
treten sein müßten. Als solche Struk­
turtypen können gelten: Handelsstädte, 

Residenz- und Verwaltungsstädte, Uni­
versitätsstädte, frühindustrielle Gewer­
bestädte und Industriestädte. Mittler­
weile gehören folgende Städte (in 
Klammem die Bearbeiter) als For­
schungsobjekte zum Projekt: Bremen 
(Andreas Schulz), Göttingen (Regina 
Jeske), Münster (Susanne Kill), Dort­
mund (Karin Schambach), Leipzig 
(Thorsten Maentel), Köln (Gisela Met­
tele), Aachen (Michael Sobania), 
Wetzlar (Hans-Wemer Hahn), Wiesba­
den (Thomas Weichei), Frankfurt am 
Main (Ralf Roth), Heidelberg (Marie­
Lise Weber), Mannheim und Karlsruhe 
(Dieter Hein), Heilbronn (Dirk Reu­
ter), Augsburg (Frank Möller) und 
München (Ralf Zerback). 

U m die erwünschte Präzision bei 
der Beschreibung des jeweiligen 

städtischen Bürgertums erzielen zu 
können, mußte nun Stadt für Stadt in 
drei Untersuchungsschritten vorgegan­
gen werden. Zunächst ging es um die 
Ermittlung der gesamtstädtischen So­
zialstruktur mit Hilfe eventuell schon 
vorhandener Statistiken, vor allem aber 
durch Auswertung umfassender seriel­
ler Quellen, etwa von Adreßbüchem, 
Hauseigentümer- oder Gewerbelisten. 
Dann, im zweiten Schritt, wurde Quel­
lenmaterial verarbeitet, das Aufschluß 
gibt über Mandate in der kommunalen 
Selbstverwaltung, Ehrenämter in Kir­
chen und Stiftungen, wirtschaftlichen 
Interessenvertretungen, über bürgerli­
che Vereine und kommunale Parteien, 
aber auch über Steuerleistung oder Ei­
gentum und damit über die ökonomi­
sche Position. Durch die Eingabe, Ver­
knüpfung und Auswertung entspre­
chender Listen ließen sich schon recht 
deutlich umrissene Vorstellungen vom 
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kehrte in den Gesellschaften "Erholung" 
und "Museum", den beiden Elitevereinen 
der Stadt. Die zeitliche Abfolge der ver­
schiedenen Berufungen und Mitglied­
schaften macht deutlich, von welchen 
Voraussetzungen sozialer Aufstieg, ge­
sellschaftliche Anerkennung und politi­
sehe Einflußnahme in einer großen Han­
delsstadt des 19. Jahrhunderts im einzel­
nen abhingen. Der Großhändler und Fa­
brikant Abegg hatte es als zugezogener 
Neubürger natürlich schwerer als ein Bür­
gersohn aus angemessener Familie. Sein 
Lebenslauf zeigt, daß der geschäftliche 

Bürgertum und der bürgerlichen Elite 
einer jeweiligen Stadt gewinnen. In ei­
nem dritten Schritt schließlich mußte 
für einen kleineren Kreis von Mitglie­
dern dieser bürgerlichen Elite mit Hilfe 
biografischer Lexika, familienge­
schichtlicher Literatur und personen­
spezifischem Archivmaterial ein sozia­
les Profil ermittelt werden. 

D as Neue des Frankfurter Projekts 
ist es, mit Hilfe einer Methode 

verschiedene Städte einheitlich zu be­
arbeiten. Ein andauernder Diskussions­
zusammenhang in regelmäßigen Pro­
jektsitzungen, viele Gespräche in klei­
neren Zirkeln, das gegenseitige Aus­
helfen insbesondere bei den Tücken 
der modemen EDV - das hat zugleich 
einen speziellen Teamgeist in das Un­
ternehmen gebracht. 

K am der individuelle Forschergeist 
dabei nicht zu kurz? Die Wissen­

schaftler sind der Ansicht, daß dem 
nicht so war: jede Stadt ist so einzigar­
tig in ihrer Ausprägung, die Rahmen­
bedingungen für die jeweiligen Ein­
wohner sind so unverwechselbar, daß 
alle gezwungen waren, sich tief in die 
stadtspezifische Mentalität "ihrer" 
Bürger einzuleben. Und das wichtigste 
mußte jeder einzelne ohnehin selbst 
leisten: sein Werk verfassen und damit 
die riesigen Mengen an Daten, die ihm 
zur Verfügung standen, so zu verdich­
ten und schreibend zu gestalten, daß 
ein zusammenhängendes Bild vom 
Bürgertum seiner Stadt entstand - ein 
Bild, das für sich Gültigkeit besitzt und 
zugleich den Mosaikstein für ein grö­
ßeres Bild liefert: für das des mitteleu­
ropäischen Bürgertums insgesamt. 

Ralf Zerback 
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Bei der Planung und 
Streckenführung von Ei­
senbahnlinien verfolgten 
Staat und Bürgertum oft 
unterschiedliche Ziele. Im 
Falle der Kölner Eisen­
bahnbrücke wurde mit 
dem Ausgangspunkt am 
Dom ein Kompromiß ge­
funden, der auch die Wirt­
schaftsinteressen des 
Stadtbürgertums berück­
sichtigte. 

Erfolg und die vorteilhafte Heirat einer 
Bremer Kaufmannstochter 1796 ihm rela­
tiv schnell die Pforte zur gesellschaftli­
chen Oberschicht der Stadt öffneten. Der 
weitere Verlauf seiner Karriere scheint 
dann fast vorprogrammiert. 

Ist der Großhändler Abegg ein außer­
gewöhnlicher Fall oder ein typisches Bei­
spiel für einen bürgerlichen Lebenslauf, 
können die Stationen seiner Erfolgsbio­
grafie Aufschluß geben über Rekrutie­
rungsmechanismen bürgerlicher Eliten? 
Noch vor zehn Jahren hätte man solche 
Fragen schlicht nicht beantworten bzw. 
empirisch nicht belegen können. Der 
Quervergleich mit anderen bürgerlichen 
Lebenswegen innerhalb der gleichen 

Wichtigste Veröffentlichungen aus dem Umfeld des Projekts 

Lothar Gall, Bürgertum in Deutsch­
land. Berlin 1989. Am Beispiel einer 
süddeutschen Familie wird über drei 
Jahrhunderte hinweg die bürgerliche 
Lebenswelt geschildert. In allgemein­
verständlicher Form werden Erkennt­
nisse der modemen Bürgertumsfor­
schung präsentiert. 

im SiedlerVerJag 

Lothar GaU (Hrsg.), Stadt und Bür­
gertum im 19. Jahrhundert. Mün­
chen 1990. Die Beiträge dieses Sam­
melbandes, hervorgegangen aus einer 
Sektion des Deutschen Historikertages, 
versuchen die Bedeutung der Stadt für 
die Bürgertumsforschung zu unterstrei­
chen. Sie bilden damit eine inhaltliche 
Leitmarke für das Frankfurter Projekt. 
Lothar Gall (Hrsg.), Vom alten zum 
neuen Bürgertum. Die mitteleuropäi-

sche Stadt im Umbruch 1780-1820. 
München 1991. Das erste gemeinsame 
Werk des Projektteams. Am Beispiel 
einer Schlüsselepoche - der Um­
bruchs zeit von 1780 bis 1820 - exem­
plifiziert jeder Autor für seine Stadt 
den Forschungsansatz des Projekts. 
Lothar Gall (Hrsg.), Stadt und Bür­
gertum im Übergang von der tradi­
tionalen zur modernen Gesellschaft. 
München 1993. Der Band enthält Bei­
träge, mit denen das Projektteam seine 
Ergebnisse vor einer Fachöffentlichkeit 
präsentierte. In ihm sind auch die Dis­
kussionen der Tagung und die Stel­
lungnahmen der Wissenschaftler au­
ßerhalb des Projekts abgedruckt. 
Dieter HeinlAndreas Schulz (Hrsg.), 
Bürgerkultur im 19. Jahrhundert. 

BÜRGERKULTUR 
IM 19. JAHRHUNDERT 

Bildung, Kunst 
und Lebenswelt 

Bildung, Kunst und Lebenswelt. 
München 1996. Dieser Sammelband 
schildert in gut lesbarer Form, welche 
Bedeutung kulturelle Ausdrucksfor­
men im Selbstverständnis des Bürgers 
einnahmen. Aus der Summe der Bei­
träge erschließt sich ein Panorama der 
kulturellen Lebenswelt des Bürgertums 
im 19. Jahrhundert. 

Darüber hinaus liegt schon eine Reihe 
von Stadtmonografien und Aufsätzen 
in gedruckter Form vor: 
Hans-Werner Hahn, Altständisches 
Bürgertum zwischen Beharrung und 
Wandel. Wetzlar 1689-1870. München 
1991. 
Karin Schambach, Stadtbürgertum und 
industrieller Umbruch. Dortmund 
1780-1870. München 1996. 
Andreas Schulz, Weltbürger und Geld­
aristokraten. Hanseatisches Bürgertum 
im 19. Jahrhundert. München 1995, in: 
Historische Zeitschrift 259, 1994, 637-
670. 
Ralj Roth, Stadt und Bürgertum in 
Frankfurt am Main. Ein besonderer 
Weg von der ständischen zur modemen 
Bürgergesellschaft 1760-1914. M ün­
chen 1996. 
Dieter Hein, Das Stiftungswesen als 
Instrument bürgerlichen Handeins im 
19. Jahrhundert, in: Stadt und Mäzena­
tentum. Hrsg. von Bernhard Kirchgäss­
ner und Hans-Peter Becht. Sigmarin­
gen 1997, 75-92. 
RaljZerback, München und sein Stadt­
bürgertum. Eine Residenzstadt als Bür­
gergemeinde 1780-1870. München 
1997. 
Thomas Weichel, Die Bürger von Wies­
baden. Von der Landstadt zur "Welt­
kurstadt" (1780-1914). München 1997. 



Stadt, mit Handelsstädten gleichen Typs 
und schließlich mit vollkommen anders 
strukturierten Städten ermöglichen es, 
Aussagen grundsätzlicher Art über den 
Charakter der bürgerlichen Gesellschaft 
zu treffen. 

Reforminitiativen des 
Stadtbürgertums 

Der bürgerliche Verein war nicht nur 
eine Schlüsselstelle für den individuellen 
Aufstieg in der bürgerlichen Gesellschaft. 
Er diente dem Bürgertum gleichzeitig, 
und darauf hat das Frankfurter Projekt in 
seinen Monographien über Stadt und Bür­
gertum besondere Aufmerksamkeit ver­
wendet, als zentrales, höchst effektives 
Instrument zur Durchsetzung und Beför­
derung vielfältig ster kultureller, sozialer, 
wirtschaftlicher und politischer Reform­
initiativen. Es ist müßig, diese Aktivitäten 
auflisten oder sachlich gruppieren zu wol­
len. Ein Blick in ein beliebiges städtisches 
Vereinsregister des 19. Jahrhunderts ge­
nügt, um zu zeigen, daß nahezu jede ent­
scheidende Modernisierungsinitiative zu-

mindest durch bürgerliche Vereine mitan­
gestoßen worden ist. Der Bau der großen 
Eisenbahnstrecken beispielsweise wurde 
zwar von Planungen und politischen Prä­
ferenzen der Staatsbürokratien mitbe­
stimmt, aber doch auch entscheidend 
durch lokale und überregionale Bürger­
komitees beeinflußt und mitfinanziert. 
Das Sparkassen- und Bankenwesen, die 
Brandversicherung wie überhaupt das 
immer weiter ausgedehnte allgemeine 
Versicherungswesen gehen auf städtische 
Ursprünge zurück. Bürgerliche Stiftun­
gen und Vereine schufen die organisato­
rische und finanzielle Basis sozialer Ein­
richtungen wie Armen-, Kranken- und 
Waisenpflegeanstalten, lange bevor diese 
in die Regie städtischer Kommunalver­
waltungen übernommen und verstaat­
licht wurden. Bedeutende Bildungs- und 
Kulturanstalten wie Schulen, Kunsthal­
len und Museen, Symphonieorchester 
und Theater sind aus dem Engagement 
des Stadtbürgertums hervorgegangen, 
darunter kulturelle Institutionen von na­
tionalem Rang, wie zum Beispiel das 
Leipziger Gewandhausorchester oder das 
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Senckenbergische Forschungsinstitut in 
Frankfurt am Main. 

Viele dieser bürgerlichen Initiativen 
und Einrichtungen stehen für eine refor­
merische, kreative, wandlungs- und an­
passungsfähige stadtbürgerliche Gesell­
schaft, die scheinbar mühelos den Über­
gang von der überschaubaren altständi­
schen Welt der "german horne towns" in 
eine urbanisierte Industriegesellschaft be­
wältigte. Aber ist diese Bürgergesell­
schaft auf dem Weg in die Modeme offen 
geblieben für Aufsteiger, hat sie ihre Inte­
grationsfähigkeit gegenüber U nterschich­
ten und Minderheiten bewiesen? Viele, 
auch äußerst gegensätzliche Antworten 
scheinen ·hier möglich, weil die stadtbür­
gerlichen Eliten je nach Konstellation und 
Interessenlage divergierende politische 
Strategien verfolgten. Während sie in 
manchen Städten Bündnisse auf breiter 
sozialer Basis eingingen und damit die 

Das häusliche Familienleben wurde im 19. Jahr­
hundert zunehmend als friedliche Gegenwelt zu 
den wachsenden Anforderungen des Berufsall­
tags empfunden und in zeitgenössischen Darstel­
lungen entsprechend idealisiert. 
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Arbeitsteilige, zentralisierte Großbetriebe wie die hier abgebildete, 1837 gegründete Maschinenbau-An­
stalt des trühindustriellen Unternehmers Johann Friedrich Klett in Nürnberg symbolisierten tür jedermann 
schon von weitem sichtbar den industriellen und technischen Fortschritt. 

Professor Dr. Lothar Gall (60) lehrt als or­
dentlicher Professor an der Frankfurter 
Johann Wolfgang Goethe-Universität 
Neuere Geschichte. Er wurde in Lötzen! 
Ostpreußen geboren, besuchte das Gym­
nasium "Schule Schloß Salem" und stu­
dierte dann Geschichte, Romanistik und 
Germanistik in Mainz und München, wo er 
1960 mit einer Arbeit über den französi­
schen Liberalen Benjamin Constant pro­
moviert wurde. Gall habilitierte sich 1967 
in Köln bei Theodor Schieder. 1968, mit 31 
Jahren, erhielt er seine erste Professur in 
Gießen. 1972 folgte er einem Ruf nach 
Berlin und verbrachte das akademische 
Jahr 1972/73 als Gastprofessor in Oxford. 
Seit 1975 hat er einen Lehrstuhl an der Jo­
hann Wolfgang Goethe-Universität in 
Frankfurt am Main. Einem größeren Publi­
kum wurde Gall durch seine 1980 erschie­
nene Biografie des ersten deutschen 
Kanzlers bekannt: "Bismarck. Der weiße 
Revolutionär". Das mittlerweile in siebter 
Auflage vorliegende Werk wurde auch ins 
Englische, Französische, Italienische und 
sogar ins Japanische übersetzt. Auch die 
von ihm geleitete Ausstellung zur deut­
schen Geschichte, die bis vor kurzem im 
Reichstag zu sehen war und 1995 im dann 
renovierten Deutschen Dom wiederaufge­
baut wurde, fand weit über die Kreise der 
Fachgelehrten hinaus Beachtung. Das 
Begleitbuch zur Ausstellung "Fragen an 
die deutsche Geschichte" liegt seit 1994 
in 18. Auflage vor. Weiterere Forschungs­
schwerpunkte Galls sind der liberalis­
mus und die Entwicklung der bürgerli­
chen Gesellschaft. Seine wichtigsten Ar­
beiten zum Liberalismus sind neben der 
Untersuchung über den Einfluß des fran­
zösischen Liberalen Benjamin Constant 
auf den deutschen Vormärz ("Benjamin 
Constant. Seine politische Ideenwelt und 

der deutsche Vormärz", 1963) das 1968 er­
schienene Werk "Der Liberalismus als re­
gierende Partei. Das Großherzogtum Ba­
den zwischen Restauration und Reichs­
gründung" sowie die 1981 gemeinsam mit 
Rainer Koch in vier Bänden herausgege­
bene Quellensammlung "Der europäi­
sche Liberalismus. Texte zu seiner Ent­
wicklung". Seit den achtziger Jahren gilt 
Galls Interesse verstärkt der Entwicklung 
des deutschen Bürgertums und der bür­
gerlichen Gesellschaft in Deutschland. 
Beides steht im Zentrum eines von der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft fi­
nanzierten Forschungsprojekts zum The­
ma "Stadt und Bürgertum im 19. Jahrhun­
dert". In diesem Rahmen erschien 1989 
sein Buch über "Bürgertum in Deutsch­
land", die Geschichte einer bürgerlichen 
Familie, der Bassermanns, über neun Ge­
nerationen vom Dreißigjährigen Krieg bis 
in unsere unmittelbare Gegenwart. Außer­
dem gingen aus diesem Unternehmen ne­
ben einer großen Zahl von Einzelstudien 
noch eine Reihe von Sammelwerken her­
vor: "Stadt und Bürgertum im 19. Jahr­
hundert" (1990), "Vom alten zum neuen 
Bürgertum. Die mitteleuropäische Stadt 
im Umbruch 1780-1820" (1992), "Stadt 
und Bürgertum im Übergang von der tra­
ditionalen zur modernen Gesellschaft" 
(1993). Daneben ist Gall Autor der Über­
blicksdarstellungen "Europa auf dem 
Weg in die Moderne (1850-1890)" (3. Auf­
lage 1997) und "Von der ständischen zur 
bürgerlichen Gesellschaft" (1993). Gall ist 
Präsident der Historischen Kommission 
bei der Bayerischen Akademie der Wis­
senschaften, Vizepräsident der Deut­
schen Forschungsgemeinschaft und war 
von 1992 bis 1996 Vorsitzender des Ver­
bandes der Historiker Deutschlands. Er 
ist Mitglied der Bayerischen Akademie 

Legitimität ihrer Herrschaft bis unmittel­
bar vor den Kriegsausbruch 1914 zu er­
halten wußten, klammerten sie sich an­
dernorts an ihre durch das Wahlrecht gesi­
cherte kommunale Herrschaftsposition 
und verlängerten so das Honoratiorensy­
stem bis in das 20. Jahrhundert. In der Be­
urteilung des Charakters der städtischen 
"Bürgergesellschaft" schieden und schei­
den sich nicht nur im Frankfurter Projekt 
die Geister, eröffnen sich nach wie vor 
weite, längst nicht vollständig ausgemes­
sene Diskussionsfelder. Die Debatte in­
nerhalb und jenseits der historischen For­
schung lebendig gehalten und auf die Ur­
sprünge "unserer", der bürgerlichen Mo­
derne gelenkt zu haben - dies ist, so hoffe 
ich jedenfalls, ein bleibender, im Blick 
auf die zunehmenden sozialen Spannun­
gen und Probleme in den Städten der Ge­
genwart auch zunehmend aktueller Ertrag 
des Frankfurter Projektes "Stadt und Bür­
gertum im 19. Jahrhundert". 

der Wissenschaften und zahlreicher wis­
senschaftlicher Gesellschaften und Kom­
missionen. Seit 1975 ist er Herausgeber 
der "Historischen Zeitschrift", des wich­
tigsten Publikationsorgans der deut­
schen Geschichtswissenschaft. Für sein 
wissenschaftliches Werk erhielt Gall zahl­
reiche Preise, darunter 1987 den Gottfried 
Wilhelm Leibniz-Preis der Deutschen For­
schungsgemeinschaft, 1990 den Herbert­
Quandt-Medien-Preis und vor allem 1993 
den renommierten, vielfach mit dem No­
bel-Preis verglichenen Balzan-Preis der 
internationalen Balzan-Stiftung. 
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I(önigsherrschaft und 
Bürgerfreiheit 

Mehr als nur Untertan: 
der Bürger 

in der Residenzstadt München 

von Ralf Zerback 
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Das alte München, die Residenz 
der bayerischen Herzöge, später 
Kurfürsten (1623 bis 1805) und 

schließlich Könige (1806 bis 1918), er­
scheint zunächst kaum als Hochburg des 
Bürgertums. Die jahrhundertelange Prä­
gung durch die Baupolitik der Wittelsba­
cher hat überall ihre Spuren hinterlassen: 
Prachtachsen, Schlösser und Adelspalais 
verleihen der süddeutschen Metropole bis 
heute ein monarchisches Fluidum, und 
neben den Herrschern scheint es eher 
noch die Geistlichkeit gewesen zu sein, 

die das Bild des "deutschen Rom" be­
stimmt hat. 

Eine Stadt aber ohne Bürger gibt es 
nicht. Im "leuchtenden München" mögen 
sie nicht im Scheinwerferlicht gestanden 
haben. Doch wer sich der Mühe intensiven 
Quellenstudiums unterzieht, wird entdek­
ken, daß auch hier aus der traditional ge­
prägten Bürgerschaft seit Ausgang des 18. 
Jahrhunderts jenes moderne Bürgertum 
hervorging, das in allen mitteleuropäischen 
Städten bis ins 20. Jahrhundert hinein zur 
bestimmenden Kraft wurde. Wer waren 

München 1850. Der Plan ist genordet. Die Fe­
stungsanlagen sind verschwunden. Braun und rot 
markiert sind alle Bauten, die in den Jahren 1820 
bis 1850 entstanden sind. In den nur dreißig Jah­
ren hat sich die bebaute Stadtfläche mehr als ver­
doppelt. Besonders auffallend die rechteckigen 
Blöcke der Maxvorstadt im Nordwesten, einge­
rahmt von den Prachtachsen Ludwig- und Briener 
Straße. Südlich davon der Bahnhof; seit 1839 be­
saß München einen Eisenbahnanschluß an Augs­
burg. An der Isar rechts unten die Vorstädte Au 
und Haidhausen, damals noch selbständig; sie 
wurden 1854 eingemeindet. 

diese Münchner Bürger und wie lebten sie, 
was gab der Bürgerschaft inneren Halt und 
wie trat sie nach außen auf? 

"Bürger" war ursprünglich ein indivi­
duell zurechenbarer Rechtsbegriff. Man 
war als Stadtbewohner Bürger, oder man 
war es nicht. Im Bürgerrecht standen in 
der Regel die selbständigen Kaufleute 
und Handwerker. Später erwuchsen aus 
der Kaufmannschaft die Bankiers, noch 
später aus Kaufmannschaft und Hand­
werk die Fabrikanten. Diese Gruppe der 
selbständig Wirtschaftenden mit Bürger­
recht umfaßte im München des 18. Jahr­
hunderts etwa ein Fünftel aller Familien. 
Gesellen, Dienstboten und Taglöhner, 
aber auch Hof- und Staatsbedienstete, 
Geistliche und Militärangehörige: sie alle 
gehörten nicht dazu und partizipierten al­
so auch nicht an den Gemeinderechten, 
dem Recht, die inneren Gemeindeangele­
genheiten autonom zu regeln und die Ge­
meindeobrigkeit zu wählen oder sich 
selbst wählen zu lassen. 

Unterwerfung: Tiefpunkt in der 
Geschichte der Bürgergemeinde 

21. Mai 1791: In München ist es vor­
bei mit der Gemeindefreiheit. Alle Mit­
glieder des Inneren Rates, des wichtigsten 
politischen Gremiums der Stadt, wurden 



Die Ludwigstraße 1840. Für die Zeit des Vormärz bezeichnet sie die markanteste bauliche Veränderung 
nach der Entfestigung, ein Lieblingsprojekt von König Ludwig I. Anstelle der alten Schwabinger Landstra­
ße bildete sie die Verbindung vom Münchner Norden zum kleinen Landort Schwabing. Hier blickt man von 
Norden in die Stadt hinein. An den Seiten staatliche Verwaltungs- und Kulturbauten. Die Feldherrnhalle 
wurde erst einige Jahre später fertiggestellt. In ihrer klassizistischen Strenge wurde die Ludwigstraße 
schon von den Zeitgenossen als großartig und spröde zugleich empfunden. Der Gegensatz zum alten, ge­
wachsenen München ist unverkennbar. 

IM.MS'iUii' 

Der Schrannenplatz (seit 1854 Marienplatz) im 
Jahr 1836 während des allsamstäglichen Getreide­
markts ("Schranne"). Zum damaligen Zeitpunkt 
besaß dieser Markt eine große volkswirtschaftli­
che Bedeutung, insbesondere für die allgemeine 
Preisbildung. Bürgermeister Jakob Bauer schrieb 
1845, die Münchner Schranne bilde "in Deutsch­
land den größten Markt, auf welchem Produkt und 
Geld effektiv getauscht und nicht auf Bestellung 
Handel getrieben wird". Erst 1853 wurde der Ge­
treidemarkt in eine neugebaute "Schrannenhalle" 
von 400 Metern Länge verlegt, 1914 schließlich 
wurde die Schranne ganz aufgehoben. 

gezwungen, vor einem Bild ihres Landes­
herrn, des bayerischen Kurfürsten, nieder­
zuknien. Dieser Akt der Entehrung und 
Unterwerfung, dem ein massiver Konflikt 
vorausgegangen war, sollte die Freiheit 
der Stadt und ihrer Bürger beseitigen. 
München erhielt eine staatliche Verwal­
tungskommission, die vorübergehend die 
Gemeindeherrschaft übernahm. Das war 
der Tiefpunkt in der Geschichte der 
Münchner Bürgergemeinde, aber letztlich 
nur einer der zahlreichen Versuche der 
staatlichen Obrigkeit, die Gemeindefrei­
heit zu beschneiden und sich die Bürger­
schaft unterzuordnen. 

15 
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Ein Bürger aber ging nie gänzlich in 
seiner Rolle als Untertan auf. Selbstre­
dend waren die Münchner Bürger nach 
dem zeitgenössischen Verständnis "Un­
tertanen" des bayerischen Kurfürsten oder 
Königs. Aber wer selbständig einen Han­
dels- oder Gewerbebetrieb mit Gesellen 
oder Commis führte, wer dem noch ganz 
patriarchalisch geprägten Haushalt mit 
Familienangehörigen und Dienstboten 
vorstand, wer auf eigenem Grund und Bo­
den wohnte, wer seine Gemeindeobrigkeit 
selbst bestimmte oder sogar als Amtsin­
haber mitherrschte, der nahm sich hin und 
wieder das Recht auf Widerstand selbst 
gegen die monarchische Obrigkeit heraus. 
So geschehen, als der bayerische Staat 
zwischen 1802 und 1817 erneut eine völ­
lige Zentralisierung der Verwaltung und 
damit Aufhebung der kommunalen Auto­
nomie versuchte. Die Münchner boykot­
tierten die Wahl des neuen machtlosen 
Munizipalrates. Als schließlich 1818 eine 
neue Gemeindeordnung erlassen wurde, 
empfanden die Bürger dies als eine Syn­
these ihrer alten Stadtfreiheit mit moder­
ner Kommunalautonomie und somit als 
einen Sieg über die Idee einer völligen 
Entmachtung der Gemeinden. 

Bürgerfreiheit und 
königliche Willkür 

Immer wieder galt es auch in der Fol­
gezeit, bürgerliche Freiheit gegen königli­
che - oder staatliche - Willkür zu sichern. 
Die Bürger verlangten von ihren Vertre­
tern, daß sie ihnen im Konfliktfall Schutz 
vor Zugriffen durch Staat und König ge­
währten. Ein Magistratsrat befinde sich 
"nicht durch höhere Befehle, sondern 
durch freie Wahl der gesamten Bürger­
schaft auf diesem Posten ... mit der be­
schworenen Pflicht, die Rechte aller Bür­
ger ohne Ausnahme gegen alle Eingriffe 
(sie mögen von unten oder oben kommen) 
furchtlos zu verteidigen ... " [1]. Das ist 
kein Satz aus einem Klassiker der Staats­
rechtslehre; er entstammt vielmehr einem 
Beschwerdebrief der biederen Münchner 
Bäckermeister aus dem Jahr 1821. Bayern 
war ein Königreich - aber jede bayerische 
Gemeinde war in sich eine kleine Bürger­
republik. Daraus bezogen die Bürger ihre 
politische Urteilskraft. Und wer in dieser 
Bürgerrepublik ein Amt innehatte, wer 
von seinen Mitbürgern in die politischen 
Gremien der Stadt gewählt wurde, in 
München also etwa zum Gemeindebevoll­
mächtigten oder Magistratsrat, der darf 
als herausragender Repräsentant der städ­
tischen Bürgerschaft gelten. Auf der Su­
che nach Quellen, die Auskunft geben 
über die personelle Zusammensetzung ei­
ner bürgerlichen Elite, ergab sich für das 

Frankfurter Projekt ein wichtiger An­
knüpfungspunkt. Für alle Städte, die von 
uns untersucht wurden, sind die Namens­
listen der politischen Mandatsträger aus­
gewertet worden. 

Der König und die Prachtbauten -
der Bürgermeister und 
die Infrastruktur 

Die Einwohnerzahl Münchens, das 
seit 1806 nicht mehr kurfürstliche, son­
dern königliche Haupt- und Residenzstadt 
war, nahm im 19. Jahrhundert rasch zu, so 
rasch wie nie zuvor und danach in der Ge­
schichte der Stadt. 1800 betrug sie 
40.000; einhundert Jahre später 500.000: 
mehr als das Zwölffache. Hätte sich diese 
relative Zunahme im 20. Jahrhundert wie­
derholt, besäße München heute nicht 1,25 
Millionen, sondern über 6,25 Millionen 
Einwohner. Wie sollte diese unaufhaltsam 
expandierende "königliche" Stadt gestal­
tet, nach welchen Konzepten die notwen­
dige bauliche Ausweitung vorangetrieben 
werden? "Ich will aus München eine 
Stadt machen, die Teutschland zur Ehre 
gereicht, daß keiner Teutschland kennt, 
wenn er nicht München kennt." [2] Dieser 
angebliche Ausspruch König Ludwig I. 
(1825-1848) gibt die Intention seines 
Bauprogramms exakt wieder. Wie ein 
Gegenprogramm liest sich eine Stellung­
nahme des Ersten Bürgermeisters Jakob 
Bauer (1838-1854): "Wozu eine große 
Stadt im Sinne eines höheren Städtele­
bens, wenn die Gassen und Häuser von 
dürftigen Einwohnern geisterreich 
durchschattet sind?" [3] Während Lud­
wig in der Planung neuer Prachtbauten 
schwelgte, mußte sich die Stadt um die 
Infrastruktur bemühen, um Brunnen und 
Wasserleitungen, Brücken und Isarein-

1)1" JAßOB BAUER. 

~. == =.. ,~= ~-@ 
Dia Ourcormoistcf dar kOnir.:lichcn Hnupl~ u. Rosidon2Sl"dl MOnchon 

@5-~ <.",'@ 

Dr. Jakob Bauer, Erster Bürgermeister der Königl i­
chen Haupt- und Residenzstadt München (1838-
1854): "Wozu eine große Stadt im Sinne eines hö­
heren Städtelebens, wenn die Gassen und Häuser 
von dürftigen Einwohnern geisterreich durch­
schattet sind?" 

bettung, um den Bau von Schulen und 
Getreidemagazinen oder den Ausbau der 
Sozialfürsorge. 

Es war nicht allein die politische Ge­
meinde, die das Selbstverständnis des 
Münchner Bürgertums prägte. Die Stadt­
gemeinde zerfiel in viele kleinere Gemein­
schaften, in denen sich die Bürger zusam­
menfanden. Zünfte, Bruderschaften und 
Schützengilden schufen im alten München 
des 18. Jahrhunderts Gemeinschaftsbe­
wußtsein. In solchen Gruppierungen konn­
ten sich auch Formen der Geselligkeit ent-

Dr_ Ralf Zerback (36) studierte Geschich­
te, Politikwissenschaft und Öffentliches 
Recht in Heidelberg und Frankfurt am 
Main. Von 1988 bis 1993 war er Mitarbeiter 
im Projekt "Stadt und Bürgertum im 19. 
Jahrhundert". In seiner 1993 abgeschlos­
senen Dissertation befaßte er sich mit der 
Entwicklung des Münchner Stadtbürger­
tums zwischen 1780 und 1870. Seit 1994 
ist er Wissenschaftlicher Mitarbeiter bei 
der Historischen Kommission bei der 
Bayerischen Akademie der Wissenschaf­
ten. Dort ediert er die "Quellen zur Ge­
schichte des Deutschen Bundes 1830-
1848" und arbeitet an einer Habilitations­
schrift über das Thema "Deutscher Bund, 
liberale Bewegung und Nlationsbildung 
1830-1848". Er publiziertel Aufsätze zur 
Münchner Stadtgeschichte, zur Bürger­
tums- und Liberalismusforschung und 
zur städtischen Baugeschi(;hte. 



falten, doch blieben diese ständisch rest­
ringiert. Adelige und Bürger fanden in sol­
chen traditionalen Gemeinschaften regel­
mäßig nicht zusammen. Gegen solche 
ständische Beschränkung formierte sich 
im Ausgang des 18. Jahrhunderts eine 
neue Idee: die Vereinigung von Menschen 
unterschiedlichen Standes als Gleiche, 
oder, wie man jetzt programmatisch ver­
kündete: als Bürger. Der Bürgerbegriff, der 
ja selbst der ständischen Gesellschaft ent­
stammte, ließ sich "dynamisieren" [Lothar 
Gall], schien geeignet, zur Basis eines neu­
en Gesellschaftsideals zu werden. 

Der Verein und das Ende 
der ständischen Gesellschaft 

Diese emphatische Bürgervorstellung 
griff also auf ein reales Substrat, den 

Stadtbürger, zurück. Zugleich aber sollte 
es nicht beim Ideal, bei der Zukunftsvi­
sion bleiben, vielmehr sollte die neue Vor­
stellung unmittelbar zurückwirken auf die 
gegenwärtige Lebenswelt. Im Herbst 
1802 trafen sich 165 Münchner Einwoh­
ner und faßten den Entschluß, eine Ge­
sellschaft mit dem Namen "Museum" zu 
gründen. Was heute ein eher banales Er­
eignis zu sein scheint: die Gründung eines 
Vereins war in der noch ständisch gepräg­
ten Gesellschaft um 1800 jedesmal eine 
kleine Revolution. Denn daß sich Kauf­
leute, Bankiers, Offiziere, Beamte, Ge­
lehrte und Künstler unabhängig von Rang 
und Titel als Gleiche zusammenfanden, 
daß etwa, wie im "Museum", der Bankier 
Andreas Dall' Armi mit dem Staatsmini -
ster Montgelas oder der Handelsmann 
Franz Sporrer mit dem Kabinettsprediger 

Blick auf das Alte Rat­
haus von Osten um 
1840. Seit alters her 
war dies die Stätte der 
stadtbürgerlichen 
Selbstverwaltung. 
Wenn man durch das 
Tor schreitet, gelangt 
man auf den zentralen 
Platz der Stadt, den 
Schrannenplatz (seit 
1854 Marienplatz; vgl. 
Bild vom Schrannen­
platz, Seite 15). Der 
Turm links im Hinter­
grund gehört zu St. Pe­
ter, der ältesten Kirche 
Münchens. Im Eckge­
bäude links unten die 
Stadtwaage. 
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Ludwig 1., König von Bayern (1825-1848): "Ich will 
aus München eine Stadt machen, die Teutschland 
zur Ehre gereicht, daß keiner Teutschland kennt, 
wenn er nicht München kennt." 

Ludwig von Schmidt zusammentraf, war 
etwas Neues und wollte nicht so recht 
hineinpassen in die alten Vorstellungen 
einer gegliederten Gesellschaft. Mitglie­
der können, so hieß es in der Satzung des 
Museums, "gebildete Männer aus allen 
Ständen" werden, und ein später, in den 
1830er Jahren gegründeter Verein prokla­
mierte: "Alle Titulaturen ... werden als 
zwecklos .. . vermieden" [4]. Mehr noch: 
indem man sich im Münchner "Museum" 
regelmäßig zusammenfand und von 
gleich zu gleich über Literatur, Kunst und 
Politik "konversierte", ließ sich die zu­
künftige Gesellschaft nicht nur theore­
tisch vorwegdenken, man begann selbst 
schon ein Stück dieser Gesellschaft vor­
zuleben. Wie die Zunft die alte Gesell­
schaft im kleinen wiedergespiegelt hatte, 
sollte der Verein abbilden, wie man sich 
das neue Ideal dachte. 

Es blieb in München nicht beim "Mu­
seum". Binnen fünf Jahrzehnten besaß die 
Stadt 150 Vereine, kleine und große, be­
deutende und belächelte, allgemein-gesel­
lige oder zweckorientierte, und auch 
Frauenvereine entstanden in der anson­
sten noch sehr patriarchalisch geprägten 
Residenzstadt. Nahezu jeder Stadtbürger 
war Mitglied in mindestens einem Verein. 
Und umgekehrt versuchten die Bürger al­
les, was sie innerhalb der bestehenden 
Strukturen nicht bewältigen konnten, in 
Vereinsform zu regeln: KunstpfIege, Ge­
werbeförderung, Armenfürsorge, aber 
etwa auch schon "Thierschutz" oder 
Schachspiel. Für das Frankfurter For-

In der Kaufingerstraße 1840. Links sieht man Bürger, die die Schaukästen einer Kunsthandlung betrach-
ten. Ein eben erworbenes Bild wird herausgetragen. Fortsetzung auf Seite 20 
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Spaziergänger vor den Hofgartenarkaden um 1830. Nicht nur in den Vereinen, auch in den öffentlichen 
Räumen kultivierte man bewußt die Begegnung verschiedener Stände. Der Hofgarten war um 1780 für das 
"Publikum" geöffnet worden. Ein Zeitgenosse schrieb: "Nullen und Ziffern der Menschheit durchkreuzen 
sich, alle Stände fließen zusammen und vertragen sich so freundlich, als wenn sie schon über den Fluß der 
Vergeßenheit geschiftet in Elisäum wären." 

Die Vereinsbewegung kann aber nicht 
nur zeigen, wie sich Angehörige verschie­
dener Stände zu einem neuen Bürgertum 
formieren und wie sich dieser gesell­
schaftliche Aufbruch gegenüber den 
staatlichen und monarchischen Zugriffen 
erwehren mußte. Sie zeigt auch, inwie­
weit das ursprüngliche Ideal an Glanz 
verlor. Denn nach den emphatischen An­
fängen kam es zwangsläufig zu Schwie­
rigkeiten. So einfach konnten die in ganz 
unterschiedlichen mentalen Welten behei­
mateten Stadtbürger mit den Staatsbeam­
ten nicht immer zusammenfinden; Kon­
flikte blieben nicht aus; Vereine gründeten 
sich, die jetzt bestimmte Gruppen explizit 
ausschlossen, statt sich, so ja die ursprüng­
liche Idee, mehr und mehr zu öffnen. So 
fand sich mancher vermögende Kaufmann 
im Laufe der dreißiger und vierziger Jahre 
- in Tradierung der jahrhundertealten 
stadtbürgerlichen Gemeinschaft - wieder 
eher mit den Handwerkern zusammen als 
mit den Staatsbeamten. 

schungsprojekt ergab sich damit ein zen­
traler Anknüpfungspunkt für genauere 
Analysen. Denn die EDV-technische Aus­
wertung von Vereinsmitgliederlisten kann 
ein Abbild dieser neuen Bürgergesell­
schaft liefern, sie kann zeigen, welche so­
zialen Schichten miteinander verkehrten 
und welche nicht, welche Individuen un­
tereinander Kontakt hatten, und sie kann 
Vermutungen erhärten, über welche Ein­
flußkanäle Machtausübung stattfand: ne­
ben der Auswertung der Mandatslisten 
ein weiterer Baustein für die Beantwor­
tung der Frage, welche Gruppen in der 
modernisierten bürgerlichen Gesellschaft 
das Sagen hatten. 

Die staatlichen Behörden versuchten 
immer wieder, die Autonomie dieser Ver­
eine, die sich bisweilen als kleine Repu­
bliken sahen, zu beschneiden. Selbst das 
"Museum", dem doch zahlreiche Staats­
beamte bis hinauf zu Regierungsmitglie:'" 
dem angehörten, mußte sich vehement 
der polizeilichen Überwachungs gelüste 
erwehren. Mißtrauen und Verbote gegen­
über der Vereinsbewegung resultierten 
nicht zwangsläufig aus im engeren Sinn 
politischen Intentionen; allein das Zusam­
mentreffen so vieler Einwohner außerhalb 
der geregelten Bahnen der ständischen 
Gesellschaft war politisch verdächtig. 
Mancher weniger ambitionierte Verein 
versuchte durch Bestimmungen in seiner 
Satzung vorzubeugen; so untersagte die 
Gesellschaft "Bayern-Treue" ihren Mit­
gliedern "Grübelei über Regierungs-Verfü­
gungen und Discurse politischer Tendenz" , 
ein deutliches Abbild dessen, was sich in 
vielen Vereinen wohl abgespielt hat. 

Silvesterabend im Münchner Harmonie-Verein 1858. Die bürgerliche Gesellschaft des 19. Jahrhunderts ist 
undenkbar ohne den Verein. Das Zusammenführen von Stadtbürgern, Beamten, Gelehrten, Künstlern und 
'Offizieren brach alte Standesgegensätze auf. In den meisten Fällen besaßen Frauen noch keine volle Mit­
gliedschaft, konnten aber an Veranstaltungen des Vereins teilhaben, da - so der Verein "Museum" 1805 -

. "Konzerte und gesellige Verbindung ohne den Beitritt des schönen Geschlechts nicht gedeihen." 



Aber selbstredend war auch das Zu­
sammenleben der Stadtbürger, also der 
Kaufleute, Bankiers, Fabrikanten und 
Handwerksmeister nicht konfliktfrei. Die 
wirtschaftlichen Gegensätze in der Bür­
gergemeinschaft waren groß und wurden 
immer größer. Gerade deswegen aber 
glaubten sich die Wohlhabenderen zu­
nächst noch in der Verpflichtung gegen­
über den ökonomisch weniger erfolgrei­
chen Bürgern. 

Zünfte und Konkurrenzen -
die Wirtschaftsverfassung 

Die Stellung als selbständig Wirt­
schaftender war die Regel für den alten 
Münchner Stadtbürger; allein einige we­
nige waren ausschließlich als Hausbesit­
zer in die Bürgergemeinde aufgenommen 
worden. Ein Gutteil des stadtbürgerlichen 
Selbstbildes hing mit diesem Status zu­
sammen. Die Wirtschaftsverfassung der 
alten Stadt war Ausdruck eines zweifach 
aufgefalteten Wertsystems. Die eigentli­
che Basis bildete jenes System, in dem in 
etwa hundert Zünften eine konkurrenzar­
rne, solidaritätsorientierte handwerkliche 
Produktion geleistet wurde. Der Münch­
ner Handwerker mußte sich in der Regel 
für teures Geld in ein Gewerbe einkaufen 
(oder es ererben), da die Zahl der Meister­
stellen von der Zunft kontrolliert wurde. 
Aufträge wurden oftmals vom Zunftkol­
lektiv angenommen und unter die Meister 
verteilt; eine gewisse Nivellierung der 
wirtschaftlichen Position innerhalb eines 
Handwerkes war durchaus erwünscht. In­
nerhalb dieses produzenten orientierten 
Systems existierte jedoch eine Art Nische, 
in der ein gewisses Ausmaß an moderne­
rer Konkurrenzwirtschaft möglich war. 
Denn die großen Kaufleute, die ja eben­
falls im Bürgerrecht standen, praktizierten 

bereits eine Form des Wirtschaftens, die 
sich in einem Kreislauf des Kapital-An­
häufens und -Reinvestierens bewegte. 

Dieser letzteren Form des Wirtschaf­
tens lag an sich die Vorstellung einer 
möglichst weitgehenden Freiheit von Be­
schränkungen, wie sie dem Zunftsystem 
inhärent waren, nahe. Doch die ökono­
misch herausragenden Bürger verzichte­
ten mit Rücksicht auf das kleinere gewer­
betreibende Stadtbürgertum auf die For­
derung nach einer Reform der Wirt­
schaftsverfassung: "Man tadle mich nicht, 
wenn ich nicht allgemeine Gewerbsfrei­
heit vorschlage" [5], so die Worte des Ab­
geordneten Joseph von Utzschneider, ei­
ner der reichsten Münchner Bürger und 
Inhaber mehrerer Fabriken, im Bayeri­
schen Landtag im Jahr 1831. 
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Eröffnung der Eisen­
bahnlinie München­
Augsburg am 1. Sep­
tember 1839. Die Strek­
ke war auf private Initia­
tive gebaut worden. 
Münchner und Augs­
burger Bürger hatten 
sie finanziert. 1844 wur­
de sie vom bayerischen 
Staat übernommen. 

Neben den Mandats- und Vereinsmit­
gliederlisten sind Steuerlisten eine weite­
re zentrale Quelle des Projekts: sie geben 
darüber Aufschluß, wie sich im Verlauf 
des 19 . Jahrhunderts eine bestimmte 
Wirtschaftsbranche, aber auch die wirt­
schaftliche Position von Einzelnen oder 
von Familien entwickelt. Besonders die 
großen Kaufleute gehörten im gesamten 
Untersuchungs zeitraum zur ökonomi­
schen Spitze: unter den 100 höchstbe­
steuerten Bürgern fanden sich 1795 46 
Kaufleute, 1808 waren es 36, 1821 37, 
1851 36 und 1866 schließlich 33. Das im 
Handel gesammelte Kapital wurde eine 
der Voraussetzungen für die Industriali­
sierung. 1837 unternahm der Kaufmann 
Josef Anton von Maffei ein Wagnis, das 
ihn in den Augen mancher Mitbürger als 

Maschinenfabrik Joseph Anton von Maffei, Hirschau bei München 1837. Der Kaufmann Maffei hatte ein al­
tes Hammerwerk erworben und zur Fabrik umgebaut. Die bescheiden wirkende Stätte war ein für die dama­
ligen Münchner Verhältnisse gewaltiges Unternehmen. Die Fabrik profitierte vor allem vom Ausbau der Ei­
senbahn. 1841 baute Maffei mit Hilfe englischer Ingenieure seine erste Lokomotive. 
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verrückt erscheinen lassen mußte: er er­
warb ein kleines Eisenwerk und be­
schloß, daraus eine Eisen- und Stahlfa­
brik zu machen, ja Lokomotiven zu bau­
en. Binnen kurzem hatte er die im dama­
ligen München mit Abstand größte Fa­
brik errichtet und firmierte auf der Steu­
erliste von 1851 als größter Steuerzahler. 
Dennoch: Maffei blieb der einfachen 
Bürgerschaft verbunden und war - wie 
viele Handwerker - Mitglied der Ge­
meindebevollmächtigten. 

Vom Brauhandwerk zur 
Bierfabrikation 

Aber auch alte Handwerksbranchen 
boten immer wieder eine Chance zur Ex­
pansion, etwa durch Übergang zur Fabrik­
produktion. Auf breiter Front war dies im 
altehrwürdigen Braugewerbe der Fall. 
Mechanisierung und Maschinisierung 
sorgten für einen erweiterten Produk­
tionsausstoß, der den steigenden Durst im 
wachsenden München stillen sollte. Da 
sich aber nicht jeder Brauer die notwendi­
ge Investition leisten konnte, gab es be­
reits im München des 19. Jahrhunderts ein 
eklatantes Brauereisterben. 1820 zählte 
die Stadt noch 57 Brauereien; 1870 - bei 

dreifacher Einwohnerzahl - lediglich 
noch 16. So konnte jeder einzelne überle­
bende Betrieb nicht nur aufgrund des Be­
völkerungswachstums und des zuneh­
menden Exports, sondern vor allem auch 
wegen der geringeren Anbieterzahl im­
mer rascher expandieren. "Kaum war das 
Werk fertig", schrieb der Bierbrauer Ga­
briel Sedlmayr im Rückblick über seine 
1851 gebaute neue Fabrik, "so erwies es 
sich schon als zu klein, und je mehr man 

Der Brauer als Hand­
werker (um 1830). Die 
Bierherstellung als ein 
kompliziertes Verfahren 
nötigte zwar auch 
schon vor der Indu­
strialisierung dem 
Braumeister gewisse 
Managementqualitäten 
ab. Doch wurden alle 
Schritte noch in Hand­
arbeit erledigt. Zum 
Zeitpunkt der Abbil­
dung hatte der "Spaten­
bräuer" Gabriel 
Sedlmayr seine ersten 
Experimente mit 
Dampfkraft schon 
hinter sich. 

produzierte, desto weniger sollte es rei­
chen." [6] Noch im Jahre 1808 befand 
sich unter den zehn höchstbesteuerten 
Münchner Bürgern kein Brauer, 1821 wa­
ren es zwei, 1851 fünf und 1860 schließ­
lich acht. Die noch recht traditionelle 
Wirtschaftsverfassung behinderte also 
kaum die Entfaltung wirtschaftlicher In­
novation, vermochte aber das Auskom­
men der kleineren Gewerbetreibenden 
noch zu schützen. 

Münchnerinnen holen Bier an der sogenannten "GaBen Schank" einer Brauerei. Als ein leicht verderbliches Lebensmittel konnte es nur für den jeweiligen Ta­
gesbedarf besorgt werden. Der Aushang verweist auf den Preis von 26 Pfennig pro MaB (1 Liter), das entspricht heute vier DM. Die rasch wachsende Einwoh­
nerzahl war eine Ursache für die Ausweitung der Bierproduktion. 



Der Innenhof einer Brauerei ("Löwenbräu U
) um 1865. Aus dem Handwerk ist eine Fabrikindustrie gewor­

den, wenn auch noch mit unverkennbaren handwerklichen Restbeständen. Zum damaligen Zeitpunkt 
hatte die Fabrik etwa 240 Arbeiter und fünf Dampfmaschinen. Die Produktion der Löwenbrauerei wuchs 
allein zwischen 1850 und 1866 um das Sechzigfache. Wer die Investitionen nicht aufbringen konnte, hat­
te keine Chance. Zwischen 1820 und 1870 verschwanden über zwei Drittel aller Münchner Brauereien. 

1848 - Zerreißprobe für 
das Bürgertum 

Politische Eigenständigkeit, gesell­
schaftlicher Aufbruch, wirtschaftliche 
Dynamik, soziale Verantwortung - diese 
das städtische Bürgertum prägenden Fak­
toren bildeten zugleich Basis und Ziel der 
Revolution von 1848/49. Denn was im 
Kleinen, in der Gemeinde realisiert war, 
sollte nun in den deutschen Staaten, ja in 
der gesamten Nation erreicht werden. In 
der bayerischen Hauptstadt München be­
herrschte das Stadtbürgertum im Verbund 
mit bildungsbürgerlichen Kreisen und un­
terbürgerlichen Schichten die revolutionä­
ren Ereignisse, die unter anderem zur Re­
signation des Königs führten. Doch nach 
den ersten Anfangserfolgen mehrten sich 
skeptische Stimmen innerhalb der Bürger­
schaft: die von der Paulskirche angestreb­
te Gewerbefreiheit wurde von den 
Münchner Handwerksmeistern entschie­
den abgelehnt, und die sich abzeichnende 
preußische Führung der deutschen Nation 
erschien wenig erstrebenswert. Die 
Münchner Bürger zerfielen in Anhänger 
und Gegner der Revolution. Und auch 
nachdem diese gescheitert war, ließen 
sich die Risse innerhalb der Bürgerschaft 
nicht mehr so ohne weiteres kitten. 

Während sich in den fünfziger und 
sechziger Jahren die Expansion industrie­
ller Großformen in gesteigertem Tempo 
fortsetzte, blieb zugleich ein Großteil der 
Stadtbürger der handwerklichen Klein­
produktion verhaftet. Während hier jetzt 
die Forderung nach Gewerbefreiheit im-

mer lauter wurde, wollte man dort von ei­
ner Änderung der Wirtschaftsverfassung 
nichts wissen. Und während ein Teil der 
Bürger in den sechziger Jahren massiv ei­
ne kleindeutsche Einigung unter preußi­
scher Führung verlangte, fürchtete ein an­
derer um seine katholische und altbayeri­
sche Identität. Das prägte die politische 
Szenerie bis in die kommunalen Wahl­
kämpfe hinein, in denen sich die Parteien 
des Bürgertums erbittert bekämpften. Und 
doch berief man sich von allen Seiten im­
mer wieder auf die alte Bürgerschaft, ver­
suchte sich selbst in deren Traditionslinie 
zu stellen, empfand diesen Teil der Vergan­
genheit offensichtlich als "success story". 
Denn zwei Werte dieser alten Bürgerschaft 
blieben in den Augen auch des modernen 
Bürgertums zumindest als Zielvorstellung 
aktuell: die Solidarität der Bürger unterein­
ander und die Selbstbestimmung als Bür­
gergemeinde. Iil 

Anmerkungen 
[1] Stadtarchiv München, Gewerbeamt 252. 
[2] V gl. hierzu quellenkritisch Winfried Nerdinger 
(Hrsg.), Romantik und Restauration. Architektur in 
Bayern zur Zeit Ludwigs 1. 1825-1848. (Ausstel­
lungskatalog). München 1987, 122. 
[3] Stadtarchiv München, Bürgermeister und Rat 
259/2. 
[4] Statuten des Gewerbe-Hilfs-Vereins in München 
1835. [München 1835.] 
[5] Verhandlungen der Zweiten Kammer der Stände­
versammlung des Königreichs Bayern. 1831. Beila­
genbd. 2, Beil. XI, 1. 
[6] Zit. nach Julius Kahn, Münchens Großindustrie 
und Großhandel. München 2. Aufl. 1913, 14. 
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» ... der 
blühende 
Handel 

macht uns 
alle 

glücldich ... « 

Das Franldurter 
HandelsbürgertuIn . . 

In seIner 
selbstvervvaltetell 

Stadtrepublil< 

von Ralf Roth 

B
egünstigt durch die zentrale Lage 
in Europa und aufgrund der Nähe 
zu einem alten Flußübergang bil­

dete Frankfurt seit alters her einen wichti­
gen Verkehrsknoten, in dem sich sieben 
Handelsstraßen aus allen Himmelsrich­
tungen vereinigten. Seit dem Mittelalter 
war die Stadt zudem Messeplatz von eu­
ropäischem Rang und seit dem Ende des 
18. Jahrhunderts zentraler Bankplatz für 
die Staaten der alten Welt. Zweimal im 
Jahr bevölkerten im Durchschnitt 4.000 
bis 5.000 Messebesucher die Stadt, die 
aus der Schweiz, dem Elsaß, Lothringen 
und Frankreich, aus Belgien und Holland, 
Böhmen und England und in einigen Jah­
ren sogar aus Amerika kamen. Aufgrund 
der kriegerischen Ereignisse und der 
wachsenden Konkurrenz Leipzigs sta­
gnierte diese Art des Handels am Ende 
des 18. Jahrhunderts. Dennoch konnte 
durch den Aufschwung des ständigen 

Speditions- und Kommissionshandels ei­
ne ökonomische Krise vermieden werden. 
Frankfurt ist es über alle politischen und 
gesellschaftlichen Veränderungen hinweg 
jahrhundertelang gelungen, eine prospe­
rierende Handelsstadt zu bleiben. Dieser 
Umstand ist eines der ersten bemerkens­
werten Charakteristika. Die wirtschaftli­
che Dynamik schlug sich im stetigen An­
stieg der Einwohnerzahl nieder, die sich 
vom Beginn des 18. Jahrhunderts von cir­
ca 20.000 auf über 400.000 kurz vor dem 
Ersten Weltkrieg erhöhte. Mit der gewalti­
gen Zunahme veränderte sich auch die 
Gestalt der Stadt. 

Der wirtschaftliche Erfolg beförderte 
weiterhin ein ausgeprägtes Selbstbewußt­
sein, das sich besonders in Konfliktsitua­
tionen bewährte. Im Jahre 1759 beispiels­
weise wurde Frankfurt von den Franzosen 
besetzt. Die Bürger fügten sich nicht mit 
Begeisterung in die neuen Zwangsverhält-

nisse. Goethe hat aus der Erinnerung be­
schrieben, wie sehr sein Vater, der in sei­
nem Haus den französischen Stadtkom­
mandanten beherbergen mußte, darunter 
litt: Die "unerwartete, seit vielen Jahren 
unerhörte Last drückte die behaglichen 
Bürger gewaltig, und niemandem konnte 
sie beschwerlicher sein als dem Vater, der 
in sein kaum vollendetes Haus fremde mi­
litärische Bewohner aufnehmen, ihnen 
seine wohlaufgeputzten und meist ver­
schlossenen Staatszimmer einräumen und 
das, was er so genau zu ordnen und zu re­
gieren pflegte, fremder Willkür preisge­
ben sollte." [1] Gegen die militärischen 
Gewaltmaßnahmen blieb den Bürgern nur 
ein symbolhafter Protest. Eine hygieni­
sche Maßnahme, die Umwandlung eines 
Ziehbrunnens in einen Pumpenbrunnen, 
bot Gelegenheit, auf die schmucklose 
Steinsäule eine Statue zu setzen, die, mit 
einer zersprengten Kette und einem Hut 



als Symbole der Unabhängigkeit verse­
hen, die Göttin der Freiheit darstellte. 

In ihrem Patriotismus blieben die 
Frankfurter eigenwillig. Im Jahre 1792, 
dreißig Jahre nach ihrem Abzug, standen 
die Franzosen erneut vor den Toren der 
Stadt und verlangten umfangreiche Kon­
tributionszahlungen. In diesem Zusam­
menhang versuchte der General der fran­
zösischen Revolutionstruppen, Adolphe 
Custine, die Bürgerschaft der Stadt aus­
einanderzudividieren und die Lasten le­
diglich den Wohlhabenden aufzubürden. 
Der Appell an die unteren Schichten, ins­
besondere an die Handwerker, das Joch 
der "Reichen" und "Aristokraten" abzu­
schütteln, wurde von den Bürgern ent­
schieden zurückgewiesen und demonstra­
tiv die Einheit der Bürgergemeinde be­
tont: "Sie wollen uns für Bedrückung 
schützen, von der Frankfurts Bürger Gott­
lob ! nichts wissen, und noch weniger sie 

fühlen; Sie wollen uns eine Freiheit versi­
chern, die wir schon genießen. Wenn Sie 
also glauben, Herr General! daß wir bis­
her unterm Druck gestanden, Erpressun­
gen ausgesetzt, oder sonst übel dran ge­
wesen seyen; so müssen Sie offenbar von 
Feinden unseres Wohlstandes durch sol­
che Vorstellungen hintergangen worden 
seyn [ ... ]. Ihr [der Reichen; Anm. R. R.] 
Wohlstand verbreitet sich auf alle N ah­
rungszweige, und der blühende Handel 
macht uns alle glücklich [ ... ]. Wenn Sie, 
Herr General! unsern reichem Mitbürgern 
so viel Geld abnehmen, so sind wir, der 
Mittelstand, und ärmere Bürger mit ge­
straft, weil unser Handel, unser Gewerbe 
sinkt, und unser Verdienst abnimmt. Wir 
leiden alle darunter." [2] 

Auf die Freiheit hatten die Bürger 
schon immer großen Wert gelegt. "Wer 
wird nicht lieber da wohnen", erklärte der 
Frankfurter Arzt J ohann Adolph Beh-

1840 die Fäden der europäischen Finanzgeschäfte 
zusammen. 

Die Handelswaren wurden bis zum Aufkommen der 
Eisenbahn entweder mit Frachtfuhrwerken oder 
Schiffen transportiert. Einer der Hauptumschlag­
plätze für die Schiffsfracht lag vor dem Fahrtor. Be­
reits in den fünfziger und sechziger Jahren des 19. 
Jahrhunderts verlagerte sich jedoch der Frachtver­
kehr zu über 80 Prozent auf die Schiene und damit 
in die Umgebung der Bahnhöfe. 

rends in Übereinstimmung mit zahlrei­
chen Zeitgenossen, "wo Freyheit, Gleich­
heit, Stille und Zufriedenheit herrscht, 
und wo jeder seyn kann, was er will?" [3] 
Das ausgeprägte Freiheitsbewußtsein ba­
sierte neben dem Vertrauen auf die wirt­
schaftliche Bedeutung auf den entwickel­
ten Formen der Selbstverwaltung. 

Handelsbürgertum in einer 
selbstverwalteten Republik 

Die Bürger lebten in einer selbstver­
walteten Stadtrepublik, regelten somit ih­
re öffentlichen Angelegenheiten in auto­
nomer Verantwortung und beschränkten 
sich mithin entgegen weitverbreiteten An­
sichten nicht nur auf wirtschaftliche An­
gelegenheiten. Die Strukturen, in denen 
sie sich politisch engagierten, waren gera­
de im 18. und 19. Jahrhundert keineswegs 
erstarrt und fest fixiert, wie dies in der hi­
storischen Forschung vielfach behauptet 
wird, sondern zeichneten sich durch ein 
hohes Maß an Dynamik aus. Bei allen 
verbleibenden Restriktionen im einzelnen 
ist in diesem Zusammenhang eine deutli­
che Zunahme der Partizipation festzustel­
len. Dieser Prozeß gehört zum spannend­
sten, was die Frankfurter Geschichte zu 
bieten hat.~ 

Wie in der ständischen Gesellschaft 
der damaligen Zeit üblich, zerfiel das 
städtische Bürgertum in verschiedene So­
zialgruppen. Da waren zum einen das in 
festen Familienverbänden zusammenge-

Fortsetzung auf Seite 28 
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ABN AMRO Bank (Deutschland) AG: 
Individuell, innovativ und international 

Beratungsintensive Privatkunden und anspruchsvolle, inter­

national ausgerichtete Firmenkunden - beide gehören gleicher­

maßen traditionell zur Klientel der ABN AMRO Bank (Deutsch­

land) AG. Es erscheint daher nur als logische Konsequenz, daß 

sich der Finanzdienstleister in diesen Bereichen auch 1996 als 

Kompetenzträger profilieren und ein deutliches Wachstum ver­

zeichnen konnte. Gerade das Firmenkundengeschäft sorgte für 

eine ausgesprochen dynamische Entwicklung. So expandierte 

das Geschäftsvolumen 1996 im Vergleich zum Vorjahr um 35 

Prozent auf 9,1 Milliarden DM. Die Bilanzsumme stieg um 43 

Prozent auf 6,4 Milliarden DM. 

Die ABN AMRO Bank (Deutschland) AG, die ihre Zentra­

le im Geschäftsjahr 1996 von Köln nach Frankfurt verlegte 

und neben ihrem Headoffice in der Finanzmetropole am 

Main noch zehn weitere Niederlassungen in der Bundesrepu­

blik unterhält, beschäftigt derzeit 581 Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter. Ihre Spezialität liegt im individuellen, exakt auf 

die entsprechenden Kundenwünsche zugeschnittenen Servi­

ce sowie in der Entwicklung adäquater Produkte. Dabei profi­

tiert die Bank nicht zuletzt vom internationalen Netzwerk ih­

rer niederländischen Muttergesellschaft, der ABN AMRO 

Bank N.V. (Amsterdam). Für diesen fünftgrößten Finanz­

dienstleister Europas arbeiten inzwischen in 71 ländern auf 

allen Kontinenten mehr als 70.000 Beschäftigte. Die ABN 

AMRO-Gruppe hat sich bereits frühzeitig und konsequent in­

ternational ausgerichtet. Vor allem in den Vereinigten Staa­

ten sowie in den asiastischen und pazifischen "Tigerstaaten" 

wurde ein dichtes Netz von Niederlassungen geknüpft. Die 

USA stellen für die ABN AMRO Bank mittlerweile bereits ei­

nen zweiten Heimatmarkt dar. 

Weltweite Erfahrung als Vorteil 

Auf diese Intemationalität und das daraus resultierende 

Know how kann auch die ABN AMRO Bank (Deutschland) AG 

zurückgreifen - sei es in der kompetenten Beratung und Beglei­

tung der Firmenkunden bei deren ausländischen Engagements, 

sei es bei dem auf globale Rendite-Chancen hin ausgerichteten 

Anlagebedarf der vermögenden Privatkunden. 

Bei der Entwicklung von ,,Financial Planning" etwa, einer 

ganzheitlichen Anlagestrategie, die wie eine Kompaßnadel 

ganz auf die persönlichen Voraussetzungen der Klienten aus­

gerichtet ist, profitierte die ABN AMRO Bank (Deutschland) 

AG von den in den USA und in den Niederlanden gesammel­

ten Erfahrungen. Denn dort wird "Financial Planning" seit Jah­

ren erfolgreich praktiziert. In Kooperation mit der Kölner ABN 

AMRO Finanzplanungs GmbH bietet die ABN AMRO Bank 

diese Finanzinnovation nun auch in Deutschland an. 

Top·Performance bei 
Investmentfonds 

Markante Zuwächse verzeichnete das Geldinstitut, das von 

der International Finance Review zur "Bank des Jahres 1995" ge­

wählt wurde, im Bereich der ABN AMRO Investmentfonds. T at­

sächlich erzielten die Fonds eine sehr gute Performance, was von 

unabhängigen Finanzjournalisten und anderen Experten in den 

vergangenen Jahren immer wieder bestätigt wurde. Besonders er­

folgreich entwickelte sich zum Beispiel der Germany Equity Fund, 

der mit einer Steigerungsrate von 39,5 Prozent die beste Perfor­

mance im deutschen Investmentfonds-Bereich erwirtschaftete. 

Künftig bietet die ABN AMRO Bank eine Vermögensverwaltung 

an, die sich ausschließlich auf eigene Fonds konzentriert. 

Kompetenter Partner 
für Firmenkunden 

Im Bereich des Firmenkundengeschäfts erzielte die ABN 

AMRO Bank (Deutschland) AG trotz eines schwierigen konjunk­

turellen Umfeldes ein angemessenes Wachstum, ohne indes­

sen Abstriche an den hohen Bonitätskriterien des Hauses zu ma­

chen: Die ausstehenden Kredite (einschließlich der Eventualver­

bindlichkeiten) stiegen 1996 im Vergleich zum Vorjahr um 25 

Prozent auf nunmehr 5,5 Milliarden DM. Der anspruchsvollen 

Firmenkundschaft bietet die Abteilung "Structured Finance" 

maßgeschneiderte Projekt- und Außenhandelsfinanzierungen. 

Hinzu kommen intelligente Software-Lösungen zur Abwicklung 

des nationalen und internationalen Zahlungsverkehrs. In die­

sem Zusammenhang wäre vor allem das Electronic-Banking­

Produkt "Euro Direkt" zu nennen. 

Investment-Banking: 
Position gestärkt 

Im zukunftsträchtigen Investment-Banking-Geschäft wurden 

der Bank im vergangenen Jahr 42 Mandate zur Führung von 

Anleiheemissionen übertragen. Eine Verdoppelung im Ver­

gleich zu 1995. Besonders erfreulich: die Festigung der Posi­

tion im Inlandsmarkt durch das Lead-Management bei der Emis­

sion zahlreicher Anleihen deutscher Bundesländer. Für 1997 

erwartet der Investment-Banking-Bereich der ABN AMRO 

Bank eine weitere Stärkung der Marktposition im Anleihen-Sek­

tor sowie eine zusätzliche Ausrichtung auf Aktien-Emissionen. 

Informationen sowie den aktuellen Geschäftsbericht 1996 

erhalten Sie bei: Frau Cornelia Reiff, Marketingleiterin, ABN 

Amro Bank (Deutschland) AG, Mainzer Landstr. 65, 60329 

Frankfurt, Tel.: 069/2690-0513, Fax.: 069/2690 -0599 



SEIT 1824 HAT DIE ABN AMRO BANK UNERMÜDLICH AM AUFBAU EINES INTERNATIONALEN NETZWERKES GEARBEITET. HEUTE, ALS EINE DER 
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schlossene Patriziat, zum anderen das für 
Aufsteiger offene Handelsbürgertum oder 
die in Zünften organisierte Handwerker­
schaft sowie die nur zum Teil an den Bür­
gerrechten partizipierenden, mehr oder 
weniger außerhalb der Bürgergemeinde 
stehenden Beisassen, Permissionisten 
oder sonstigen Fremden. Die sozialen und 

rechtlichen Unterschiede wurden noch 
von konfessionellen Gegensätzen und den 
daraus resultierenden Minderprivilegie­
rungen der Katholiken, Reformierten und 
Juden überlagert. All dies schlug sich in 
der Organisations struktur der Selbstver­
waltung nieder. Dem Rat mit seinen drei 
Bänken gehörte nur ein Teil der Bürger an 

Bereits im Jahre 1776 entstand ein Verein zur Förderung der deutschen Bühnenkunst. Bis zur Grund­
steinlegung des Theaters vergingen jedoch noch vier Jahre, bevor 1780 ein städtisches Theaterhaus 
fertiggestellt werden konnte. 

Im Verfassungskampf von 
1705 bis 1732 leitete Bür­
gerkapitän Johann Ulrich 
Rücker den Widerstand 
der Bewegung gegen die 
patrizische Verfassung. 

Die Pumpensäule verzierte der Bildhauer Datze­
rath mit Rocaillereliefs. Obenauf stand die Göttin 
der Freiheit mit gesprengten Ketten zu Füßen und 
einem Hut in der Hand als Symbol der Freiheit. 

- die männlichen lutherischen Haushal­
tungsvorstände. Auf der anderen Seite 
war er ein sozial übergreifendes Reprä­
sentationsorgan, an dem Patrizier genauso 
beteiligt waren wie Kaufleute und Hand­
werker. Eine deutliche Ausweitung der 
politischen Repräsentation erfuhr die 
Stadt nach den Verfassungskämpfen von 
1705 bis 1732, als deren Folge dem Rat 
eine Reihe von Kontrollgremien mit weit­
reichenden Befugnissen entgegengesetzt 
wurde. Über die Jahrzehnte hinweg ge­
wann das Handelsbürgertum als Folge 
dieser Revision deutlich an Macht, wäh­
rend das die vorherigen Jahrhunderte do­
minierende Patriziat allmählich von der 
politischen Bühne verschwand. 

Dieser Wechsel in der sozialen Zu­
sammensetzung der Elite war von einer 
kulturellen Erneuerung der stadtbürgerli­
chen Gesellschaft begleitet, deren tief­
greifende Veränderungen bis heute fort­
wirken. Denn nicht nur im wirtschaftli­
chen und politischen Bereich kümmerten 
sich die Bürger um ihre eigenen Geschik­
ke, auch im Bereich der Kultur handelten 
sie unabhängig und autonom und errichte­
ten eine ganze Reihe von selbstverwalte­
ten Bildungsstrukturen. Das Stiftungswe­
sen blühte auf und brachte unter dem Ein­
fluß der Aufklärung eine ganze Reihe 
neuer Typen hervor, von denen hier nur 
die Dr. Senckenbergische und die Städel­
sche Stiftung erwähnt werden sollen. Die 
große Macht in diesem Prozeß war jedoch 



Im Jahre 1816 versam­
melten sich Bürger der 
Stadt und verabschie­
deten die Verfassung 
der Freien Stadt Frank­
furt. Sie galt in ihren 
Grundzügen bis 1866. 
Die Bürgerinnen beglei­
teten ihre Männer zu 
dem Procedere, durften 
jedoch nicht mit­
schwören. 

die Assoziation, die "Vereinigung der Ge­
bildeten", in denen sich die stadtbürgerli­
ehe Gesellschaft erstmals ihrer korporati­
ven Strukturen entledigte. Es begann mit 
den Logen und Lesegesellschaften, aber 
erst nach der Etablierung der Casino ge­
seIlschaft von 1802 als dem zentralen ge­
selligen Verein drang das Vereinswesen in 
immer weitere Bereiche der Öffentlich­
keit vor. Das Vereinswesen differenzierte 
sieh aus, und in immer rascherer Reihen-

WAGNER 

folge entstanden die verschiedensten Ver­
eine zu den unterschiedlichsten Zwecken, 
die bald ein weit in die Gesellschaft hin­
einreichendes Aktionsfeld für engagierte 
Bürger bildeten. Die Masse der Mitglie­
der, das zeigen die sozialstrukturellen Un­
tersuchungen, bestand aus Kaufleuten und 
Bildungsbürgern, weniger aus Handwer­
kern, wobei letztere aber ebenfalls seit 
den vierziger Jahren verstärkt in die Ver­
eine, vor allem in die Gesangs- und Tum-
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vereine, drängten. Wie umfassend dieser 
Strukturwandel gewesen war, das haben 
insbesondere die Bemühungen der Hand­
werker gezeigt, in den Kreis der "Gebil­
deten" aufgenommen zu werden, wovon 
auch die zahlreichen Gewerbevereine und 
Berufsorganisationen zeugen. Aufgrund 
seiner massenhaften Verbreitung und sei­
ner Vielfalt bot sich das Vereinswesen als 
flexibles ,,strukturelement" für die sich be­
ständig weiter ausformende und dyna­
misch zur Entfaltung drängende modeme 
bürgerliche Gesellschaft an. Neben den 
Stiftungen und Vereinen ist zudem das 
Theater und in den vierziger und sechziger 
Jahren insbesondere auch die sich ausbrei­
tende bürgerliche Festkultur mit ihren 
zahlreichen Gedenkfeiern zu nennen. 

Reformpolitik als Longue Durt~e 

So wuchs aus der Lebenswelt der Bür­
ger selbst das Programm eines neuen Typs 
von bürgerlicher Gesellschaft hervor. Dies 

Im Zentrum der Schillerfeier von 1859 stand ein 
großer Festumzug, der in seiner Zusammenset­
zung eine Demonstration der Einheit des Bürger­
tums darstellte. Es beteiligten sich nicht nur die 
Honoratioren, die Deputierten der verschiedenen 
Wissenschaften, Künstler, Buchhändler und Kauf­
leute, sondern auch die Handwerker. 

". 
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hat wenig mit dem Setzen einer neuen 
Verfassung zu tun. Es ist vielmehr die all­
mähliche, sich über Jahrzehnte vollzie­
hende Umwandlung, das langsame Um­
schmelzen der gegebenen Strukturen. 
Ganz verschiedene Bewegungen waren 
daran beteiligt, die sozialen und politi­
schen Disparitäten zwischen den bürgerli­
chen Schichten zu beseitigen und neue 
Formen des bürgerlichen Zusammenle­
bens durchzusetzen. Auf dem Boden der 
gelungenen Transformation von der stän­
dischen Gesellschaft der Frühen Neuzeit 
in die Bürgergesellschaft der Aufbruchs­
zeit erwuchs eine spezifische politische 
Kultur, die wiederum das Verhalten der 
Bürger in den großen Emanzipationsbe­
wegungen des 19. Jahrhunderts bestimm­
te. Die größere Beteiligung der Bürgerge­
meinde am Ratsregiment im 18. Jahrhun­
dert und die Ausformung der Mitsprache­
und Beteiligungsrechte in der Constitu­
tions-Ergänzungs-Akte von 1816 bildeten 
die Grundlage für Freiräume, in denen 
sich in den nächsten Jahrzehnten der ge­
sellschaftliche Strukturwandel der bürger­
lichen Gesellschaft vollziehen konnte. In 
diesem Zusammenhang veränderte sich 
auch die Zusammensetzung der bürgerli­
chen Elite. Die Vorherrschaft des Patrizi­
ats wurde am Beginn des 19. Jahrhunderts 
endgültig abgestreift, alle männlichen 
Bürger christlicher Herkunft gleichge­
stellt, eine Teilemanzipation der Juden zu­
gestanden, und das städtische Wirt­
schaftsbürgertum - Handelsbürgertum 
und Handwerk - trat danach sehr viel di­
rekter als gestaltende Macht der neuen 
Zeit hervor. 

Wirtschaftliche Macht, politische 
Herrschaft und kulturelle Hegemonie 
standen dabei zwar in Verbindung mitein­
ander und beeinflußten sich gegenseitig, 
waren jedoch keinesfalls identisch und 

unterlagen dem Gestaltungswillen der 
führenden Persönlichkeiten. Diese gingen 
zum einen zu einem großen Teil aus den 
traditionellen Familien hervor, rekrutier­
ten sich aber auch zu einem bedeutenden 
Teil aus Zuwanderern. Die Fluktuation in 
den meisten Gremien war relativ groß und 
wurde auch bewußt durch Festlegungen 
und turnus mäßige Wechsel befördert. Von 
der Mitte des 18. Jahrhunderts bis kurz 
vor dem Ersten Weltkrieg zogen - so das 
Ergebnis der Forschungen - immer wie­
der die Repräsentanten von zuvor diskri­
minierten Bevölkerungsgruppen in die 
Elite ein. 

Die daraus resultierende Flexibilität 
und Pluralität waren Kennzeichen der po­
litischen Kultur der Stadt. Sei es das Ver­
halten gegenüber den minderplivilegier­
ten bürgerlichen Gruppen, den verschie­
denen nichtlutherischen Konfessionen, 
wie den Reformierten und Katholiken, 
oder gegenüber den Juden, sei es gegen­
über den in der bürgerlichen Repräsenta­
tion etwas schlechter gestellten Handwer­
kern, die dem Modernisierungsprozeß mit 
ambivalenten Einstellungen gegenüber­
standen, oder sei es gegenüber den Arbei­
tern, die aus den unterbürgerlichen 
Schichten hervorwachsend ab der Mitte 
des 19. Jahrhunderts am radikalsten von 
den Umwälzungen der neuen Zeit betrof­
fen waren. Immer galt es, die unterschied­
lichen Interessen der verschiedenen bür­
gerlichen Sozialgruppen abzuwägen. Ins­
gesamt wurde ein Konzept von bürgerli­
cher Gesellschaft praktiziert, das, statt die 
Interessengruppen zu polarisieren, offen 
war für eine Integrations- und Konsenspo­
litik. Das prägte Frankfurts Weg in die 
Moderne. 

Über bestimmte Grenzen gingen aber 
auch die Frankfurter Bürger nicht hinaus. 
So versuchte etwa die liberale Bewegung, 

die zur Mitte des 18. Jahrhunderts im Zu­
sammenhang mit der kulturellen Wende 
entwickelte Bildungsstrategie mit ihrem 
organisatorischen Geflecht von Stiftun­
gen, Vereinen und sonstigen kulturellen 
Einrichtungen auf das neue Phänomen ei­
ner politischen Gesellenbewegung zu 
übertragen. Die Bildungsidee wurde, 
nachdem sie ja bereits annähernd hundert 
Jahre lang immer wieder erfolgreich an­
gewendet worden war, auch als sozialinte­
grative Strategie gegenüber den Unter­
schichten eingesetzt. Was gegenüber Kor­
porations- und Kastengeist, geburtsständi­
scher Absonderung und konfessionellen 
Schranken große Erfolge erzielt hatte, 
was Patrizier, Kaufleute und Handwerker, 
Lutheraner, Reformierte, Katholiken und 
Juden zusammengeführt hatte, das ver­
sagte in diesem Fall. Zwar spielte die so­
ziale Frage in der Stadt erst ab den neun­
ziger Jahren des 19. Jahrhunderts eine 
Rolle. Aber danach rückte die moderne 
Arbeiterbewegung, die Sozialdemokratie 
und die Gewerkschaften, mit Nachdruck 
in den Mittelpunkt der politischen Kämp­
fe. In diesem Zusammenhang wurden 
nicht nur erste praktische Anfänge für ein 
sozialliberales Programm entwickelt, son­
dern auch umgesetzt, wobei das über 
Jahrzehnte aufgebaute Geflecht von Be­
ziehungen zwischen liberalen Bürgern 
und sozialdemokratischen Arbeitern erst 
kurz vor dem Ersten Weltkrieg zu einer 
erfolgreichen Zusammenarbeit führte. 

Die Säule der Stabilität 

Grundlage der alles in allem erfolgrei­
chen Integrationspolitik war die wirt-

Massendemonstration der Sozialdemokraten und 
Liberalen sowie des Vereins für Frauenstimm­
recht gegen das preußische Wahlrecht am 
27. Februar 1910. 
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Planungsentwürfe zum Hauptbahnhof aus der Sammelmappe hervorragender Concurrenz-Entwürfe von 
1881. 

schaftliche Prosperität. Diese basierte 
wiederum auf einem kontinuierlichen 
Ausbau der Infrastruktur. Die Bürger wa­
ren sich in diesem Punkt einig, denn die 
eigentliche Bedrohung für die Stadt resul­
tierte weniger aus sozialen und politi­
schen Verwerfungen als aus wirtschaftli­
chen Strukturveränderungen - etwa als 

Folge der Revolutionierung der Verkehrs­
netze. In den dreißig er Jahren des 19. 
Jahrhunderts zeichnete sich beispielswei­
se mit der Befreiung des Rheins von allen 
Zollhindernissen eine Verlagerung des 
Transportwesens vom Land auf den Fluß 
ab. Bereits am Anfang der dreißiger Jahre 
war Frankfurt durch die Abwanderung 
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des Handels von den Landstraßen auf die 
Wasserwege großer Schaden entstanden. 
Das Frankfurter Bürgertum reagierte auf 
diese Entwicklung mit dem Ausbau der 
Hafenanlagen. Dennoch geriet Frankfurt 
in ernsthafte Gefahr, an die Peripherie der 
Warenströme zu geraten. Es zeigten sich 
an diesem Beispiel recht deutlich die Un­
wägbarkeiten, die mit der Variabilität der 
Verkehrsströme und -netze verbunden wa­
ren. Aufgrunddessen mußte immer wieder 
eine aktive Innovationspolitik betrieben 
werden, um die einmal gewonnene At­
traktivität für den Handel zu erhalten. 
Diese permanente Herausforderung war 
den Frankfurter Bürgern stets bewußt. 

Bereits 1833, im selben Jahr, als 
Friedrich List seine Idee für ein großange­
legtes deutsches Eisenbahnnetz entwarf, 
wurde in Frankfurter Zeitschriften auf die 
Vorteile der neuen Eisenbahnen und auf 
die Notwendigkeit von Investitionen hin­
gewiesen: "Originell ist daher das Projekt 
der Anlagen von Eisenbahnen in unserem 
zollreichen und handelsarmen deutschen 
Vaterlande. Welche Aussichten, welche 
Hoffnungen für den Aufschwung des Ver­
kehrs! [ ... ] Nur Geld, Geld und abermals 
Geld ist vor allem erforderlich [ ... ]. Die 
Sache ist so einfach und klar, daß jede nä­
here Entwicklung überflüssig erscheint." 
[4] So war es dann auch. Bereits im Jahre 
1840 wurde die Grundlage geschaffen, 
Frankfurt zu einem Hauptknotenpunkt 
des Eisenbahnverkehrs auszubauen, was 
sich für den Handelsplatz bereits in den 
ersten bei den Jahrzehnten auszahlte, denn 
Anfang der sechziger Jahre hatte sich der 
Frachtverkehr zu über 80 Prozent auf die 
Schiene verlagert und war zwischen 1842 

Die Photomontage von 1912 zeigt eine blühende 
Industrielandschaft mit einem Horizont von rau­
chenden Fabrikschloten - Symbol des Fort­
schritts und Wohlstands der Stadt. 
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Das politische Zentrum 
der Stadt war neben 
dem Römergebäude 
auch der Platz davor. 
Hier versammelte sich 
die Bürgergemeinde, 
um bei einer Kaiser­
wahl dem neuen Ober­
haupt zu huldigen. Hier 
versammelten sich aber 
auch die Bürger, um im 
Jahr 1816 auf die neue 
Verfassung zu 
schwören. 

und 1871 von 1.650 auf 1,2 Millionen 
Tonnen angestiegen. [5] 

Seit den sechziger Jahren wurde eine 
Zusammenfassung der an sechs verschie­
denen Bahnhöfen ankommenden acht 
Strecken überlegt, und auch nachdem die 
Frankfurter Bahnen zwischen 1868 und 
1872 in preußischen Staatsbesitz gekom­
men waren, beteiligte sich das städtische 
Bürgertum selbstbewußt an dem Ausbau 
dieses zentralen Verkehrsmittels. An dem 
abschließenden Bau der neuen, 600 Meter 
vor der Stadt, im freien Feld errichteten 
größten Bahnstation im damaligen Euro­
pa, beteiligte sich die Stadt mit fast sieben 
Millionen Mark. "Es galt", hieß es in der 
Ausschreibung zu dem Planungswettbe­
werb, "Einzigartiges zu schaffen, gewis­
sermaassen einen Typus festzustellen für 
einen Centralbahnhof, der durch seine 
mächtigen Dimensionen bei weitem die 
bisher in Deutschland und wohl über­
haupt ausgeführten Bahnhofsgebäude 
übertreffen soll." [6] 

Doch damit nicht genug! Trotz gewal­
tiger Anforderungen, die der innere Stadt­
ausbau im letzten Drittel des 19. Jahrhun­
derts an die Bürgergemeinde stellte, 
folgte auf den Aufbau der Eisenbahnen 
zwischen 1883 und 1886 der Ausbau des 
Mains zur Wasserstraße. Die Stadt betei­
ligte sich vor allem am Bau des Hafens im 
Westen der Stadt. Auch hier blieb der Er­
folg nicht aus. Innerhalb nur weniger Jah­
re steigerte sich der Massengüterverkehr 
von Kohle, Getreide, Baumaterialien und 
Holz von 300.000 auf 30 Millionen Ton­
nen. [7] Nach Errichtung der Hafenanla­
gen und Industriegebiete im Westen der 
Stadt mußten die Planer deshalb bald 
anerkennen, daß diese in absehbarer Zeit 
den Verkehrsansprüchen nicht mehr genü­
gen würden. Es folgte der "Generalbebau­
ungsplan", bei dem es sich um das größte 

Projekt städtischer Investitions- und Infra­
strukturpolitik vor dem Ersten Weltkrieg 
gehandelt hat. Die Planungen betrafen die 
gesamte Region im Osten der Stadt, den 
Bau des Osthafens und die Erschließung 
eines großflächigen Industriegebiets ent­
lang der Hanauer Landstraße. [8] 

Eine Vision von 1912 zeichnete eine 
blühende Industrielandschaft mit einem 
Horizont von rauchenden Fabrikschloten. 

Dr. Ralf Roth (40) studierte von 1981 bis 
1988 Mittlere und Neuere Geschichte, 
Germanistik und Philosophie an der Goe­
the-Universität. In seiner Magisterarbeit 
beschäftigte er sich mit dem Thema "Ge­
werkschaftskartell und Sozialpolitik in 
Frankfurt am Main. Arbeiterbewegung vor 
dem Ersten Weltkrieg zwischen Restaura­
tion und liberaler Erneuerung", diese Ar­
beit erschien 1991 im Kramer Verlag. Von 
1989 bis 1992 war Roth auch Mitarbeiter 
im Forschungsprojekt "Stadt und Bürger­
tum im 19. Jahrhundert" unter der Leitun'g 

Doch die Spekulationen reichten viel wei­
ter. Denn seit 1897 beteiligte sich die Stadt 
am "Verein zur Hebung der Fluß- und Ka­
nalschiffahrt", der 1898 das Projekt eines 
Main-Donau-Kanals neu belebte. Frankfurt 
hoffte darauf, mit den industriellen und in­
frastrukturellen Erschließungen im Osten 
der Stadt die Mitte einer neuen mitteleuro­
päischen Verkehrs achse zu bilden, die vom 
Schwarzen Meer bis zur Nordsee, von den 
Staaten Holland, Belgien, Frankreich über 
Deutschland bis zum habsburgischen Viel­
völkerstaat reichen sollte. [9] 

Der Platz vor der Hauptwache bildete neben dem 
Römerberg eines der Zentren von Frankfurt. Hier 
konzentrierte sich mit Geschäften und Gasthöfen 
auf der nahegelegenen Zeil, dem benachbarten 
Roßmarkt sowie dem im Jahre 1780 eröffneten 
Theater das wirtschaftliche und kulturelle Leben 
der Stadt. 

von Professor Gall. Von 1992 bis 1994 lei­
tete er das Projekt der Historischen Aus­
stellung "FFM 1200" in Frankfurt. Seine 
Forschungen zur "Geschichte des Frank­
furter Bürgertums" schloß er 1996 mit der 
Promotion zum Thema "Stadt und Bür­
gertum in Frankfurt am Main 1760 bis 
1914. Ein besonderer Weg von der ständi­
schen zur modernen Bürgergesellschaft" 
ab, diese Dissertation erschien noch im 
sei ben Jahr im Oldenbourg Verlag. Seit 
1996 baut Roth die Historische Sammlung 
der Deutschen Bahn AG in Berlin auf. 



Beliebter Teil der bürgerlichen Lebenswelt war das zur Promenade ausgebaute Mainufer, zu dem auch 
Parkanlagen wie das im Vordergrund zu sehende "Nizza" gehörten. 

Dies gibt einen Eindruck, was durch 
den Ersten Weltkrieg an Wirtschaftsraum 
und geordneten Handelsverbindungen 
verloren ging. Der projektierte Kanal 
konnte erst sieben Jahrzehnte später reali­
siert werden - allerdings unter vollkom­
men anderen gesellschaftlichen, vor allem 
aber verkehrspolitischen Bedingungen. 
Anstelle der Eisenbahn und des Schiffs-

verkehrs hatten inzwischen das Auto und 
das Flugzeug ihren Siegeszug angetreten. 
Auch diese Entwicklung wurde wiederum 
von Frankfurt aus mit Aufmerksamkeit 
verfolgt und in großen Infrastrukturmaß­
nahmen umgesetzt. Damit wurde zwar 
strikt eine sich über die Jahrhunderte hin­
weg durchziehende Konstante in der poli­
tischen Kultur der Stadt befolgt, nämlich 
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"der blühende Handel macht uns alle 
glücklich", dabei geriet aber die zweite 
Konstante, das hohe Gut einer Konsens­
politik, allzuoft aus dem Lot. 

Anmerkungen: 
[1] Johann Wolfgang Goethe, Dichtung und Wahr­
heit, in: Paul Wiegier (Hrsg.), Goethes Werke in 
Auswahl. 6 Bde. Berlin 1949, Bd. 3, 56. 
[2] Die Bürger von Frankfurt an den Fränkischen 
Bürger und General Herrn Custine am 5. November 
1792. Frankfurt am Main [1792]. IfSG, Nachlass 
Leonhardi S 1/165, Kistchen 4.II. 
[3] Johann Adolph Behrends, Der Einwohner in 
Frankfurt am Mayn in Absicht auf seine Fruchtbar­
keit, Mortalität und Gesundheit geschildert. Frank­
furt am Main 1771, 226f. 
[4] Krebsscheeren - Eisenbahnen, in: Frankfurter 
Jahrbücher 2, H. 9, 1833, 83. 
[5] Vgl. O. von Aussetz, Der Mainverkehr und die 
Mainzölle von 1847 bis 1860, in: Beiträge zur Stati­
stik der Freien Stadt Frankfurts 1, H. 4, 1859, 37f. 
[6] Die Concurrenz für den Centralbahnhof zu 
Frankfurt am Main, in: Wochenblatt für Architekten 
und Ingenieure 1881, 69f. u. 8 Off. 
[7] V gl. Otto Puls, Der wirthschaftliche Werth der 
Mainkanalisierung und der Güterverkehr von Frankfurt 
am Main. Frankfurt am Main 1888, 4ff., 43ff. u. 56. 
[8] V gl. Hermann Uhlfelder, Der neue Osthafen in 
Frankfurt am Main, in: Deutsche Bauzeitung 1910, 
678f. 
[9] Zur Vision vgl. Volker Rödel, Ingenieurbaukunst 
in Frankfurt am Main 1806 - 1914. Frankfurt am 
Main. Beiträge zur Stadtentwicklung. Frankfurt am 
Main 1983, 25f. 

Die Börse der Freien Stadt Frankfurt war Mittel­
punkt des europäischen Staatspapierhandels. Von 
hier aus führten zahlreiche Privatbankiers - wie 
etwa Mayer Amschel Rothschild oder Simon Mo­
ritz Bethmann - ihre internationalen Transaktio­
nen durch. Symbol der Börse war deshalb nicht 
von ungefähr eine in die Fassade eingelassene 
Figurengruppe, die die fünf Erdteile verkörperte. 



Der Prinzipal markt, hier 
um 1865 von dem hol­
ländischen Maler Cor­
nelius Springer darge­
stellt, war das öffentli­
che, repräsentative und 
wirtschaftliche Zentrum 
des Bürgertums. Hier 
stand das traditionsrei­
che Rathaus, in dem 
einst der Westfälische 
Frieden geschlossen 
wurde, hier boten Groß­
und Kleinhändler ihre 
Waren feil, und auch 
als Wohnort war der 
Prinzipalmarkt eine 
erste Adresse. 

Die Mitglieder des Zwei­
Löwen-Klubs zählten zu 
den Honoratioren der 
Stadt: Noch 1858, als 
diese Atelieraufnahme 
entstand, waren es 
selbstverständlich Män­
ner, die einen bürgerli­
chen Klub repräsentier­
ten, auch wenn ihre 
Ehefrauen, Töchter und 
Schwestern immer zu 
den großen Bällen, 
Festbanketten und Aus­
flügen eingeladen 
wurden. 
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Mit Religion 
und 

Freiheit 
im Bunde 

Münster und 
das katholische Bürgertum 

von Susanne Kill 

so unwirtlich eine Stadt, besonders 
in der Moderne des 20. Jahrhun­
derts, auch sein mag, kaum einer 

ihrer Bewohner wird dem eigenen Le­
bensort seine Individualität absprechen. 
Die Fähigkeit, Momente des Besonderen 
zu erkennen und aufzuspüren, ist eine we­
sentliche Voraussetzung, um ein Mindest­
maß von Identifikation mit dem Lebensort 
herzustellen, die selbst in Zeiten hoher 
Mobilität ein notwendiges Gefühl der Be­
haustheit erlaubt. Und so wird jeder Bür­
ger einer Stadt vor allem gegenüber dem 
Fremden auf Besonderheiten verweisen, 
die seine Stadt herausheben aus dem All­
gemeinen der gleichen Kaufhausketten, 
Bankfilialen, Verkehrsprobleme und 
sichtbaren Ecken des sozialen Elends. 
Dichte Bebauung und mangelnde hygie­
nische Verhältnisse machten auch die 
Städte des 19. Jahrhunderts unwirtlich. 
Doch unwirtlich gesichtslos waren sie 
nicht. Ihre Individualität mußte nicht ge­
sucht und betont werden, sie war sichtbar, 
und zumeist konnte auch von der Stadtan­
lage und der Art der repräsentativen Bau­
ten auf die wirtschaftliche Lage einer 
Stadt und ihrer politischen Herrschafts­
form geschlossen werden. 

Im Fall der westfälischen Stadt Mün­
ster kündeten um 1800 ein mächtiger 
Dom, zahlreiche Kirchtürme, großzügig 
angelegte Adelspalais und eine Schloß an­
lage davon, daß es sich um eine katholi­
sche Residenzstadt handelte. Mit ihren 

knapp 14.000 Einwohnern war sie das 
städtische Zentrum eines agrarisch ge­
prägten Umlandes. Bürgerlicher Wohl­
stand hatte sich entlang des alten kölni­
schen Handelswegs, am Prinzipalmarkt, 
ein architektonisches Denkmal gesetzt. 
Spätgotische Häuserfronten über Arka­
dengängen rahmten das bürgerliche 
Wohn- und Handelszentrum und zeugten 
gemeinsam mit dem repräsentativen Rat­
hausbau vom alten Reichtum der Kauf­
leute und der Selbständigkeit der ehemali­
gen Hansestadt. 

Eine katholische Residenz- und 
Verwaltu ngsstadt 

In dem Ensemble verschiedener Stadt­
typen, die von dem Frankfurter For­
schungsprojekt "Stadt und Bürgertum im 
19. Jahrhundert" untersucht wurden, steht 
Münster ähnlich wie Karlsruhe oder auch 
München für den Typus der Residenz­
und Verwaltungs stadt. Innerhalb dieses 
Typus nimmt die Stadt insofern eine Son­
derstellung ein, da sie als einzige dem 
Herrschaftsbereich eines ehemaligen 
Fürstbistums unterstanden hatte. Und so 
waren noch zu Beginn des 19. Jahrhun­
derts fast alle Einwohner Münsters katho­
lisch getauft. Selbst in den Zeiten des be­
ginnenden Städtewachstums und der zu­
nehmenden Mobilität weiter Bevölke­
rungskreise hätte das erste Stichwort, das 
den B ürgem Münsters zur Charakterisie-
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Blick von Nordosten auf Münster um 1850 von Gustav Frank. 

rung ihrer Stadt eingefallen wäre, "katho­
lisch" gelautet. Noch 1870 waren von den 
nun knapp 25.000 Einwohnern 85 Prozent 
katholisch, während der Bevölkerungsan­
teil von 13 Prozent Protestanten und 2 
Prozent Juden die konfessionellen Min­
derheiten darstellte. 

Für die Bürgertumsforschung ist ein 
solch "katholisches Biotop" gerade im 
Vergleich mit anderen Städten deshalb 
von Interesse, da Bürgertum und Prote­
stantismus über lange Zeit gleichgesetzt 
wurden, die Verbindung von Katholizis­
mus und Bürgertum aber kaum hergestellt 
wurde. Insofern stand die Frage, ob das 
Bürgertum einer katholischen Stadt ande­
re und eigene Wege in die Moderne be­
stritt, neben den Gesamtfragestellungen 
des Forschungsprojekts im Fall Münsters 
immer mit im Vordergrund. 

Von Südwesten kamen 
nach der französischen 
Revolution Emigranten 
auch nach Münster. Für 
die flüchtenden franzö­
sischen Geistlichen 
stellte sich die westfäli­
sche Stadt mit den vie­
len Kirchtürmen als 
gastfreundlicher Ort 
und sicherer Hort vor 
(Stadtansicht von 
1795). 

Der Bürger ist katholisch 

Noch zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
definierte sich das münsterische Bürger­
tum als Stand der wirtschaftlich Selbstän­
digen. Das hieß in der Regel, daß nur auf 
eigene Rechnung arbeitende Kaufleute 
und Handwerker, die zudem Mitglied in 
einer der Gilden oder Bruderschaften sein 
mußten, in die stadtbürgerliche Rechtsge­
meinschaft aufgenommen wurden. Aus­
nahmeregelungen für Freimeister, aber 
auch für Mitglieder alteingesessener Be­
amtenfamilien, erweiterten den Kreis bür­
gerlicher Familien, deren volljährige 
Männer das Recht hatten, jährlich den Rat 
der Stadt zu wählen. Unabdingbare Vor­
aussetzung, um Bürger zu werden, war 
aber immer noch die Zugehörigkeit zur 
katholischen Konfession. Trotz einer all-

mählichen Lockerung der überlieferten 
Bürgerrechtsbestimmungen blieb ihre re­
striktive und traditionale Bindung an den 
katholischen Glauben bestehen. Die Bür­
ger waren katholisch. Für die wenigen 
protestantischen Bewohner, die einen bür­
gerlichen Beruf ausübten, bedeutete dies, 
daß sie von allen politischen Rechten aus­
geschlossen blieben, während Juden sogar 
das dauernde Wohmecht versagt wurde. 
Im Gegensatz zu anderen deutschen Städ­
ten etablierte sich bis zum Ende der fürst­
bischöflichen Herrschaft im Jahr 1802 
keine spezifisch stadtbürgerlich begrün­
dete Religionstoleranz, in der nicht kon­
fessionelle, sondern ökonomische Krite­
rien die Zusammensetzung der Bürgerge­
meinde bestimmten. 

Allerdings hatte in Münster auch 
kaum eine Notwendigkeit bestand~n, sich 
mit der Toleranzfrage zu beschäftigen. 
Als wirtschaftliches Zentrum eines im 
wesentlichen auf das Umland beschränk­
ten Handels war die Residenzstadt, in der 
nur selten Hof gehalten wurde, für Neu­
bürger kaum attraktiv. Die wenigen Neu­
ankömmlinge stammten zumeist aus dem 
ebenfalls katholisch geprägten Umland. 
So konnten stadtinterne Konflikte um ei­
nen erweiterten Zugang zum Bürgerrecht 
kaum entstehen. In anderen Städten, wie 
im ebenfalls katholischen Köln, waren es 
in der Regel die konfessionellen Minder­
heiten selbst, die eine Liberalisierung des 
Bürgerrechts erstritten. 



Der moderne säkulare Staat und 
das städtische Bürgertum 

Erst die Konfrontation Münsters mit 
dem modemen säkularen Staat brach die 
enge rechtliche Verbindung von katholi­
scher Konfessionszugehörigkeit und Bür­
gertum auf. Die preußischen und napoleo­
nischen Reformen in der Zeit zwischen 
1802 und 1815 veränderten die alte fürst­
bischöfliche Standes-, Wirtschafts- und 
Herrschaftsordnung grundlegend. Klerus 
und Adel verloren an politischem Einfluß, 
die Gewerbefreiheit entmachtete die 
Zünfte, und das städtische Bürgertum de­
finierte sich nun vorrangig ökonomisch 
und politisch. Diese Reformzeit war der 
eigentliche Beginn einer neuen städti­
schen Gesellschaftsordnung, in der das 
Bürgertum zur tonangebenden Schicht 
der Stadt wurde. Für sein Selbstverständ­
nis und Selbstbewußtsein war es dabei 
entscheidend, daß Bürger der Stadt bereits 
in fürstbischöflicher Zeit Initiativen er­
griffen hatten, die alten ständischen Gren­
zen zu überwinden. Im Gründungsstatut 
eines bis heute fortbestehenden geselligen 
Klubs hieß es noch etwas unsicher: "In 
Rücksicht der Eigenschaften, die ein auf­
zunehmendes Mitglied haben muß, läßt 
sich wohl schwerlich etwas bestimmtes 
angeben, aber wir glauben, daß solche, 
die bereits ihre Studien geendigt haben, 
wirkliche und eigene Handlung treibende 
Bürger, Militär, das Offizieren-Rang hat, 
und beneficierte Geistliche zu der Gesell­
schaft müssen zugelassen werden."[l] 

Ganz an der Klientel einer Residenz­
stadt orientiert, suchten vor allem die Kauf­
leute und wohlhabenden Handwerker den 
Kontakt zu den Repräsentanten von Staat 
und Kirche, um sich im semi-öffentlichen 

Von 1842 bis 1848 war Johann Hermann Hüffer 
(1784-1855) Oberbürgermeister. Schon in jungen 
Jahren hatte sich der erfolgreiche Verleger und 
Druckereibesitzer für seine Heimatstadt kommu­
nalpolitisch engagiert, wobei er es verstand, bür­
gerliche Ideale wie das Recht auf Selbstverwal­
tung und Selbstregierung gegenüber dem preußi­
schen Staat zu verteidigen. 

Raum eines Klubs als freie Menschen zu 
begegnen. Das Fundament für die napoleo­
nischen Gesellschaftsreformen war berei­
tet, und so regte sich auch wenig Wider­
stand, als die französische Munizipalord­
nung eingeführt wurde, nach der nur die 
"Männer von Besitz und Bildung" für ein 
stadtpolitisches Amt in Frage kamen. 

Anders als etwa in einer ehemaligen 
Reichsstadt wie Frankfurt war das Bürger­
tum in der Residenz- und Verwaltungs stadt 
immer unmittelbar mit dem Staat konfron­
tiert. Bis 1815, also selbst während der als 

1875 konnte der Klub 
auf sein 100jähriges 
Bestehen zurückblik­
ken. Auf einer eigens 
gedruckten Postkarte 
präsentierte der Klub 
sein kostspielig reno­
viertes und erweitertes 
Gesellschaftshaus. 
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Fremdherrschaft empfundenen ersten preu­
ßischen und der folgenden französischen 
Regierungszeit, versuchten die Ratsmitglie­
der bzw. Magistrate und Munizipalräte, sich 
gegenüber der Obrigkeit kompromiß- und 
konsens bereit zu verhalten, selbst wenn der 
Konflikt zwischen städtischen und staatli­
chen Interessen offensichtlich war. Als je­
doch im Jahr 1815 Münster endgültig preu­
ßisch wurde und nach und nach all diejeni­
gen staatlichen Institutionen, die eine preu­
ßische Provinzialhauptstadt auszeichneten, 
in der Stadt angesiedelt waren, hatte der la­
tente Gegensatz eine neue Färbung ange­
nommen: Das Bürgertum war katholisch, 
während die Spitzen der Provinzialverwal­
tung und die überwiegende Mehrheit der 
Regierungsbeamten aus den protestanti­
schen Provinzen Preußens stammte. Doch 
mehr als registriert wurde dieser konfessio­
nelle Gegensatz zunächst kaum. Im Gegen­
satz zum westfälischen Adel sehnte sich das 
katholische Bürgertum nicht nach den alten 
Zeiten, auch wenn einigen seiner Vertretern 
die fürstbischöfliche Herrschaft rückblik­
kend weit liberaler erschien als die preußi­
sche. Der "Münstersche Mops trägt den 
Kopf hoch", lautete dann auch das Urteil ei­
nes preußischen Reformbeamten über ein 
Bürgertum, dem katholische Unterlegen­
heitsgefühle fremd waren und das den neu­
en Landesherren selbstbewußt begegnete. 
Und so betonte auch der spätere Oberbür­
germeister Münsters, Johann Hermann 
Hüffer, voller Inbrunst seine Abneigung ge­
gen den preußischen Obrigkeitsstaat: ,,'Ich 
bin ein Preuß', das ist ungefähr das aller­
letzte Zugeständnis, wozu ich in der Welt 
kommen könnte. "[2] 

Ihm und den übrigen Repräsentanten 
des Stadtbürgertums ging es vor allem 
darum, sich von der politischen Bevor­
mundung durch den preußischen Beam­
tenstaat zu befreien. So, wie das Bürger­
tum selbständig wirtschaftete, wollte es 
auch selbständig und gleichberechtigt 
über seine politischen Geschicke ent­
scheiden. In Münster hätte die Themati­
sierung des Konfessionsgegensatzes nur 
einen Nebenschauplatz eröffnet, der von 
den eigentlichen Zielen des stadtpolitisch 
getragenen Engagements für die politi­
sche Gleichberechtigung des Bürgertums 
abgelenkt hätte. 

Die politische Gleichheit und 
Einheit des Bürgertums 

Deutlich wurde dies in den Auseinan­
dersetzungen um die Wahlordnung der re­
vidierten Städteordnung, die 1835 die 
französische Munizipalordnung ablöste. 
Dabei stand zur Debatte, ob zusätzlich zu 
dem allgemeingültigen Zensuswahlrecht 
allein in Bezirken oder in Klassen und 
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Bezirken gewählt werden sollte. Der 
westfälische Oberpräsident, der über das 
Ortsstatut letztlich entschied, plädierte 
mit Vehemenz für das gemischte Klassen­
und Bezirkswahlsystem, wobei das VOT­

märzlich preußische Verständnis von 
Klassen berufsständisch und noch nicht 
ökonomisch geprägt war. So sollten alle 
Männer mit kaufmännischen Rechten so­
wie alle Beamten, Pensionäre und Geistli­
che zwei eigene Wahlklassen bilden, wäh­
rend die übrigen Bürger, sofern sie die 
Zensusbestimmungen erfüllten, in Wohn­
bezirken wählten. Weder die gut organi­
sierten Kaufleute noch der Magistrat und 
Gemeinderat erklärten sich mit dieser 
Vorgabe einverstanden. Sie verwiesen auf 
die rechtliche Gleichheit aller Stadtbürger 
und argumentierten: "Die durch die fran­
zösische Gesetzgebung eingeführte Ge­
werbefreiheit und Gleichheit bürgerlicher 
Rechte habe alles Kastenwesen aufgeho­
ben, die Wiedereinführung desselben, wo­
zu die Sonderung in Klassen als ein 
Schritt erscheinen könnte, habe aber so 
sehr etwas Gehässiges an sich, als sie mit 
der allgemeinen Meinung und Idee des 
Zeitalters in geradem Widerspruch ste­
he".[3] Dies war alles andere als eine tak­
tische Argumentation, um die zahlenmä­
ßig unterlegenen Protestanten, die vor­
nehmlich in der Klasse der Beamten ge­
wählt hätten, der Stadtverordnetenver­
sammlung fern zu halten. Auch den Bür­
gern Münsters war es in dieser Hochzeit 
des stadtbürgerlichen Liberalismus ernst 
mit der Durchsetzung der gesellschaftspo­
litischen Utopie einer "klassenlosen Bür­
gergesellschaft 'mittlerer' Existenzen"[4]. 
Doch durchsetzen konnten sich die Bür­
ger Münsters mit ihren avancierten Argu­
menten nicht. Es war der preußische Ob­
rigkeitsstaat, der in Wahlrechtsfragen das 
letzte Wort behielt. 

Als bei den ersten Stadtverordneten­
wahlen nach der neuen Städteordnung 
kein einziger Protestant gewählt wurde, 
verbuchten die Redakteure der "Katholi­
schen Kirchenzeitung" dies als ein Sieg 
des Katholizismus: "Münster hat das gute 
Alte bewahrend und das gute Neue nicht 
verschmähend bewiesen [ ... ], daß es weiß, 
wie nur noch von liberaler Katholizität 
und katholischer Liberalität einzig Heil 
für uns zu erwarten ist, wie Religion und 
Freiheit im Bunde das alleinseligmachen­
de unserer Politik ausmachen. "[5] Mit der 
Gleichsetzung von Katholizismus und li­
beraler Bewegung bot sich die katholische 
Kirche dem liberalen städtischen Bürger­
tum als natürlicher Verbündeter gegen 
den preußischen Staat an. 

Doch die katholische Kirche hatte ihr 
Deutungsmonopol der gesellschaftlichen 
Ordnung als die herausragende gemein-

Harmonisch musikalisch vereint in arkadischer Landschaft. Die Familie des Buchhändlers Coppenrath, 
1807 von Johann Christoph Rincklake gemalt, präsentierte ein bürgerliches Wunsch- und Selbstbild. 



Auch der preußische Staat bemühte sich, nicht 
hinter den Feierlichkeiten der katholischen Kirche 
zurückzustehen. An der 1865 zelebrierten Jubel­
feier der Vereinigung Westfalens mit Preußen nah­
men alle Honoratioren teil. Armenspeisungen 
zählten bei solchen Anlässen zum Rahmen­
programm. 

schaftsstiftende Institution längst verlo­
ren. Die zunehmende Alphabetisierung 
weiter Bevölkerungskreise, ein expandie­
render Buchmarkt und die Konkurrenz 
naturwissenschaftlicher und naturphiloso­
phischer Welterklärungsmodelle drängten 
die Kirchengläubigkeit ganz allgemein an 
den Rand der in der stadtbürgerlichen Öf­
fentlichkeit zirkulierenden Wissensbe­
stände. Und den wohlhabenden Bürgern 
war Arkadien und die Antike längst näher 
als das katholische Rom. 

Der Austausch von Romanen, die ge­
meinsame Lektüre literarischer und histo­
risch-politischer Werke, das gemeinsame 
Musizieren, der Besuch von weltlichen 
Konzerten und Theaterstücken sowie re­
gelmäßige Zusammenkünfte in den gesel­
ligen und musisch-wissenschaftlich orien­
tierten Vereinen spielten für den inneren 
Zusammenhalt der stadtbürgerlichen Ge­
sellschaft eine weit größere Rolle als reli­
giöse oder kirchenpolitische Zugehörig­
keiten. Dabei gelang es, auch Neubürger 
und protestantische Beamte in das bürger­
liche Vereinsleben der Stadt als Gleiche 
unter Gleichen zu integrieren. 

Sicherlich, für das münsterische Bür­
gertum war die Religion immer noch ein 
selbstverständlicher Bestandteil des Le­
bens, gleichzeitig aber eine Angelegen­
heit der Privatsphäre und kein Gegenstand 
der Diskussion oder öffentlicher Bekennt­
nisse, die über die Teilnahme an den Fest­
und Feiertagen des Kirchenjahres hinaus­
gingen. Wenn der Oberbürgermeister Jo­
hann Hermann Hüffer, dessen Verlag vie­
le Schriften münsterischer Theologen in 

seinem Programm hatte, der Religion in 
seinen Lebenserinnerungen kaum Auf­
merksamkeit schenkte, sie vielmehr als 
selbstverständliches und konstitutives 
Moment seiner münsterländischen Identi­
tät begriff, so war gerade diese Nichtthe­
matisierung signifikant dafür, daß religiö­
se Erweckungsbewegungen und kirchen­
politische Fragen für das vormärzliche 
Stadtbürgertum keine zentrale Rolle spiel­
ten. Eiferer waren dem städtischen Bür­
gertum in dieser liberalen Aufbruchszeit, 
die ein Münsteraner Kaplan rückblickend 
als "kalt rationalistisch"[6] bezeichnete, 
höchst suspekt. 

Bürgerlicher Pragmatismus und 
konfessionelle Identität 

Es zeichnete das katholische Bürger­
tum Münsters aus, daß es verstand, seine 
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alten konfessionellen Bindungen und 
Orientierungen in die zukunfts gerichteten 
Vorstellungen eines modemen Gemein­
wesens zu integrieren und ihre Tauglich­
keit praktisch zu beweisen. Zeigen läßt 
sich dies etwa am städtischen Arrnenwe­
sen. Dieses beruhte im wesentlichen auf 
ehemaligen kirchlichen und zumeist kon­
fessionell gebundenen bürgerlichen Stif­
tungen, die unter die Aufsicht der Kom­
munalbehörden gestellt worden waren. 
Die Organisations- und Finanzkraft der 
Kirche wurde als Unterfutter für die fi­
nanzielle Ausstattung des Arrnenwesens 
genutzt, ohne ihr deswegen das Armen­
wesen zu überantworten, das als primäre 
städtische und bürgerliche Aufgabe be­
griffen wurde. Wer Unterstützung zu be­
kommen hatte, richtete sich neben dem 
Solidaritätsprinzip der Bürgergemeinde 
nach einer inzwischen zur allgemein ge-

Die katholische Kirche hatte ihre gesellschaftliche MonopolsteIlung verloren, aber kirchliche Festlichkei­
ten waren immer noch große gesellschaftliche Ereignisse: Zum 50. Jahrestag der Bischofsweihe von Kas­
par Max Freiherr Droste zu Vischering, 1845, kamen Repräsentanten von Kirche und Staat in die Stadt. Im 
Bild der Festzug vor dem Domportal, an dem sich selbstverständlich auch die Bürger der Stadt beteiligten. 
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Prinzipalmarkt und die 
Lambertikirche - eine 
Aufnahme des Münste­
raner Stadtfotografen 
Friedrich Hundt von 
1857. Er war von der 
Stadt beauftragt wor­
den, die bekanntesten 
Gebäude der Stadt zu 
fotografieren. In einer 
wertvollen Schmuck­
kassette übersandte 
der Oberbürgermeister 
diese Aufnahmen dem 
preußischen Kronprin­
zen Friedrich Wilhelm 
zu seiner Vermählung 
mit der englischen Prin­
zessin Victoria. 

wordenen Ethik, deren protestantische 
Ursprünge nicht zu verleugnen waren. 

Arbeitsscheue, Alkoholiker, all dieje­
nigen, denen unsittlicher Lebenswandel 
nachzuweisen war, sollten von der Mild­
tätigkeit des städtischen Bürgertums aus­
geschlossen werden. Reste alter katholi­
scher Barmherzigkeit, die Bürger dazu 
veranlaßten, besonders an kirchlichen 
Feiertagen dem bettelnden Volk Almosen 
zukommen zu lassen, wurden vom Magi­
strat und der Armenkommission nicht 
mehr gebilligt. Ja, es gab regelrechte 
Kampagnen gegen das unkontrollierte AI­
mosenwesen, da sonst das allgemeine 
Wohl zu sehr in Mitleidenschaft gezogen 
würde. 

Das Verhältnis gegenüber den Armen 
war rationaler, im Sinne eines neuen Lei­
stungsdenkens, geworden. Der Arme galt 
nun ganz allgemein nicht mehr als ein ins 
göttliche Schicksal Geworfener, sondern 
als jemand, der sein Leben verfehlt hatte, 
da er es nicht verstand, seine göttlichen 
Gaben, nämlich die Arbeitskraft, zu nut­
zen. Zugleich aber war es ein bürgerliches 
Ideal, den erworbenen Reichtum und 
überlegenes Wissen in den Dienst der All­
gemeinheit zu stellen. Der Wohlstand der 

erhofften Nation war nicht allein durch 
die Erfüllung des Arbeitsethos zu errin­
gen, sondern eben auch durch ein bei­
spielhaft sittliches und wohltätiges Leben. 
Die Vielzahl der wohltätigen städtischen 
Einrichtungen, die von Katholiken, Prote­
stanten und Juden unterstützt oder ins Le­
ben gerufen wurden, waren ein Zeugnis 
dieses allgemeinen Verständnisses geleb­
ter bürgerlicher Moral, die aus ihren direk­
ten konfessionellen Begründungszusam­
menhängen gelöst worden war. Daß auch 
der preußische Staat gegen stadtbürgerlich 
und katholisch geprägtes Engagement we­
nig einzuwenden hatte, wurde 1842 sym­
bolisiert, als das preußische Königspaar in 
Anwesenheit aller bürgerlichen Honoratio­
ren den Grundstein für das von barmherzi­
gen Schwestern betreute Clemenshopital 
legte. Und auch das münsterische Bürger­
tum zeigte sich mit dem Staat versöhnt, in­
dem es auf gemeinsame Initiative des Bür­
germeisters mit dem Oberpräsidenten, als 
ein Zeichen patriotischer Gesinnung, die 
münsterische Sektion des Kölner Dombau­
vereins gründete. 

Das katholische Bürgertum und der 
politische Katholizismus waren während 
der ersten Jahrhunderthälfte in Münster 

Im 19. Jahrhundert wurde das Armen- und Kran­
kenwesen der Stadt immer weiter ausgebaut. 1857 
eröffnet beispeilsweise das Franziskushospital -
ein Krankenhaus für verwahrloste Mädchen. 

selten ein Bündnis eingegangen. Erst 
während und nach der Revolution von 
1848 versuchten maßgebliche Sprecher 
des Bürgertums, ihre sozialkonservativen 
politischen Leitbilder im Bündnis mit der 
katholischen Vereinsbewegung zu vertei­
digen und zugleich den Einfluß der katho­
lischen Kirche in dem erhofften deutschen 
Nationalstaat zu stärken. Ein einheitliches 
Agieren des städtischen Bürgertums ließ 
sich auch durch das Bündnis mit der Kir-

Susanne Kill (37) studierte zunächst in 
München und dann in Frankfurt Ge­
schichte, Politik und Kunstgeschichte. 
1989 begann sie, sich im Rahmen des For­
schungsprojekts "Stadt und Bürgertum 
im 19. Jahrhundert" mit der Geschichte 
des Bürgertums im Allgemeinen und be­
sonders mit der des katholischen Bürger­
tums in Münster zu beschäftigen. 1995 
schloß sie ihre Promotionsarbeit "Neue 
Orientierungen und alte Bindungen. Das 
Bürgertum in Münster (1770-1870)" ab. 
Seit 1996 arbeitet sie als wissenschaftli­
che Mitarbeiterin für die "Gesellschaft für 
Unternehmensgeschichte e.V." in einem 
Forschungsprojekt über die Geschichte 
der Eisenbahn in Deutschland, die jen­
seits aller Konfessionsfragen ebenfalls 
nicht ohne das Bürgertum zu denken ist. 



che nicht wiederherstellen. Katholische 
Bürger konnten durchaus unterschiedliche 
politische Zielvorstellungen haben. Die 
einst gemeinsam getragene Utopie einer 
egalitären stadtbürgerlichen Gesellschaft 
war den kommunal politisch engagierten 
Bürgern abhanden gekommen. Auch hatte 
die starke IdentifIkation von Stadt und 
Bürgertum als Gegenmodell zum preu­
ßisch-protestantischen Staat an politischer 
Wirkungsmächtigkeit verloren. Das noch 
im Vormärz als "gehässig" gebrandmark­
te Klassenwahlrecht wurde von den ProfI­
teuren des neueingeführten, rein ökono­
mischen Kriterien folgenden Drei-Klas­
sen-Wahlrechts, den wohlhabenden Kauf­
leuten und Beamten gleich welcher Kon­
fession, nicht mehr öffentlich kritisiert. 

Einen eigenen, spezifIsch katholi­
schen Weg in die Modeme ist das städti­
sche Bürgertum Münsters nicht gegangen. 
Bürgerlich-pragmatisch wurden die sozia­
len und fInanziellen Kapazitäten der Kir­
che in die Infrastruktur der Stadt integriert 
und ebenso bürgerlich-pragmatisch such­
ten die herausragenden Vertreter des mün­
sterischen Bürgertums den gesellschaftli­
chen und politischen Kontakt zu den maß­
geblichen protestantischen Beamten. Das 
änderte nichts daran, daß die Zahl der 

Kirchtürme und konfessionell unterstüt­
zen sozialen Einrichtungen auch am Ende 
des 19. Jahrhunderts noch immer darauf 
hinwiesen: Münster ist katholisch. 
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Das freudige Treiben 
auf dem Send, dem gro­
ßen Jahrmarkt, inspi­
rierte den englischen 
Maler Edward Henry 
Corbould 1857 zu dieser 
Momentaufnahme, im 
Hintergrund eine Colla­
ge verschiedener Kir­
chen und bedeutender 
Gebäude der Stadt. Auf 
dem Send trafen sich 
Stadtbürger, Krämerin­
nen, fahrende Händler, 
Dienstboten, Bauern 
und Schausteller unter 
freiem Himmel nicht 
nur, um einen guten 
Handel abzuschließen. 
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Eine Disziplin 
im Umbruch 

Herausforderungen 
für die I<inderheill<unde 

Professor Dr. Hansjosef Böhles im Gespräch mit Ulrike Jaspers 

Klassische Kinderkrankheiten wie Masern 
oder Mumps sind dank der umfassenden 
Schutzimpfungen auf dem Rückzug. Aber 
andere Erkrankungen, wie Störungen des 
Magen-Darm-Trakts oder des Stoffwech­
sels, auch Verhaltensauffälligkeiten bei 
Kindern, haben in den vergangenen Jah­
ren enorm zugenommen. Was hat es mit 
diesen neuen Kinderkrankheiten auf sich, 
Herr Professor Böhles? 

~ Diese neuen Kinderkrankheiten sind 
LIIIIIIIIIII im Grunde klassische Kinderkrank -

heiten. Es hat sie sicher schon immer 
gegeben, aber häufig war die Diagno­
stik nicht ausreichend, um sie erken­
nen zu können. Ich beziehe mich vor 
allem auf die Stoffwechselerkrankun­
gen. Wenn der Internist des Erwachse­
nenalters von Stoffwechselerkrankun­
gen spricht, dann meint er damit Dia­
betes, Hyperlipidämie oder Gicht. Un­
sere, die pädiatrische Definition von 
Stoffwechselerkrankungen urnfaßt da­
gegen die gesamte Chemie des Kör­
pers; jeder Enzymschritt kann gestört 
sein und ein eigenes Krankheitsbild 
hervorrufen. Das müssen Sie sich VOf-
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stellen wie eine riesige Raffinerie mit 
vielen tausend Leitungen, und überall, 
wo eine undichte Leitung ist, kann 
sich ein Problem auftun - oder im 
übertragenen Sinn sich eine Stoff­
wechselerkrankung bemerkbar ma­
chen. Viele Kinder, die früher in be­
reits jungen Jahren verstorben wären, 
leben heute aufgrund der medizini­
schen Möglichkeiten als chronisch 
Kranke wesentlich länger. Sie haben 
die Verhaltens störungen angespro­
chen, die in einem engen Zusammen­
hang zu Stoffwechselerkrankungen 
mit neurologischer Manifestation ste­
hen, wie z.B. zu Stoffwechselerkran­
kungen, die mit einer Himdegenera­
tion einhergehen. Typischerweise fal­
len Kinder dann plötzlich auf, weil sie 
Fähigkeiten, die sie einmal beherrscht 
haben, wieder verlieren. 

Welche Herausforderungen bedeuten die­
se Kinderkrankheiten für die Pädiatrie? 

I"'IIIIIIIIIII Die erste Herausforderung ist die kla­
LIIIIIIIII re Diagnose und damit die Einord­

nung und das Verständnis für die me­
tabolischen Abläufe. Die zweite Her­
ausforderung ist natürlich die Thera­
pie. Wenn Störungen der Grundsub­
strate wie Aminosäuren, Fettsäuren 
und Kohlehydrate vorliegen, kann ei­
ne gezielte Veränderung der Ernäh­
rung diese Störungen kontrollierbar 
machen. Ein typisches Beispiel für ei­
ne gutbehandelbare derartige Störung 
ist die Phenylketonurie, die mit unge­
fähr 1 : 7000 Geburten eine relativ 
häufige Erkrankung unter diesen selte­
nen Störungen ist. Bis etwa 1950 war 
diese Erberkrankung nicht zu behan­
deln, und betroffene Kinder sind in 
geistige Umnachtung gefallen. Dank 
eines gesetzlich verankerten Scree­
ning-Systems für Neugeborene wird 
die Erkrankung heute frühzeitig er­
kannt und der Stoffwechsel mit einer 
phenylalaninarmen Spezialdiät so re­
guliert, daß geistige Behinderungen 
vermieden werden können. 

Nochmal zu den klassischen Infektions­
krankheiten: Warum gibt es beispielsweise 
trotz der fast flächendeckenden Impfungen 
immer mal wieder Masern-Epidemien un­
ter Erwachsenen? 

I"'IIIIIIIIIII Zwar haben die klassischen Infektions­
LIIIIIIIII krankheiten ihre frühere Bedeutung 

verloren, weil sie durch eine erfolgrei­
che Impfpolitik verhindert werden 
konnten. Das bedeutet natürlich auch, 
daß - wenn sie mal auftreten - sie we­
gen mangelnder Erfahrung unter Um-

ständen nicht erkannt werden. Ein gro­
ßes Problem der Zukunft ist die Teilim­
munisierung der Bevölkerung, d.h. die 
Bevölkerung ist nur zum Teil geimpft 
und damit geschützt. Dies führt zu rela­
tiv verspäteten Erregerkontakten und 
damit steigenden Erkrankungszahlen 
im Erwachsenenalter. Der Verlauf bei 
Erwachsenen ist jedoch meist schwerer 
als im Kindesalter. Die in den letzten 
Jahren häufiger werdenden Meldungen 
von schweren Masernerkrankungen im 
Erwachsenenalter belegen diese Be­
fürchtung. 

Das Thema" Kinder und Ernährung" ge­
hört zu Ihren Spezialgebieten, nicht nur in 

der Behandlung, sondern auch in der For­
schung. Zudem waren Sie von 1995 bis An­
fang 1997 Präsident der Deutschen Ge­
sellschaft für Ernährungsmedizin. Woran 
mangelt es denn den gesund zur Welt ge­
kommenen Kindern? 

I"'IIIIIIIIIII Mangelernährung ist bei uns zum 
LIIIIIIIII Glück kein Thema mehr. Stattdessen 

tritt die Fehlernährung immer mehr 
ins Zentrum des Interesses, hervorge­
rufen vor allem durch sehr viele "leere 
Kalorien", die letzten Endes nur zu 
Fettaufbau und nicht zu hochwertigen 
Funktionsproteinen, Vitaminen und 
Spurenelementen führen. Wenn wir 
nur Fastfood für diese Fehlernährun-
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gen verantwortlich machen, ist das zu 
kurz gegriffen, da sogar Bemühungen 
um eine gewisse Ausgewogenheit 
spürbar sind. Gravierender scheint mir 
die mangelnde häusliche Betreuung: 
Die Kinder gehen häufig ohne Früh­
stück aus dem Haus, weil einfach 
nicht dafür gesorgt wird, und bekom­
men dann um 1 0 Uhr Heißhunger, es­
sen dann Süßigkeiten und eröffnen ei­
nen Circulus vitiosus zwischen Heiß­
hunger und Zufuhr schneller Kohlen­
hydrate. Im Moment sind sie gesättigt, 
kriegen dann reaktiv wieder eine Un­
terzuckerung und müssen sich wieder 
Kohlenhydrate holen. Das ist der typi­
sche "Pfannkuchen-Effekt". Über die 
Insulinausschüttung kommt es jedoch 
zu einer ganz massiven Zunahme der 
Fettmasse und des Körpergewichts. 
Außerdem bewegen sich viele Kinder 
zu wenig. Unter diesem Gesichtspunkt 
müssen wir auch sehen, was es ge­
sundheitspolitisch bedeutet, wenn der 
Sportunterricht in den Schulen nicht 
gefördert, sondern eher abgebaut 
wird. 

Eltern haben heute mehr denn je den 
Wunsch, ein perfektes und gesundes Kind 

haben zu wollen. Das beginnt schon vor 
der Geburt mit den oft überzogenen Er­
wartungen an die pränatale Diagnostik. 
Kinderärzte schildern aus ihrem Praxi-

salltag, daß Eltern es nicht ertragen kön­
nen, wenn ihre Kinder einmal krank sind, 
und noch mehr Probleme damit haben, 
wenn ihre Kinder an einer chronischen 
Krankheit oder Behinderung leiden. Teilen 
Sie diese Einschätzung aus ihrer langjäh­
rigen Klinikerfahrung ? 
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~ Wenn wir erwähnen, daß sich teilweise 
~ Eltern schwer tun, mit Krankheiten, be­

sonders akuten Erkrankungen, umzuge­
hen, dann ist das ganz schlicht und er­
greifend mangelnde Erfahrung, die 
durch eine stark verminderte Kinder­
zahl in den Familien verursacht ist. 
Wenn Sie drei oder vier Kinder in der 
Familie haben, wird über den Husten 
oder Schnupfen nicht mehr gesprochen. 
Eine Mutter ist dann absolut souverän. 
Dagegen haben die Eltern eines Einzel­
kindes nur mangelndes Erfahrungstrai­
ning. Ganz anders ist die Situation bei 
chronischen Erkrankungen und Behin­
derungen zu bewerten. Heute sind die 
familären Strukturen kaum noch geeig­
net, Behinderungen aufzufangen, wie 
es früher in einer Großfamilie möglich 
war. Aber es gibt heute viele Mütter, 
die ihre chronisch kranken Kinder her­
vorragend betreuen und integrieren. Sie 
sind die eigentlichen HeIdinnen unserer 
Zeit, das erlebe ich immer wieder in 
meinem Klinikalltag. 

Mit fortschreitenden Möglichkeiten der 
Medizin gibt es auch immer größere Über­
lebenschancen für schwerkranke Kinder. 
Wie beurteilen Sie diese Situation? 
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I"'IIIIIII Damit kommen wir zu einem Kern-
1...IIIIIIII problem der Kinderheilkunde. Wir 

müssen klar erkennen, daß durch "me­
dizinischen Fortschritt" Behinderung 
erst geschaffen werden kann. Die ex­
treme Frühgeburtlichkeit ist da sicher 
ein Thema, das uns in Grenzbereiche 
medizinischen und ethischen Denkens 
führt. Wir kommen an Grenzen, über 
die wir intensiv nachdenken müssen. 
D nreflektiert gelangen wir sehr 
schnell an einen Punkt, durch klinikin­
terne und detailbezogene Routineab­
läufe medizinische und menschliche 
Folgeprobleme zu erzeugen. Aus eige­
ner Erfahrung, z.B. Nachtdiensten, ist 
mir diese Aussage geläufig. Derarti­
ges Handeln in ein Weltbild einzubet­
ten und den Gesamthintergrund Fami­
lie und Zukunft usw. zu jedem Mo­
ment zu überschauen, ist einem 
diensthabenden Arzt meines Erach­
tens nicht abzufordern - schon gar 
nicht, wenn Ärzte heutzutage durch 
eventuell unterlassene Maßnahmen 
sich sehr schnell vor Gericht verant­
worten müssen. 

Ist das nicht die Kehrseite der rückläufigen 
Kindersterblichkeit, die Sie da beschrei­
ben? 

I"'IIIIIII Sehen Sie, der Rückgang der Kinder-
1...IIIIIIII sterblichkeit ist natürlich sehr positiv, 

früher starben Kinder eben häufig an 
Mangelerscheinungen und Infektio­
nen, häufig als Folge von Armut und 
damit verbundener mangelnder Hy­
giene. Aber andererseits greift die Me­
dizin - insbesondere in Grenzberei­
chen wie dem Anfang und dem Ende 
des Lebens - teilweise aktionistisch in 
Abläufe ein, die sonst zum Tode füh­
ren würden. Schwerste Behinderun­
gen sind häufig die Folge. 

Das ausgereifte Vorsorgekonzept vom er­
sten Lebenstag bis in die Pubertät hat doch 
sicher in den vergangenen Jahren dazu ge­
führt, daß die Kinderheilkunde eine ganz 
wesentliche Aufgabe in der Prävention 
und der Früherkennung von Krankheiten 
wahrnimmt. Was hat sich dadurch im Zu­
sammenspiel zwischen niedergelassenen 
Ärzten, die diese Vorsorge übernehmen, 
und den großen Kliniken geändert? 

I"'IIIIIII Die niedergelassenen Kinderärzte, die 
1...IIIIIIII in der Vorsorge eine hervorragende 

Arbeit leisten, erkennen die Probleme 
in einem sehr frühen Stadium und 
können diese Patienten dann gezielt zu 
uns schicken. Die Klinik selbst -ist 
heute weniger als früher das Netz, in 
dem Probleme zum ersten Mal er­
kannt werden, denn die niedergelasse­
nen Kinderärzte leisten da bereits eine 
wichtige Vorarbeit. 

Eine neue Patientengruppe, die Jugendli­
chen, ist seit einiger Zeit stärker ins Blick­
feld der Pädiater gerückt. Auch das Zen­
trum für Kinderheilkunde am Franlifurter 
Universitätsklinikum wurde umbenannt in 
Zentrumfür Kinder- und Jugendheilkunde. 
Ist es ein Versuch, neue "Kunden" zu fin­
den, oder was verbirgt sich dahinter? 

I"'IIIIIII Wenn wir die Notwendigkeit gesehen 
1...IIIIIIII haben, die Jugendheilkunde ganz be­

wußt auch im Namen schon zu führen, 
dann ist es dadurch entstanden, daß 
wir durch die Fortschritte in der Kin­
derheilkunde der letzten Jahrzehnte 
immer mehr Patienten mit chroni­
schen Gesundheitsproblemen haben, 
die in der Vergangenheit früher gestor­
ben wären. Die Jugendlichen, die wir 
ansprechen, sind eigentlich die älter 
gewordenen pädiatrischen Patienten 
von früher, die in der Inneren Medizin, 

die sich um die spezifischen Erwach­
senenprobleme kümmert, keine Hei­
mat gefunden haben. Die Patienten 
sind sehr häufig an uns gewöhnt und 
wollen gar nicht weg. 

Das ist die klinische Seite. Wie sieht das 
denn bei den niedergelassenen Ärzten aus, 
die Jugendliche inzwischen auch stärker 
ansprechen? 

I"'IIIIIII Die niedergelassenen Kinderärzte 
1...IIIIIIII übernehmen die Langzeitversorgung 

dieser chronisch kranken Patienten 
über das Jahr und können aus ihrer 
langen Kenntnis der Patienten vieles 
besser beurteilen. Normalerweise ist 
das Jugendalter, also die Zeit von ab­
geschlossener Pubertät bis ungefähr 
20 Jahre, die Zeit mit der höchsten 
Gesundheit und Körperkraft. Das be­
deutet, das ist genau die Population, 
die eigentlich am wenigsten einen 
Arzt braucht. Noch ein anderer Grund, 
weshalb Kinder und Jugendliche beim 
Pädiater optimal beobachtet und ver-
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sorgt werden: In der Kinder- und Ju­
gendheilkunde geht es häufig darum 
festzustellen, ob Entwicklungen nor­
mal verlaufen. Die Pädiatrie ist vor al­
lem im endokrinologischen Bereich 
dadurch geprägt, daß sie nicht wie 
beim Erwachsenen einen kranken 
Menschen vor sich hat und ein klar 
umrissenes hormonelles Problem zu 
lösen hat, stattdessen ist der Pädiater 
laufend vor die Frage gestellt, ob Ent­
wicklungsschritte von z.B. Längenent­
wicklung oder Pubertät normal sind. 
Diese Trennlinie zwischen normaler 
und anormaler Entwicklung können 
Nicht-Pädiater erfahrungsgemäß nur 
schwer bestimmen. 

Inzwischen gliedert sich die Pädiatrie in 
viele kleine Fachgebiete, sei es die Onkolo­
gie, die Kardiologie oder die Nephrologie 
für Kinder, um nur drei Beispiele zu nen­
nen. Wie beurteilen Sie, Herr Professor 
Böhles, diesen Prozeß der AusdifJerenzie­
rung und des zunehmenden Spezialisten­
tums innerhalb der Pädiatrie? 

I'IIIIIIIIII Wenn wir die Kinderheilkunde über 
l.oIIIIIIIIIII die letzten 50 Jahre ansehen, erleben 

wir eine zunehmende organbezogene 
Spezialisierung. Das ist eine Notwen­
digkeit, um einfach den Bedürfnissen 
der fortschreitenden Erkenntnislage 
und den Problemen des Patienten ge­
recht werden zu können. Wir sind aber 
trotzdem in einer schwierigen Situa­
tion: Auf der einen Seite haben wir 
mit der Hochspezialisierung ein zen­
trifugales Element, denn jeder möchte 
eigenständig sein und neigt dazu, sei­
nen Bereich zu verabsolutieren; auf 
der anderen Seite haben wir die N ot­
wendigkeit, das Haus "Kinderheilkun­
de" zu bewahren. 

Warum spitzt sich das gerade in der Kin­
derheilkunde so zu? 

I'IIIIIIIIII Die Erwachsenenmedizin hat das 
~ schon durchgemacht, da ist es inzwi­

schen geläufig, daß es für fast jedes 
Organ einen " ... ologen" gibt - einen 
Gastroenterologen, einen Nephrolo­
gen, einen Kardiologen. Das geschieht 
aber bei wesentlich höheren Patienten­
zahlen als in der Pädiatrie. Suchen in 
unserem Fach immer mehr " ... ologen" 
ihre Eigenständigkeit, dann werden 
sie - und das prophezeihe ich vor al­
lem unter dem Gesichtspunkt der wirt­
schaftlichen Entwicklung in klini­
schen Großzentren - von den Organ­
spezialisten der Inneren Medizin ge­
schluckt werden. D.h. der internisti­
sche N ephrologe oder Gastroenterolo-

ge wird eine Kinderstation eröffnen 
und damit das Ende der Kinderheil­
kunde "einläuten". 

Und was spricht denn aus Ihrer fachlichen 
Sicht gegen eine solche organbezogene 
Konzentration der Medizin? 

I'IIIIIIIIII Das Wesen der Kinderheilkunde kann 
l.oIIIIIIIIIII dadurch definiert werden, daß wir es 

immer wieder mit einer organüber­
greifenden Symptomatik zu tun ha­
ben. Durchfall kann z.B. durchaus 
durch eine Mittelohrentzündung ver­
ursacht werden. Diese organübergrei­
fende Symptomatik spielt interessan­
terweise auch wieder bei sehr alten 
Menschen, in der Geriatrie, eine Rol­
le. Wenn Sie mit Ihrem an Durchfall 
erkrankten Kind dann zum Gastroen­
terologen gehen, wird er Ihnen die 
Ohrentzündung wahrscheinlich nicht 
diagnostizieren. Diese organübergrei­
fende Dauerproblematik ist ein Spezi­
fikum der Kinderheilkunde und der 
Altersmedizin. 

Sind Sie sich in dieser Frage mit Ihren Kol­
legen aus der Kinderheilkunde einig, oder 
gibt es da doch auch deutliche Tendenzen, 
diese AusdifJerenzierung weiterzuführen? 

I'IIIIIIIIII Ich bin offensichtlich der absolute Au-
1...1IIIIIIII ßenseiter. Die anderen Kollegen sind 

der Meinung, daß die eigenständige 
Spezialisierung, das sogenannte De­
partmentsystem, der Weisheit letzter 
Schluß sei. Ich bin der Auffassung, 
wir müssen gedanklich weiterkom­
men; die Spezialisierung ist zwar not­
wendig, aber unter anderen strukturel­
len Leitlinien. Ich sage, wir müssen 
ein Haus haben mit verschiedenen 
Zimmern, während die Kollegen mei­
nen' daß wir lauter Einzelpavillons ha­
ben müssen. Wenn Sie lauter Einzel­
pavillons haben, dann hängt es davon 
ab, wie integrationswillig der Einzelne 
ist. So kann ein Fach kaputtgehen, das 
akademisch gesehen erst 100 Jahre alt 
ist - 1894 gab es mit Otto Häubner 
den ersten Lehrstuhl für Kinderheil­
kunde an der Berliner Charite. Und 
die Urenkel sind sozusagen dabei, es 
wieder zu verschenken. Diese "Sche­
ren situation" zwischen notwendiger 
Spezialisierung und der Integration 
des Gesamtfaches zu beherrschen ist 
eine Management-Meisterleistung, die 
jedoch für eine zukunftsorientierte 
Kinderheilkunde gefordert werden 
muß. 
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Seltene 
Stoffwechselstörungen 

als Ursache 
ldassischer pädiatrischer 

I<ranlmeitsbilder 
von Hansjosef Böhles 

Patienten präsentieren sic.~ mit ihren 
Krankheitssymtomen. Arzte kön­
nen diese klassischen Erkrankun­

gen entsprechend ihrer klinischen Erfah­
rung zuordnen. Sind die Symptome aber 
in dieser Form nicht zuzuschreiben, wer-

Abb. 1: Archibald Garrod, der Begründer des Aus­
druckes "inborn error of metabolism" (angebore­
ne Stoffwechselstörung). 

den sie gerne mit dem verbrämenden 
Ausdruck medizinischen Nichtwissens als 
"idiopathisch" bezeichnet. Es ist ein Ver­
dienst der medizinischen Forschung, bis­
her unbekannte Zusammenhänge zuneh­
mend aufzudecken und somit den Bereich 
dieser als idiopathisch bezeichneten Er­
krankungen schrumpfen zu lassen. Im Be­
reich der bei Kindern auftretenden Krank­
heitssymptome sind es vor allem die Auf­
schlüsse über metabolische Zusammen- . 
hänge, die in den vergangenen Jahren 
häufig zu Erklärungen klinischer Phäno­
mene geführt haben. Diese hatten sich un­
ter dem Bild klassischer pädiatrischer Er­
krankungsprobleme manifestiert, mußten 
jedoch hinsichtlich ihrer Ursache weitge­
hend als idiopathisch eingestuft werden. 

Derartige angeborene Stoffwechsel­
störungen, der Begriff wurde 1908 von 
dem Engländer Archibald Garrod (Abb.l) 
in seinen "Croonian lectures" als "inborn 
errors of metabolism" geprägt, nahmen 
seither zunehmend Raum bei der Erklä­
rung klassischer, jedoch pathogenetisch 
nicht einzuordnender klinischer Erkran­
kungsmerkmale ein. Inzwischen werden 
diese eindeutig stoffwechselbedingten 
Krankheitsbilder immer eindeutiger von 
den klassischen Erkrankungsmerkmalen 
unterschieden. Denn die metabolischen 
Zusammenhänge des Körpers können im-
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mer weitreichender aufgeklärt werden, 
weil hochwertige Analysentechniken der 
Grundlagenchemie in den Alltag von 
Krankenhauslabors miteinbezogen wer­
den. Seit etwa zehn Jahren bauen wir auch 
am Frankfurter Universitätsklinikum die 
Diagnosemöglichkeiten und Forschungs­
aktivitäten auf diesem Gebiet konsequent 
aus, so daß wir zu einem der wichtigsten 
Zentren für die Erkennung von Stoff­
wechselkrankheiten in Deutschland ge­
worden sind. Dies gilt insbesondere für 
Störungen des Stoffwechsels von Fettsäu­
ren und Aminosäuren. Als eines von we­
nigen Labors in Europa können in Frank-
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furt Störungen des mitochondrialen Fett­
säuretransports über das Carnitinsystem 
aufgeklärt werden. Erfolge in der Thera­
pie sind bisher leider noch relativ gering. 
Die angeborenen metabolischen Erkran­
kungen, von denen einige bereits durch 
Methoden der vorgeburtlichen Diagnostik 
zu erkennen sind, bleiben nach ihrer ein­
deutigen Diagnose teilweise nur unzurei­
chend behandelbar und erfordern einen 
hohen personellen und apparativen Auf­
wand. Die Hoffnung für die Zukunft liegt 
darin, sie mit genetischen Methoden zu 
behandeln, was einen Eingriff in die 
Keimbahn bedeutet. 
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Neue diagnostische Möglichkeiten 
mit modernen Analysemethoden 

Die größte Bedeutung bei der Diagno­
stik hat die Darstellung von mit dem Urin 
ausgeschiedenen organischen Säuren mit­
tels Gaschromatographie und Massen­
spektrometrie. Durch diese Technik ist es 
möglich, gestörte Wege des Intermediär­
stoffwechsels zu erkennen, da organische 
Säuren in einem erkrankungscharakteri­
stischen Muster anstauen und im Urin 
ausgeschieden werden. Abbildung 2 und 3 
zeigen das Profil organischer Säuren von 
zwei Patienten, die beide das gleiche Leit­
symptom "Makrozephalie", also einen 
vergrößerten Kopfumfang bei zusätzli­
chen Auffälligkeiten der zentralnervösen 
Funktionen aufweisen. Der erste Patient, 
ein fünfmonatiger Junge, bot zusätzlich 
die klinischen Zeichen einer Enzephalitis 
(insbesondere Bewußtseinstrübung), wäh­
rend der zweite Patient, ein ebenfalls 
fünfmonatiger Junge, eine zunehmend 
sich vermindernde psychomotorische 
Entwicklung aufwies. Beide Erkrankun­
gen sind trotz der klinisch relativ unspezi­
fischen Symptome durch ihr charakteristi­
sches Muster organischer Säuren eindeu­
tig zu benennen. Beim ersten Patient han­
delt es sich um eine Glutarazidurie Typ I 
(Abb. 2), diese Erkrankung wird häufig 
fälschlicherweise dem bekannten Krank­
heitsbild der Enzephalitis zugeordnet. Es 
handelt sich dabei um den Ausfall des En­
zyms Glutaratdehydrogenase im Abbau­
weg der Aminosäuren Lysin und Trypto­
phan, das führt zum Aufstau von Glutar­
säure und deren massiver Ausscheidung 
im Urin. Im Urin des zweiten Patienten 
(Abb. 3) wurde eine starke Ausscheidung 
von N-Acetylasparaginsäure gefunden. 
Diese Substanz ist ein geläufiger Metabo­
lit des Gehirnstoffwechsels; sein Auftre­
ten im Urin wird zwischenzeitlich als 
kennzeichnend für die nach Myrtelle Ca­
navan benannte Erkrankung, eine spon­
giöse (schaumige) Degeneration der wei­
ßen Gehirnsubstanz, angesehen. Diese 
1931 erstmals von Canavan beschriebene 
Erkrankung konnte bisher nur klinisch 
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Abb. 2 (links): Chromatographische Auftrennung 
der organischen Säuren mit einem tür eine Gluta­
razidurie Typ I typischen Muster. 

Abb. 3 (rechts): Chromatographische Auftrennung 
der organischen Säuren mit einer tür die Cana­
van'sche Erkrankung typischen massiven Aus­
scheidung von N-Acetylasparaginsäure. 

vermutet und durch den postmortalen hi­
stologischen Befund bewiesen werden. 

Ursache für Vergrößerung des 
Herzmuskels - häufig angeborener 
Defekt des Energiestoffwechsels 

Ein weiteres Einzelbeispiel soll ver­
deutlichen, wie Stoffwechselstörungen als 
Ursache klassischer pädiatrischer Krank­
heitsbilder durch fortschreitende For­
schung und Diagnose in den Mittelpunkt 
des Interesse rücken: Im Abstand von nur 
vier Monaten wurden uns in Frankfurt 
zwei einmonatige Säuglinge vorgestellt, 
weil sie beim Trinken rasch ermüdeten 
und auffällig stark schwitzten. Bei beiden 
ergab die RöntgendarsteIlung der Thorax­
organe eine massive Vergrößerung des 
Herzens; die sonographischen Untersu­
chungen zeigten weiter, daß der Herzmus­
kel massiv verdickt war, was als hypertro­
phische Kardiomyopathie bezeichnet 
wird. 

Das Muster der organischen Säuren 
im Urin des ersten Säuglings war unauf­
fällig. Das des zweiten jedoch zeigte eine 
auffällige Ausscheidung von langkettigen 
3-Hydroxy- und 3-Ketofettsäuren, die nur 
ausgeschienden werden können, wenn der 
Abbau dieser Fettsäuren, der in der intra­
mitochondrialen ß-Oxidation erfolgt, un­
terbrochen ist. Wir stellen zunehmend 
fest, daß sich hinter dem Symptom einer 
klassischen hypertrophischen Kardio­
myopathie angeborene Defekte des Ener-
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giestoffwechsels langkettiger Fettsäuren, 
wie in diesem Fall der ß-Oxidation, ver­
bergen können. Beim zweiten Säugling, 
der ein vollkommen unauffälliges Muster 
der organischen Säuren aufwies, zeigte 
sich jedoch bei der weiteren analytischen 
Beurteilung des energetischen Fettsäure­
stoffwechsels, daß er bei ihm bereits auf 
einer Ebene vor der ß-Oxidation gestört 
war; d.h. der Transport der zu verbrennen­
den Fettsäuren über die Membran in den 
Mitochondrieninnenraum läuft nicht rei­
bungslos. Fettsäuren brauchen, um in das 
Mitochondrieninnere gelangen zu kön­
nen, das Carnitin-Transportsystem. Fett­
säuren werden an Carnitin gekoppelt und 
mittels der Enzyme Carnitinpalmitoyl­
transferase I (CPT I), Carnitintranslokase 

Professor Dr. med. Hansjosef Böhles (51) 
leitet seit 1989 die Klinik für Kinderheil­
kunde I am Zentrum für Kinder- und Ju­
gendheilkunde am Frankfurter Universi· 
tätsklinik~m. N~chdem Stu~ium der Hu-. 
manmedi:zin in Erlangen, Staatsexamen 
und Promotion absolvierte Böhles auch 
das amerikanische Examen. Von 1973 bis 
1975 forschte er am Babies Hospital der 
Columbia University New York und be­
schäftigte sich dort bereits mit den 
Grundlag~n angeborener Stoffwechseler­
krankungen, die auch heute noch zu sei­
nen Forschun~sschwerpunkten zählen. 
Zu seine~1 Ausbildung in den USA gehörte 
zudem ~ine intensive Auseinanderset­
zung mit gastroenterologischen Erkran­
kungen und der Intensivpflege von Früh­
geborenen. Ab 1975 war Böhles wissen­
schaftlicher Assistent an der Universi­
tätskinderklinik Erlangen, dort legte er 
auch seine Fac~arztprüfung ab und habi­
litierte Sit,h; In ~, einer IHabilitationsschrift 
beschäfti te er [ISiCh mit de~ Oxidations- I 
scbutz v n Ery1jhrozyten. 1981 übernahm 
er die Leitung der Poliklinik an der Univer­
sitätskinderklinik Erlangen, und 1986 
wurde er auf eine Professur für Kinder-
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und Carnitinpalmitoyltransferase II (CPT 
11) zum Ort der ß-Oxidation in das Mito­
chondrieninnere transportiert. Bei dem 
zweiten Säugling war eine erhöhte Se­
rurnkonzentration langkettiger, an Carni­
tin gebundener Fettsäuren (langkettiges 
Acy1carnitin) nachgewiesen worden. Der 
vorliegende Defekt mußte somit nach der 
CPT I-vermittelten Koppelung langketti­
ger Fettsäuren an Carnitin lokalisiert sein. 

Als Ursache der hypertrophischen Kar­
diomyopathie kamen in diesem Fall somit 
nur ein Ausfall des Enzyms Camitintranslo­
kase oder der CPT 11 in Frage. Die Überprü- ' 
fung der Enzymaktivitäten in Mitochon­
drien, die aus Lymphozyten des peripheren 
Blutes isoliert worden waren, bewies eine 
starke Aktivitätsminderung der CPT 11. 

heilkunde an dieser Universität berufen. 
1988 nahm Böhles dann den Ruf nach 
Frankfurt an. Seit 1993 ist er klinischer 
Prodekan des Faphbereichs H umanmedi­
zin. Won 1995 bis Anfang 1997 war Böhles 
Präsident der Deutschen Gesellschaft für 
Ernährungsmedizin und Vizepräsident 
der Arbeitsgemeinschaft für Pädiatrische 
Stoffwechselstörungen. Seit 1997 enga­
giert sich der Pädiater auch als Mitglied 
der Ernährungskommission der Deut­
schen Gesellschaft für Kinderheilkunde 
und Jugendmedi:zin. 
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Störungen im Säure-Basen-Haushalt 
und Degeneration des Herzmuskels 

Ein dreij ähriges Mädchen wurde uns 
von ihren Eltern mit unspezifischen Sym­
ptomen leichter Ermüdbarkeit, geringer 
körperlicher Belastbarkeit und Blässe vor­
gestellt. Die Röntgenaufnahme der Tho­
raxorgane zeigte wiederum ein stark ver­
größertes Herz, die Sonographie erbrachte 
zudem, daß die Muskelrnasse des Herzens 
stark vermehrt war. Die Analyse des Säu­
re-Basen-Haushaltes machte deutlich, daß 
eine kompensierte metabolische Azidose 
vorlag, d.h. das Säure-Basen-Gleichge­
wicht war zugunsten der sauren Valenzen 
verändert. Eine massive Laktatausschei­
dung (Salz der Milchsäure) kennzeichnete 
die organischen Säuren im Urin. Jeweils 
bei massiver Zufuhr von N ahrungskoh­
lenhydraten kam es zu einer Verschlechte­
rung der Azidose. Die Patientin verstarb 
im Alter von dreieinhalb Jahren an Herz-

lysine or 
Iysyl- pe ptides 

DIETARY BIOTIN 

biotin 

insuffizienz. Die Histologie des Herzmus­
kels zeigte eine auffällige Auflockerung 
(Abb. 4), die seit Jahren als "schaumige 
myokardiale Degeneration" bekannt, je­
doch bisher ursächlich vollkommen unge­
klärt war. Den lichtmikroskopisch darge­
stellten Vakuolen im Herzmuskel entspra­
chen in der elektronenmikroskopischen 
Darstellung Anhäufungen von Mitochon­
drien (Abb. 5). 

Die Mitrochondrien gelten als Kraft­
werk der Zelle und haben eine entschei­
dende Aufgabe bei der Umwandlung von 
Substraten in energiereiches ATP. Sind sie 
aber stark vermehrt, so ist das Ausdruck 
einer ausgeprägten Störung der Energie­
bildung in der Atmungskette, die in der 
biochemischen Gewebeanalyse als Cyto­
chrom-C-Oxydasemangel nachgewiesen 
werden konnte. In der retrospektiven Be­
trachtung wies bereits die Laktatazidose, 
die sich nach Kohlenhydratzufuhr noch 

. verschlechterte, schon auf eine Störung 

HOLOCARBOX YLASE 
SYNTHETASE 

Abb. 7: Der Biotinzy­
klus. PCC: Propionyl­
CoA carboxylase; MCC: 
3-Methylcrotonyl-CoA­
carboxylase; PC: Pyru­
vatcarboxylase; ACC: 
Acetyl-CoA-carboxyla­
se (nach B. Wolf 1986). 
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Abb. 4 (links): Schaumige Auflockerung der Struk­
tur des Herzmuskels bei "schaumiger myokardia­
ler Degeneration". 

Abb. 5 (rechts): Mitochondrienanhäufung zwi­
schen den Herzmuskelzellen. Diese Mitochon­
drienanhäufungen verursachen die im Lichtmikro­
skop dargestellte schaumige Struktur. 

der Energiebildung im Bereich der At­
mungskette hin. Die modeme Stoffwech­
seldiagnostik ist somit in der Lage, die 
sich einander entsprechenden klinischen 
Präsentationsformen einer hypertrophi­
schen Kardiomyopathie ursächlich klar 
definierten metabolischen Störungen zu­
zuordnen. 

Stoffwechselstörungen führen 
zu Dermatitis seborrhoides 

Die Dermatitis seborrhoides, eine tal­
gig schuppende Hautentzündung, wurde 
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Abb. 6: Titelblatt des Lehrbuches von Ernst Moro 
über das kindliche Ekzem. 



zu Beginn dieses Jahrhunderts als Ekzem 
aufgefaßt und als Eczema seborrhoides 
bezeichnet. Erst durch die Ekzemfor­
schung des Pädiaters Ernst Moro in den 
zwanziger Jahren (Abb. 6) und die exakte 
Bearbeitung der Erythrodermia desqua­
mativa durch Carl Leiner und die Stel­
lungnahme von Lebhard und Mousson, 
die von "erytheme seborrhoique" spra­
chen, wurde sie vom Ekzem vollständig 
abgetrennt. Die Dermatitis seborrhoides 
ist eine relativ häufige Hauterkrankung 
des Säuglingsalters, die aber mit dem 
klassischen Ekzem nichts ursächlich ge­
mein hat. 

Gehen derartige Hautveränderungen 
mit neurologischen Auffälligkeiten des 
Patienten einher, müssen differentialdia­
gnostisch vor allem Störungen von Enzy­
men des Biotinsystems (Übertragung von 
Kohlenstoffatomen), d.h. der Biotinbil­
dung (Abb. 7) sowie der biotinabhängigen 
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Carboxylierungsreaktionen (Abb. 8), ein- Abb. 8: Durch einen Biotinmangel werden folgende Stoffwechselstörungen ausgelöst. PC: Pyruvatcar­
bezogen werden. Erkrankungen wie der boxylase; PCC: Propionyl-CoA Carboxylase; MCC: 3-Methylcrotonyl-CoA Carboxylase; ACC: Acetyl-
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der Biotinidasemangel führen als Folge 
mangelnder Biotinverfügbarkeit zu Haut­
veränderungen, die sich nicht von jenen 
der angesprochenen klassischen Beschrei­
bungen unterscheiden, allerdings ver­
schiedene Ursachen haben (Abb. 9). 

Intersexualität und ihre 
metabolischen Hintergründe 

Eine extreme Herausforderung stellt 
die Geburt eines Kindes mit intersexuel­
lem Genitale an die Pädiater. Innerhalb 
kürzester Zeit, d.h. in den meisten Fällen 
bis zum Geschlechtseintrag im Geburtsre­
gister, müssen schwerwiegende Entschei­
dungen gefällt und prognostische Aussa­
gen zur getroffenen Geschlechtszuord­
nung gemacht werden. Dies ist nur mög­
lich, wenn die pathogenetischen Zusam­
menhänge geklärt sind und die metaboli­
schen Hintergründe weitestgehend aufge­
deckt werden können. Die neuesten Er­
kenntnisse zu angeborenen Störungen der 
Cholesterinsynthese zeigen, daß eine Stö­
rung des letzten Schrittes der Cholesterin­
synthese, der 7-Dehydrocholesterol-D-7-
Reduktase, vorliegt und für ein syndroma­
les Schädigungsmuster verantwortlich ist, 
das mit Fehlbildungen, geistiger Retardie­
rung und beim männlichen · Geschlecht 
häufig mit einem intersexuellen Genitale 
einhergeht. Diese Erkrankung ist seit der 
Erstbeschreibung durch David Smith, Le­
stier Lernli und J ohn Opitz im Jahre 1964 
bekannt. Sie kann jetzt als Cholesterol­
synthesedefekt eingeordnet und inzwi­
sehen durch den Nachweis hoher 7-Dehy­
drocholesterolkonzentrationen im Serum 
bewiesen werden. 

Cholesterol ist die Ausgangsstruktur 
für unterschiedliche Verbindungen wie 
Gallensäuren und Steroidhormone. Meta­
bolische Störungen des Gallensäurestoff­
wechsels konnten in den vergmgenen 
Jahren definiert werden und sind die er­
klärende Ursache für Erkrankungen, die 
mit einem verlängerten Ikterus bereits 
nach der Neugeborenenperiode auffällig 
werden. Der Ikterus des Neugeborenen, 
also die auch Laien bekannte, völlig nor­
male Gelbsucht der ersten Lebenstage, 

Abb. 9: Patient mit Biotinidasemangel und ent­
sprechend einer soborrhoischen Dermatitis verän­
derten Wangen. 

kann auffällig verlängert und Ausdruck 
von Galleabflußstörungen sein, die haupt­
sächlich bei Infektionen, Fehlbildungen 
der Gallenwege oder bei Schilddrüsenun­
terfunktion beobachtet werden. Die in den 
letzten Jahren neu erkannten enzymati­
schen Störungen der Gallensäuresynthese 
geben eine pathogenetische Erklärung bei 
Patienten mit verlängerter Gelbsucht im 
Neugeborenenalter, für die keine der an­
gesprochenen klassischen Mechanismen 
nachgewiesen werden konnte. Der Anstau 
toxischer Metabolite des Gallensäure­
stoffwechsels ist nicht selten die Ursache 
einer sich im Laufe der Jahre entwickeln­
den Leberzirrhose. Die zwei wesentlichen 
angeborenen Enzymstörungen der Gal­
lensäuresynthese sind: 3-ß-Hydroxystero­
iddehydrogenasemangel und 3-0xo-5ß­
Reduktasemangel. Sie werden durch den 
Nachweis eines auffälligen Gallensäure­
musters nach deren gaschromatographi­
scher Auf trennung dignostiziert. 

Aufklärung von Stoffwechsel­
erkrankungen und ihre Bedeutung 
für die gesamte Medizin 

Die dargestellten seltenen Stoffwech­
selerkrankungen haben für die Kinder­
heilkunde im einzelnen und für die ge­
samte Medizin im besonderen die gleiche 
Bedeutung, die der Automobilrennsport 
für die Serienproduktion von Fahrzeugen 
hat. An der Aufklärung extremer Situatio­
nen kann großes Wissen erarbeitet wer­
den, das dann die lmge Liste "idiopathi­
scher" Krankheitsprobleme konti - rol 
nuierlich zu kürzen vermag. llH.I 
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I<ontinuität 
oder 

Transformation? 

Zur langfristigen Entwicklung 
selbstverwalteter Betriebe 

von Frank Heider, Beate Hock und Hans-Wemer Seitz 

Vor etwa 10 Jahren - zur Blütezeit der Diskussion um 
Alternativbetriebe und alternative Ökonomie -
beschlossen Franlifurter SozialJorscherInnen, exempla-

rischen Fallstudien und theoretischen Abhandlungen handfe­
stes empirisches Material zur Seite zu stellen. Sie untersuchten 
alle damals existierenden selbstverwalteten Betriebe in Hessen 
und räumten daraufhin mit vielen Vorurteilen auf Die Frage, 
wie sich solche gleichberechtigt geführten Betriebe auf Dauer 
bewähren, führte ein Team um Dr. Frank Heider nach einer 
Dekade wieder in die" Szene ". Fast die Hälfte der nach wie 
vor existierenden Betriebe arbeitet noch in der ursprünglichen, 
selbstverwalteten Form. Ihnen ist es gelungen, die schwierige 
Balance zwischen den Interessen des Einzelnen, des Individu­
ums und den kollektiven betrieblichen Eifordernissen auch auf 
Dauer aufrechtzuerhalten. Die andere Hälfte hat inzwischen 
die Selbstverwaltung aufgegeben. Diese" Transformationsbe­
triebe " haben die klassische Trennung zwischen eigentumslo­
sen Angestellten und verantwortlichen GesellschafterInnen 
wieder eingeführt. Mit ihren Ergebnissen zeigen die AutorIn­
nen zwar, daß kollektive Betriebsformen unter bestimmten 
Bedingungen auf Dauer bestandsfähig und eifolgreich sein 
können, sie weisen aber die Vorstellung von einer" alternati­
ven Ökonomie" zurück. 

S
elbstverwaltete Betriebe?! - Ja, 
gibt' s die denn noch?" So oder so 
ähnlich lautete die von uns häufig 

gehörte Nachfrage auf die Beschreibung 
unseres Forschungsgegenstandes. Nicht 
nur fehlt in Zeiten, in denen vor allem von 
Globalisierung und Standortwettbewerb 
die Rede ist, der Bezug zu solchen "Relik­
ten" bewegterer Jahre, in denen der 
Traum von Selbstbestimmung und einer 
Veränderung zum Besseren noch ge­
träumt wurde. Selbst in den lokalen Sze­
nen hat sich der Eindruck breit gemacht, 
diese Betriebsform würde kaum noch exi­
stieren. 

Wirft man vor dem Hintergrund der 
Frage "gibt's die noch?" oder "kann es die 
noch geben?" einen Blick in die Literatur 
zum Thema, so taucht immer wieder ein 
Name auf: Franz Oppenheimer. Vor genau 
100 Jahren hat dieser, in späteren Jahren 
der erste Ordinarius für Soziologie und 
ökonomische Theorie an der Frankfurter 
Universität, vor dem Hintergrund der Ge­
nossenschaftsbewegung ein Gesetz for­
muliert, das später als "Oppenheimer­
sches Transformationsgesetz" bekannt 
wurde. Darin wird die Lebens- und Über­
lebensfähigkeit einer kollektiven Be­
triebsorganisation in Frage gestellt. Es gä-



be einen entscheidenden Widerspruch 
zwischen den individuellen Interessen der 
Genossen und den betrieblichen Interes­
sen. Um ökonomisch erfolgreich zu sein, 
müsse sich deshalb die Produktionsgenos­
senschaft in eine Kapitalgesellschaft um­
wandeln. Bis heute wird dieses Gesetz 
von Wirtschaftswissenschaftlern auch auf 
die seit den sechziger Jahren erfolgten 
Gründungen selbstverwalteter Betriebe 
übertragen. 

Es existieren durchaus Ähnlichkeiten 
hinsichtlich zentraler Organisationskrite­
rien zwischen den Produktionsgenossen­
schaften in der zweiten Hälfte des letzten 
Jahrhunderts und den selbstverwalteten 
Betrieben heute: In bei den Betriebsfor­
men gibt es kollektives Eigentum und 
gleiches Stimmrecht für alle Beschäftig­
ten. Die Übertragbarkeit des für die Ge­
nossenschaften ohnehin nur bedingt em­
pirisch belegten Gesetzes auf die "Alter­
nativbetriebe" der heutigen Zeit schien je­
doch zweifelhaft. Die Ergebnisse unserer 
Studie widerlegen das Transformations­
gesetz für diesen Bereich. Die "Wahrheit" 
liegt vielmehr zwischen Kontinuität und 
Transformation. Denn kollektives, gleich­
berechtigtes Arbeiten ist auf Dauer mög­
lich, wenn bestimmte Grundvorausset -

Mit knapp 45 Prozent liegt der Frauenanteil in den 
ehemals selbstverwalteten Betrieben inzwischen 
kaum noch über der hessischen Vergleichsquote 
(circa 43 Prozent). 
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Die klasssiche Branche für selbstverwaltete Be­
triebe: Buchhandlungen zählten zu den Wegberei­
tern dieser alternativen Betriebsstrukturen und 
sind auch heute noch überwiegend selbst­
verwaltet. 

zungen erfüllt sind, wie unsere Untersu­
chung von 210 selbstverwalteten und ehe­
mals selbstverwalteten Betrieben verdeut -
licht. 

Selbstverwaltete Betriebe 
in Hessen ... 

Mitte der achtziger Jahre legte die er­
ste rot-grüne Koalition auf Landesebene 
in Hessen ein spezielles Förderprogramm 
für selbstverwaltete Betriebe auf, es blieb 
bis heute das einzige seiner Art. Es gab 
zwar viele Publikationen zur "alternativen 
Ökonomie" oder "Alternativbetrieben", 
jedoch kaum umfassende empirische Un­
tersuchungen zu Betrieben, die selbstver­
waltet organisiert waren. Um diese Lücke 
zu füllen, entstand die Idee, eine Gesamt­
erhebung aller hessischen selbstverwalte­
ten Betriebe durchzuführen. Diese Studie 
aus dem Jahr 1986 hat gezeigt, daß die 
selbstverwalteten Betriebe (laut Defini­
tion Betriebe mit mindestens drei Be­
schäftigten, dauerhafter wirtschaftlicher 
Orientierung, gleichberechtigter Mitbe­
stimmung), die dem Umfeld der Studen­
ten- und Frauenbewegung entstammten 
bzw. bei späteren Gründungen zum Teil 
der Ökologiebewegung zuzurechnen sind, 
entgegen vieler Behauptungen weder als 
Arbeitslosenselbsthilfe noch als Selbst­
ausbeutungsinstitutionen zu betrachten 
waren. 

Die meist aus dem akademischen Um­
feld kommenden Gründerväter und -müt­
ter der Betriebe hatten zwar, wie im übri­
gen die meisten Existenzgründer und 
-gründerinnen, zu Anfang mit Schwierig­
keiten bei der Kapitalbeschaffung zu 
kämpfen, es konnte jedoch fast durchgän­
gig eine Konsolidierung festgestellt wer­
den. Der Prozeß des Übergangs von ei­
nem politischen Projekt ohne Erwerbs­
charakter zu einem marktorientierten 
(Klein-)Betrieb (im Schnitt mit acht Kol­
lektivmitgliedern) wurde in der ersten 
Studie als Ökonomisierung beschrieben. 
Gemeinsam leben und arbeiten, Jobrota­
tion, Kapitalneutralisierung, Bedarfslohn 
- Merkmale, die in der Literatur ausführ­
lich als wesentlich charakterisiert wurden, 
fanden sich schon damals kaum. Tatsäch­
lich hatten sich die älteren Betriebe über­
wiegend wegen zu hoher Kosten und/oder 
mangelnder Praktikabilität davon verab­
schiedet, die jüngeren diese erst gar nicht 
eingeführt. 
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In Bezug auf Preiskalkulation, Kun­
denorientierung, Werbung, Steuerbera­
tung usw. unterschieden sich die selbst­
verwalteten Betriebe kaum von konven­
tionellen Kleinbetrieben. Selbst das häu­
fig zitierte überlange "Selbstverwaltungs­
palaver" war kaum anzutreffen, Beschlüs­
se wurden jedoch überwiegend im Kon­
sens gefaßt. Der Markt wirkte als Monitor 
- und zwar so, daß betriebliche Erforder­
nisse (z.B. Investitionen) Vorrang vor in­
dividuellen Bedürfnissen hatten. Die 
Marktsituation war ausschlaggebend für 
wirtschaftlichen Erfolg oder Mißerfolg, 
nicht die innerbetriebliche Organisations­
form. Darüberhinaus waren die Betriebe 
Teil der Institutionalisierung der neuen 
sozialen Bewegungen. Dieses Umfeld war 
nicht nur Rekrutierungsbasis, sondern ge­
meinsame politische Aktionen und Akti­
vitäten förderten und festigten einen 
Grundkonsens, der die für Kollektive äu-

Wie "Per Pedale" in 
Bockenheim sind aus 
derÖkobewegungin 
den siebziger Jahren 
viele Fahrradgeschäfte 
hervorgegangen, die 
auch heute noch erfolg­
reich arbeiten. 

ßerst wichtige Homogenität aufrechter­
hielt. 

Wie sich die damals befragten 244 
selbstverwalteten Betriebe - vom Archi­
tekturbüro über den Buchladen bis zur 
Schreinerei - jedoch auf Dauer als grün­
alternatives Einsprengsel im Markt be­
haupteten, blieb ebenso wie die Frage des 
Erfolgs der speziellen Förderkredite und 
-maßnahmen bislang unbeantwortetet. 

... und fast zehn Jahre später? 

Die These der quasi zwangsläufigen 
Transformation in einen hierarchisch 
strukturierten Normalbetrieb und das Brü­
chigwerden des früheren Szenezusam­
menhangs sowie die verschärften wirt­
schaftlichen Rahmenbedingungen regten 
eine zweite Untersuchung an. Nach Be­
willigung eines Förderungsantrags durch 
die Deutsche Forschungsgemeinschaft 
(DFG) im Frühjahr 1995 wurde neun Jah­
re nach der ersten Befragung auf der Ba-

sis der Adreßdatei der ersten "Hessenstu­
die" den hessischen selbstverwalteten Be­
trieben nachgespürt. Die Wiederholungs- . 
studie sollte die ökonomische, soziale und 
politische Entwicklung der Betriebe be­
schreiben und nachzeichnen. Auch konnte 
davon ausgegangen werden, daß nicht 
mehr alle Betriebe kollektiv organisiert 
waren, daß es also selbstverwaltete und 
nicht mehr selbstverwaltete Betriebe gibt. 
Im folgenden die wichtigsten Ergebnisse 
im Überblick: 

Entwicklung der befragten 
Betriebe 

Entgegen der häufig geäußerten Be­
fürchtung, selbstverwaltete Betriebe seien 
wirtschaftlich nicht sehr stabil, sind ledig-
1ich 15,6 Prozent der ursprünglich 244 be­
fragten Betriebe aus dem Markt ausge­
schieden. Zwar gibt es in der Bundesrepu­
blik keine Vergleichszahlen zur Insol­
venzhäufigkeit innerhalb eines bestimm-

baren Zeitraumes nach der Existenzgrün­
dung; dennoch k~nn man davon ausge­
hen, daß die Insolvenzrate unter den 1986 
befragten hessischen selbstverwalteten 
Betrieben relativ gering ist. 

Neben Insolvenzen hatten Verkäufe, 
Fusionen und ähnliches die Zahl der 1986 
befragten Betriebe auf 194 schrumpfen 
lassen. Da aber im Laufe der letzten Jahre 
Ausgründungen stattgefunden haben, und 
sich aus einigen Betrieben Geschäftsbe­
reiche selbständig gemacht haben, betrug 
die Gesamtzahl der 1995 zu befragenden 
Betriebe 217, wovon 210 an der Untersu­
chung teilnahmen. Von diesen waren noch 
48,6 Prozent selbstverwaltet. 108 Betriebe 
hatten die Selbstverwaltung abgeschafft. 
Kontinuität und Transformation hielten 
sich also die Waage. 

Wirtschaftsbereiche, regionale 
Verteilung und Beschäftigte 

Die Verteilung der Betriebe über die 
Wirtschaftsbereiche hat sich kaum geän­
dert. Handel (31 Prozent) und Dienstlei­
stungen (47,4 Prozent) stellen den größten 
AnteiL Dabei ist die Betriebsdichte in den 
traditionellen Hochschulstädten Frankfurt 
und Marburg am höchsten. Die durch­
schnittliche Betriebsgröße ist mit im 
Schnitt neun Personen pro Betrieb im 
Vergleich zu 1986 (8 Personen) nur leicht 
gestiegen. Dabei gibt es nur marginale 
Differenzen zwischen selbstverwalteten 
und den nicht mehr selbstverwalteten Be­
trieben. In den nicht mehr selbstverwalte­
ten Betrieben sind etwa drei Viertel der 
Beschäftigten Angestellte, im Schnitt gibt 
es noch zwei GesellschafterInnen pro Be­
trieb. Insgesamt arbeiteten im Jahr 1995 
etwa 1.900 Personen in den befragten Be­
trieben. 

Teilzeitbeschäftigung hat enorm zuge­
nommen. Arbeitete 1986 weniger als je­
de/r Zehnte Teilzeit, so ist es 1995 mehr 
als jede/r Dritte. Rechnet man die Teil­
zeitstellen unter Berücksichtigung der be­
trieblichen Arbeitszeit um, bestimmt man 
also das Beschäftigungsvolumen, so erge­
ben sich im Längsschnittvergleich deutli­
che Unterschiede zwischen selbstverwal­
teten und nicht mehr selbstverwalteten 
Betrieben: In den selbstverwalteten Be­
trieben ist das Beschäftigungsvolumen 
um etwa 13 Prozent geschrumpft, in den 
nicht mehr selbstverwalteten Betrieben 
um circa 18 Prozent gewachsen. 

Die neue Gruppe der Angestellten in 
den selbstverwalteten Betrieben unter­
scheidet sich in der Altersstruktur und in 
Bezug auf den Ausbildungsstand deutlich 
von den GesellschafterInnen: sie haben 
seltener einen akademischen Abschluß 
und sind jünger. Etwa ein Viertel der Ge-



sellschafterInnen ist seit der Gründung 
des Betriebes dabei. 

Personalpolitik 

Die Einstellungskriterien haben sich 
seit 1986 deutlich verschoben: QualifIka­
tion wird zur wichtigsten Grundanforde­
rung. Dagegen verlieren persönliche und 
politische Kriterien wesentlich an Ge­
wicht. Die Unterschiede zwischen selbst­
verwalteten und nicht mehr selbstverwal­
teten Betrieben sind dabei nicht gravie­
rend. Eine deutliche Verschiebung konnte 
auch bei der Rekrutierung neuer Mitarbei­
terInnen festgestellt werden. Auf gängige 
Rekrutierungsweisen durch Stellenanzei­
gen oder Arbeitsamt wird öfter zurückge­
griffen, wenn auch der private Kontakt 
weiterhin der häufIgste Rekrutierungsweg 
bleibt. Insgesamt sind die Betriebe gegen­
über dem allgemeinen Arbeitsmarkt offe­
ner geworden. 

Wirtschaftliche Entwicklung 

Gemessen an der allgemeinen Um­
satzentwicklung haben die Betriebe ein 
überdurchschnittliches Wachstum reali-

sieren können. Zusätzlich weist die Mehr­
zahl der Betriebe eine solide Eigenkapi­
talbasis aus. Das äußert sich nicht zuletzt 
in der deutlichen Steigerung des Betriebs­
vermögens pro Gesellschafter. Die nicht 
mehr selbstverwalteten Betriebe arbeiten 
im Vergleich zu den selbstverwalteten Be­
trieben kapitalintensiver, daher ist die 
Produktivität in den nicht mehr selbstver­
walteten Betrieben höher. 

Wirtschaftliche Situation 
der Beschäftigten 

Die Sozialversichertenquote ist erheb­
lich gestiegen. In den selbstverwalteten Be­
trieben sind heute zwei Drittel der Kollek­
tivrnitglieder sozialversichert (1986: 53 
Prozent). In den nicht mehr selbstverwalte­
ten Betrieben sind es über 80 Prozent. Die 
reale Steigerung der Nettolöhne (von 1986 
bis 1995) liegt über dem allgemeinen 
Durchschnitt, wobei die SelbstverwalterIn­
nen (+ 47 Prozent) im Vergleich zu den Ge­
sellschafterInnen in nicht mehr selbstver­
walteten Betrieben (+ 113 Prozent), aber 
auch zu deren Angestellten (+ 57 Prozent) 
relativ am wenigsten zulegten. Durch die 
unterschiedlichen Steigerungsraten inner-
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halb der nicht mehr selbstverwalteten Be­
triebe entwickelten sich deutliche Lohndif­
ferenzen zwischen GesellschafterInnen und 
Angestellten. Kaum Verbesserungen gab es 
bei den Vergütungen der Aushilfen. 

Die absolute Höhe der Nettolöhne 
(mit im Durchschnitt 2.204 DM für Mitar­
beiterInnen in selbstverwalteten Betrie­
ben, 2.351 DM für Angestellte in nicht 
mehr selbstverwalteten Betrieben) liegt 
durchaus im Bereich der jeweils bran­
chenüblichen Verdienste in Kleinbetrie­
ben, zumal der Anteil an tariforientierter 
Bezahlung zugenommen hat. Auch wer­
den häufIger Zuschläge und Sachleistun­
gen zusätzlich gewährt. 

In beiden Betriebsformen haben 
Lohndifferenzierungen an Bedeutung ge­
wonnen. Nur noch in 39 Prozent der 
selbstverwalteten Betriebe wird das Ein­
heitslohnmodell praktiziert, noch mehr als 
früher gilt: gleicher Lohn für gleiche Ar­
beitszeit. Vor allem in nicht mehr selbst­
verwalteten Betrieben spielen aber auch 
klassische Differenzierungskriterien wie 
QualifIkation, Betriebszugehörigkeit und 
Gesellschafter -/ Angestelltenstatus eine 
Rolle, auch in selbstverwalteten Betrieben 
sind diese nicht mehr überall tabu. 

"Per Pedale" bietet einen umfassenden Kundenservice in seinen Werkstätten an. Hier bekommen Kunden auch Werkzeug zur Verfügung gestellt, um selbst 
unter fachkundiger Betreuung an ihrem Rad zu basteln. 
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In etwa der Hälfte der selbstverwalte­
ten Betriebe und in gut 60 Prozent der 
nicht mehr selbstverwalteten Betriebe ist 
die betriebliche Arbeitszeit gestiegen. Mit 
durchschnittlich 45,5 Stunden pro Woche 
ist sie bei den GesellschafterInnen in den 
nicht mehr selbstverwalteten Betrieben 
am höchsten. Deren Angestellte und die 
SelbstverwalterInnen bleiben unter der 
40-Stunden-Marke. 

Frauen 

Mit knapp 45 Prozent liegt der Frau­
enanteil in den (ehemals) selbstverwalte­
ten Betrieben kaum noch über der hessi­
schen Vergleichs quote (circa 43 Prozent). 
Vollkommen atypisch ist jedoch die ge­
schlechtsspezifische Verteilung der Teil­
zeitstellen: Während normalerweise nur 
etwa 8 Prozent der Teilzeitstellen von 
Männem besetzt sind, sind etwa 40 Pro­
zent der Teilzeitbeschäftigten in den (ehe­
mals) selbstverwalteten Betrieben männli­
chen Geschlechts. Im kleinen Sektor der 
(ehemaligen) Kollektivbetriebe scheinen 
sich besonders viele Männer zu sammeln, 
die Abschied vom typisch männlichen 
Normallebenslauf in Form einer lebens­
langen Vollbeschäftigung genommen ha­
ben. Voraussetzung dafür ist sicherlich, 
daß solche Lebensentwürfe gerade im frü­
heren Bewegungsmilieu, dem die Be­
schäftigten größtenteils nach wie vor ent­
stammen, problematisiert wurden. 

Die Bedeutung der Quotierung sowie 
ihre Umsetzung hat noch weiter abge­
nommen. Als politische Zielsetzung ist 
sie kaum noch relevant. Kinderfreundli­
ehe Regelungen sind nach wie vor selten. 
Am schlechtesten sind die Regelungen in 
den Männerbetrieben, wo es gleichwohl 
pro Beschäftigtem die meisten Kinder 
gibt. 

Alle 1986 als solche existierenden 
Frauenbetriebe waren auch 1995 noch 
selbstverwaltet. Das Überleben der Frau­
enbetriebe als Kollektive wurde durch 
verschiedene Faktoren gefördert: durch 
starken politisch -ideellen Hintergrund, 
durch die häufig anzutreffende Rechts­
form "eingetragener Verein", die Ein- und 
Austrittsprobleme minimiert, sowie durch 
die Tatsache, daß diese nicht expandier­
ten, sondern eher schrumpften. 

Transformation - Abkehr von 
der Selbstverwaltung 

Etwa die Hälfte der zwischen 1986 
und 1995 von der Selbstverwaltung abge­
kommenen Betriebe hat länger als zehn 
Jahre als Kollektivbetrieb existiert. Keiner 
der Betriebe war weniger als drei Jahre 
selbstverwaltet. Dies deutet darauf hin, 

Kurse für Mütter und Väter mit ihren Babies und Kleinkindern werden neben Geburtsvorbereitungskurs und ei­
nem umfassenden Beratungsangebot in dem Frankfurter Frauengesundheitszentrum Neuhofstraße angeboten. 

Selbstverwaltete Frauenbetriebe als ein institutionalisierter Teil der Frauenbewegung haben sich erfolg­
reich durchgesetzt: Keiner dieser Frauenbetriebe hat Pleite gemacht, alle werden noch gemeinschaftlich 
geführt. Wie das Frauengesundheitszentrum Neuhofstraße, im Bild das Leitungsteam, haben sich viele 
dieser Frauenbetriebe im sozialen Bereich etabliert. 

daß Selbstverwaltung nicht als kurzfristi­
ge Übergangsphase betrachtet werden 
kann. Alle Betriebe, die noch in den sech­
ziger Jahren gegründet wurden, bestehen 
weiter als Kollektivbetrieb. 

Der entscheidende Grund für die Ab­
kehr von der Selbstverwaltung war die 
personelle Fluktuation. Nach vielen J ah­
ren kollektiven Arbeitens ist ein dichtes 
Beziehungsgeflecht entstanden, das es äu­
ßerst schwer macht, ausscheidende Ge­
sellschafterInnen zu ersetzen bzw. passen­
de Leute zu finden, um das Team zu er-

weitem. Außer Fluktuation und Expan­
sion waren Einstellungs- und Motiva­
tionsunterschiede ein - wenn auch weni­
ger wichtiger - Transformationsgrund. 
Dies ist der einzige Punkt, an dem sich 
Parallelen zu Oppenheimers Transforma­
tionsgesetz ausmachen lassen: Er sprach 
in diesem Zusammenhang von "Diszi­
plinmangel" als Grund für das Scheitern 
der kollektiven Arbeitsform. 

Die von uns durchgeführten Ange­
stellteninterviews in den nicht mehr 
selbstverwalteten Betrieben ergaben, daß 



in den meisten Fällen das Betriebsklima 
sehr positiv wahrgenommen wird. Die 
Mitbestimmungsmöglichkeiten sind in 
der Regel sehr gut, materielle Mitbeteili­
gung spielt im Gegensatz zu sogenannten 
Partnerschaftsuntemehrnen keine Rolle. 

Dr. Frank Heider (52) studierte Wirt­
schafts- und Sozialwissenschaften in 
Köln und schloß sein Studium als Diplom­
Volkswirt sozialwissenschaftlicher Aus­
richtung ab. Seit 1973 ist er wissenschaft­
licher Mitarbeiter am Fachbereich Gesell­
schaftswissenschaften der Goethe-Uni­
versität. Er hat die beiden Forschungs-

Entwicklungsprozesse in 
selbstverwalteten Betrieben 

Auch in vielen selbstverwalteten Be­
trieben gab es Konflikte zwischen den 
Kollektivrnitgliedem, überwiegend han-

projekte "Selbstverwaltete Bertriebe in 
Hessen" geleitet. Zu seinen Schwerpunkt­
themen zählen außerdem die ökonomi­
sche Entwicklung von Transformations­
ländern (von ehemaligen PIanwirtschaf­
ten). 

Beate Hock (32) studierte in Frankfurt So­
ziologie und als Wahlfächer Volkswirt­
schaft, Politik und Sozialpsychologie. 
Von 1995 bis 1996 arbeitete die Diplom­
Soziologin im zweiten Projekt "Selbstver­
waltete Betriebe in Hessen" mit. Seit An­
fang dieses Jahres ist sie wissenschaftli­
che Mitarbeiterin in einem EG-Projekt 
über "Armut, Arbeitslosigkeit und prekäre 
Beschäftigungsverhältnisse", das von 
Professor Dr. Richard Hauser im Fachbe­
reich Wirtschaftswissenschaften geleitet 
wird. 

Hans-Werner Seitz (37) studierte Politik­
wissenschaften, Soziologie, Philosophie 
und neuere deutsche Literatur in Mar­
burg. Nach Abschluß seines Studiums ar­
beitete der Diplom-Politologe in einer Un­
ternehmensberatung, die u.a. auf selbst-I 
verwaltete Betriebe spezialisiert ist. 1995 
bis 1996 beteiligte sich Seitz an der zwei­
ten Phase des Forschungsprojekts 
"Selbstverwaltete Betriebe in Hessen". 
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Qualifizierte, individuel­
le Beratung ihrer Kun­
den macht das beson­
dere Profil der selbst­
verwalteten Buchhand­
lungen aus - hier Jo­
hannes Roether von 
"Land in Sicht" im Kun­
dengespräch. 

Als selbstverwaltete Apotheke gegründet, inzwi­
schen mit Geschäftsführern geführt: die Rotlind­
Apotheke in Bornheim. Die Betriebsorganisation 
hat sich geändert, die Philosophie allerdings 
nicht. Ihre Kunden werden nach wie vor umfas­
send über Vor- und Nachteile der Arzneien auf­
geklärt. 

delte es sich dabei um Differenzen bezüg­
lich des Betriebszweckes. In einigen Fäl­
len waren die Differenzen nicht über­
brückbar, eine interne Lösung also nicht 
mehr möglich, das Kollektiv hat sich ge­
spalten. In den übrigen Betrieben über­
wiegen nach wie vor die Vorteile des kol­
lektiven Arbeitens. Miteigentum und 
nicht mehr bloße Mitarbeit bildet auch bei 
den meisten selbstverwalteten Betrieben 
mittlerweile die Grundlage für die Teil­
nahme an den betrieblichen Entscheidun­
gen. Die Relevanz des Eigentums hat 
deutlich zugenommen, u.a. auch wegen 
der Steigerung der Vermögenswerte. 

In den zurückliegenden Jahren haben 
sich viele Entscheidungen auf die einzel-
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Caro-Druck ist auch für die etablierten Druckereien im Rhein-Main-Gebiet zu einer echten Konkurrenz 
geworden, hier wird unter anderem auch täglich die gesamte Auflage der "taz" gedruckt. 

nen Beschäftigten verlagert, im eigenen 
Arbeitsbereich herrscht eine größere Au­
tonomie. Die gemeinsamen Besprechun­
gen sind entsprechend seltener geworden 
und meist auf übergeordnete betriebliche 
Entscheidungen beschränkt. Bei den Ab­
stimmungen dominiert nach wie vor das 
Konsensprinzip (80 Prozent aller Betrie­
be). Diese Entwicklung führte zu effizien­
teren B etriebs strukturen. 

Politik 

Vernetzungen im Sinne einer verband­
lichen Vertretung im wirtschaftlichen 
oder politischen Raum werden von den 
Betrieben nur in wenigen Ausnahmen an­
gestrebt. Kleine, meist regionale und 
branchenbezogene Kooperationen kamen 
dagegen häufiger vor. Die Häufigkeit po­
litischer Aktivitäten und Aktionen hat ab­
genommen, ohne daß sich die Betriebe 
ganz ihrer politischen Seite entledigt hät­
ten. Es besteht nach wie vor ein - wenn 
auch schwächer gewordener - Zusam­
menhang zwischen den Betrieben und den 
neuen sozialen Bewegungen. 

Zukünftige Entwicklungen? 

In einigen (wenigen) selbstverwalte­
ten Betrieben haben die Geschäftsführer­
Innen sehr weitgehende Befugnisse, es 
besteht die Gefahr einer Abkehr von der 
Selbstverwaltung. In einigen (wenigen) 
nicht mehr selbstverwalteten Betrieben 
finden Diskussionen mit (noch) Ange­
stellten mit dem Ziel statt, diese in den 
Kreis der GesellschafterInnen aufzuneh­
men. Es kann erwartet werden, daß es in 
den nächsten Jahren zwar weitere Trans-

Das Geschäftshaus der Firma Caro-Druck am 
Frankfurter Westbahnhof wurde vornehmlich nach 
ökologischen Gesichtspunkten gestaltet. 

formationen geben wird, aber auch Rück­
transformationen, also ein Austausch zwi­
sehen diesen beiden Bereichen, nicht je­
doch zwischen z.B. nicht mehr selbstver­
walteten Betrieben und Partnerschaftsun­
ternehmen. 

Motiv für die Selbstverwaltung ist 
nach wie vor eine gemeinsam geteilte po­
litische Grundüberzeugung der Kollekti­
ve' die auch von neu eingetretenen Mit­
gliedern geteilt wird. Dieser Grundkon­
sens garantiert die notwendige Homoge­
nität und wird durch die gemeinsame Ge-

Wirtschartsbereiche 1986 1995 

in % Anzahl in % 

Land- u. Forstwirtschaft 1,6 1,4 

verarb. Gewerbe 13, 1 23 11 ,0 

Baugewerbe 5,3 13 6,2 

Handel: 26,3 65 3 1,0 

Großhandel 2,5 4 1,9 

Einzelhandel 23,8 6 1 29, 1 

Verkehr 3,7 2,8 

Dienstleistungen: 50,0 100 47,6 

Gaststätten&Cafes 10 ,7 15 7, 1 

Verlagsgewerbe 7,8 17 8, 1 

Kultur & Medien 9,8 18 8,6 

Beratung & Planung 7 ,4 13 6,2 

Gesundhei t & pnege 4,5 13 6,2 

Bildung & Untenicht 4 ,9 3,3 

Soziale Betriebe 3,7 11 5,2 

Sonstige 1,2 6 2,9 

100 210 100 

Wirtschafts bereiche befragte Betriebe hessische Wirtschaft 

Land· u. Forstwirtschaft 1,4 

vcrarb. Gewerbe 11 ,0 14,2 

Baugewerbe 6,2 8,5 

Großhandel 1,9 5,6 

Einzelhandel 29, 1 17,7 

Verkehr 2,8 4 ,3 

Dienstleistungen 47,6 43,5 

100,0 93,8 

* fchlcnde Angabe 
Quelle: Bundesministcrium fUr Winschaft (Hg.) (1993). S. 23-42 und eigene Berechnungen 

Wirtschaftsbereiche 

Land- u. Forstwirtschaft 

verarb. Gewerbe 

Baugewerbe 

Handel 

Verkehr 

Dienstleistungen 

insgesamt 

Umsatz je Beschäftigtem in TDM 

1986 1995 

35,7 146,9 

78,6 156,2 

62,8 130,9 

130,3 294,6 

47,9 164, 1 

64,4 154,2 

86,3 197,8 

schichte, Geschichten, Legenden und My­
then stabilisiert. Häufige gemeinsame 
Freizeitaktivitäten und private Kontakte 
untereinander sowie Riten und Zeremo­
nien, z.B. in Form von regelmäßigen Aus­
flügen und Betriebsfesten, fördern und fe­
stigen diese Gemeinsamkeiten. 

Das der Selbstverwaltung zugrunde­
liegende Politikverständnis basiert im 
Kern auf pluralistischen, antiautoritären 
und auf Toleranz angelegten Wertvorstel­
lungen. Dabei handelt es sich nicht um 
formale Prinzipien mit der Gefahr allzu 
rigider Anwendungen, sondern um Wert­
orientierungen, die eine flexible Handha­
bung im betrieblichen Alltag erlauben. 
Will man Selbstverwaltung als eine Art 
Unternehmenskultur begreifen, so macht 
das politische Selbstverständnis der Kol­
lektive den zentralen Unterschied zu allen 
anderen Konzepten und Rezepten von 
Unternehmenskultur aus. Denn es ist ge­
nau dieses politische Verständnis, das eine 
lebensfähige Balance zwischen Individu­
um und Kollektiv ermöglicht, eine Balan­
ce zwischen der aus der Teilhabe an be­
trieblichem Vermögen resultierenden, ge­
meinsam zu tragenden Verantwortung 



Der "alternative" Geschäftsführer der Firma Caro­
Druck Gerhard Heinemann. 

und einem großen Spielraum für die Ge­
staltung individueller Vorstellungen und 
Wünsche. Auch in den Betrieben, die 
zwar die Selbstverwaltung abgeschafft 
haben, in denen es aber nach wie vor ein 
Kollektiv von EigentümerInnen gibt, 
müssen diese zu einer solchen Balance 
finden. 

Gelingt es, diese Balance auszutarie­
ren (dafür muß jedes Kollektiv eigene 
Vorstellungen und Strukturen entwik­
keIn), ist das Resultat eine effiziente 
Selbstverwaltungsstruktur. Das Zusam-

menspiel zwischen politischen Grund­
überzeugungen und innerbetrieblicher 
Struktur bleibt jedoch immer ein schwie­
riger Balanceakt - nicht zuletzt die Ab­
schaffung der Selbstverwaltung bei etwa 
der Hälfte der 1986 befragten Betriebe ist 
dafür ein deutlicher Beleg. Die Betriebs­
organisation Selbstverwaltung läßt sich 
deshalb nur schwer in andere Bereiche 
übertragen. 

e1bstverwalteten Betriebe sind immer 
auch im Kontext der neuen sozialen Be­
wegungen zu sehen. Der Prozeß der 
Ökonomisierung ist als eine spezifische 
Ausprägung des allgemeinen Prozesses 
der Institutionalisierung dieser Bewegun­
gen zu betrachten. Folgerichtig stellt sich 
auch das (vorläufige) Resultat ganz ähn­
lich dar. Wenn Roland Roth für die Insti­
tutionalisierung der neuen sozialen Be­
wegungen formuliert, sie stelle sich als 
"ein Einfügsei mit begrenzter Wirkung" 
dar, so läßt sich dies auch für selbstver­
waltete Betriebe feststellen. Sie sind ein 
Einfügsei in den jeweiligen lokalen 
Markt. In ihnen mögliche Wegbereiter 
einer neuen Wirtschaftskultur, gar einer 
alternativen Ökonomie sehen zu wollen, 
- wie dies manche Autoren tun - bedeu-

Caro-Druck mit seinen circa 40 Mitarbeitern gehört zu den größten selbstverwalteten Betrieben in Hessen. 
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tet eine maßlose Überschätzung ihrer Be­
deutung. 

Das Fortbestehen selbstverwalteter 
Betriebe ist ein Beleg für die dauerhafte 
Funktionsfähigkeit kollektiver Betriebsor­
ganisation unter marktwirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen, ohne daß sie Mo­
dellcharakter für die gesamte Wirtschaft 
beanspruchen können. Gleichwohl haben 
sich in den selbstverwalteten Betrieben im 
Laufe der letzten Jahre innerbetriebliche 
Organisationsstrukturen entwickelt, die 
beispielhaft für alle kollektiven Betriebs­
organisationen sein können. !iJ 
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Den Physikern ist es im Verlauf 
dieses Jahrhunderts gelungen, 
hervorragende Mikroskope zu 

entwickeln, die uns erlauben, auch die 
dem menschlichen Auge verborgene ato­
mare Welt sichtbar zu machen. Man kann 
heute z.B. mit Elektronen- oder Raster­
tunnel-Mikroskopen Oberflächenstruktu­
ren, einzelne Atome, bis hin zu Teilen von 
Atomen direkt beobachten. Diese Super­
mikroskope sind in den letzten Jahren aus 
der Grundlagenforschung, z.B. der Fest­
körperphysik (Oberflächenstrukturen), 
der Molekularbiologie (Bestimmung von 
Molekülstrukturen) oder auch der indu­
striellen Anwendung (Nanostrukturtech­
nik) nicht mehr wegzudenken. Die Auf­
nahmen atomarer Objekte, die solche Mi­
kroskope liefern, stellen jedoch immer 
Langzeitaufnahmen dar, und die in der 
atomaren Welt ablaufende Bewegung 
kann damit nicht beobachtet werden. Man 
kann eine solche Aufnahmetechnik mit 
einem über 90 Minuten belichteten Foto 
eines Fußballspiels vergleichen. Aus einer 
solchen Aufnahme kann man zwar die 
Größe des Fußballplatzes und die mittlere 
Spielerverteilung auf dem Spielfeld er­
kennen. Die interessante Dynamik, z.B. 
wer den spielentscheidenden Doppelpaß 
gab und wie das Spiel ausging, bliebe völ­
lig verborgen. 

Auch ein Atom ist kein statisches Ge­
bilde, sondern ein "Feuerball" von Dyna­
mik, in dem die sogenannte Hülle durch 
extrem schnelle Bewegung von punktför­
migen Elektronen gebildet wird. Diese 
Elektronen bewegen sich in weniger als 
einer Femtosekunde (das ist die Zeitdau­
er, in der das Licht die Strecke von nur 
circa einem Hundertstel eines Haardurch­
messers zurücklegt) um den Kern des 
Atoms. Es ist aber gerade diese Dynamik 
der Elektronen, die für viele "Wunder" in 
der Physik, der Chemie und der Biologie 
verantwortlich ist. Sie bestimmt nicht nur 
die Struktur, sondern auch die Evolution 
der makroskopischen Welt. Es ist die Be­
wegung der Elektronen, der alle Verände­
rungen in der Chemie und der Biologie, 
d.h. die lebende Welt, ihren Antrieb ver­
danken. Auch Festkörper und Transistor­
bausteine sind nur deshalb von Interesse 
für die Anwendung, weil an deren Grenz­
flächen ein kontrollierter Elektronenaus­
tauseh, d.h. eine korrelierte Elektronenbe­
wegung, abläuft. 

Diese Elektronenbewegung interes­
siert die Physiker schon seit Anbeginn der 
Atomphysik sehr, und seit Entdeckung 
des Compton-Effektes in den zwanziger 
Jabren verfügt man über eine Meßmetho­
de, um die Bewegung einzelner Elektro­
nen durch Streuung von Röntgenstrah­
lung abzutasten. Neben der Bewegung ei-

nes einzigen Elektrons sind aber für das 
Verständnis vieler Erscheinungen in der 
atomistischen Welt vor allem die kollekti­
ven Bewegungen von Mehrelektronensy­
stemen von fundamentalem Interesse. 
Zum Beispiel sind sie die Ursache der Su­
praleitung, und sie bestimmen die Abläu­
fe von Reaktionen in biologischen Sub­
stanzen. Obwohl kollektive Teilchenbe­
wegungen in Kernen (Boson- und Klu­
sterformation) seit Jahren bekannt sind 
und von der theoretischen Physik in Mo­
dellen beschrieben werden, sind die Ge­
heimnisse einer möglichen kollektiven 
Elektronenbewegung in Atomen oder 
Molekülen bis heute fast völlig uner­
forscht. Nur für wenige Bereiche der ato­
mistischen Welt, wie für die Supraleitung 
(Cooperpaarbildung), gibt es seit Jahren 
etablierte Erklärungen über kollektive 
Elektronenbewegung. In jüngster Zeit 
wurden jedoch auch in der Physik der Su­
praleitung (Hochtemparatursupraleiter) 
Phänomene beobachtet, die von diesen 
bewährten Modellen nicht erklärt werden 
können und neue Fragen zur Natur der 
Cooperpaarbildung aufgeworfen haben. 
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Neues Verfahren arbeitet wie 
superauflösende Videokamera 

Die Ursache für dieses fehlende Wis­
sen über kollektive Elektronenbewegung 
in Atomen, Molekülen, Festkörpern oder 
auch biologischen Substanzen liegt haupt­
sächlich an fehlenden Meßmethoden, um 
korrelierte Bewegungen mehrerer Elek­
tronen zu beobachten. Um diese Dynamik 
sichtbar zu machen, müssen z.B. sehr kur­
ze ,,schnappschußaufnahmen" von Mehr­
elektronensystemen gemacht werden. 
Solche "Aufnahmen" müssen in der Lage 
sein, gleichzeitig die korrelierte Bewe­
gung von zumindest zwei dieser Elektro­
nen hochauflösend zu messen. Hochauf­
lösend heißt, daß die Aufnahme nur über 
den Bruchteil eines Umlaufes « 1 0-17 sec) 
belichtet und die Geschwindigkeit bei der 
Elektronen hinreichend genau ermittelt 
werden kann. Mit traditionellen Meßme­
thoden schien diese Aufgabe praktisch 
unlösbar zu sein. Mit Hilfe der in der ex­
perimentellen Kern-, Hochenergie- und 
Atomphysik in jüngster Zeit entwickelten 
bild gebenden Meßverfahren sowie mo-

Impulsmikroskop 

Abb. 1: Zwei miteinan­
der verbundene Vaku­
umbehälter enthalten 
das Impulsmikroskop: 
Im unteren Behälter 
wird der kalte Über­
schallgasstrahl erzeugt, 
im oberen Behälter be­
findet sich die eigentli­
che "Kamera", im Zen­
trum trifft der Testteil­
chenstrahl (horizontal) 
auf die Atome des 
Überschallgasstrahls. 
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demster Präparierungsmethoden der zu 
untersuchenden Materie konnte am Insti­
tut für Kernphysik der Universität Frank­
furt ein neues Verfahren entwickelt wer­
den, das wie eine superauflösende Video­
kamera diese kollektiven atomistischen 
Bewegungsvorgänge sichtbar machen 
kann. Erprobt wurde diese "Kamera" am 
einfachsten in der Natur vorkommenden 
Zweielektronenobjekt, dem Heliumatom. 

Das Heliumatom ist von besonderem 
Interesse, da die etablierte theoretische 
Physik (Quantenmechanik) die statischen 
Eigenschaften des Heliumatoms (z.B. die 
Energieeigenwerte ) mit extrem hoher Prä­
zision vorhersagen kann, die Beschrei­
bung der Dynamik von Zweielektron-Pro­
zessen jedoch große Schwierigkeiten be­
reitet. Diese Probleme lassen Raum für 
Spekulationen über bisher verborgen ge­
bliebene Geheimnisse in der Mehrteil­
chendynamik. Eine Messung der internen, 
korrelierten Bewegungsstruktur beider 
Elektronen im Helium ist daher für die 
Quantenphysik und damit für alle benach­
barten Naturwissenschaften, in denen ato­
mistische Vielelektronensysteme Gegen­
stand der Forschung sind, von grundle­
gendem Interesse. 

Mit der von uns entwickelten "Kame­
ra" können nun erstmals solche Fragestel­
lungen systematisch untersucht werden 
[1]. Dieses neue Kamerasystem tastet mit­
tels geeigneter Strahlen simultan die Ge­
schwindigkeit mehrerer bewegter mikro­
skopischer Teilchen (Elektronen und 
Kern) ab, ähnlich wie bei Geschwindig­
keitskontrollen mittels Radarstrahlen. Da 
die hier zu untersuchenden Objekte mi­
kroskopisch klein sind und sich fast mit 
Lichtgeschwindigkeit bewegen, müssen 
diese abtastenden Streustrahlen dem Pro­
blem genau angepaßt sein. In der Regel 

werden dazu Strahlen von modernen Be­
schleunigeranlagen [z.B. die van-de­
Graaff-Beschleuniger und die Zyklotron­
Resonanz-Ionenquelle unseres Instituts, 
die Schwerionenbeschleuniger der Ge­
sellschaft für Schwerionenforschung in 
Darmstadt, die Synchrotronstrahlungsan­
lagen in Hamburg, Grenoble, Berkeley 
(USA) oder Tsukuba (Japan)] verwendet. 

Die verwendeten Streustrahlen ioni­
sieren dabei die neutralen Gasatome, d.h. 
die Atome werden in ein positiv gelade­
nes schweres Fragment (ein Ion) und ein 
oder mehrere leichte negative Fragmente 
(Elektronen) aufgebrochen. Die gestreu­
ten Strahlteilehen und die Fragmente die­
ser ionisierten Atome werden dann mit 
geeigneten "Augen" (Detektoren) nach­
gewiesen. Das ganze System wirkt wie ei­
ne hochauflösende Radaranlage, mit der 
man die Bewegung (physikalisch: die Im­
pulse, d.h. das Produkt aus der Geschwin­
digkeit und der Masse des Teilchens) aller 
Fragmente mit hoher Genauigkeit messen 
kann. 

Zur Messung werden die Heliumato­
me im Zentrum eines wohldefinierten Be­
obachtungsraumes (ca. 1 mm3 Volumen) 
fast zur absoluten Ruhe gebracht. Dies 
wird durch Abkühlung des Gases auf et­
wa ein zehntausendstel der Zimmertem­
peratur mit Hilfe von Kryogeräten und 
Ultraschallstrahltechnik erreicht (Abb. 1). 
Nur durch Abkühlung der Gasatome bis 
in die Nähe des absoluten Nullpunkts 
(-273° Celsius) können die inneratomaren 
Bewegungen beobachtet werden. Bei 
Raumtemperatur würde die thermische 
Bewegung der Gasatome eine genaue 
Messung unmöglich machen. Im Zentrum 
der Reaktionszone trifft ein einzelnes, ge­
eignetes Projektilstrahlteilchen (z.B. ein 
schnelles Ion, Elektron oder Photon) auf 

ein einzelnes Heliumatom. Diese Projek­
tile wirken wie "Test-Radarstrahlen", mit 
denen das Heliumatom unter kontrollier­
ten Bedingungen vollständig ionisiert und 
damit abgetastet wird. In diesen Reaktio­
nen werden beide Elektronen je nach Pro­
jektil durch unterschiedliche Reaktions­
mechanismen vom Heliurnkern getrennt 
(d.h. das Projektil wirkt wie ein perfekt 
schneidendes Skalpell, das die Elektronen 
aus dem Helium herausschneidet). Der 
Streuvorgang, d.h. die Explosion des 
Atoms, dauert nur Bruchteile einer Fem­
tosekunde. Unmittelbar nach der Reaktion 
(circa eine Femtosekunde) fliegen somit 
drei Bruchstücke (zwei Elektronen und 
der Heliumkern = Alphateilchen) mit ei­
ner charakteristischen Geschwindigkeit 
und Richtung, dem korrelierten Explo­
sionsmuster auseinander. Diese Richtun­
gen und Geschwindigkeiten der fragmen­
tieren den Reaktionspartner beinhalten die 
gesuchte Information über die ursprüng­
liche, korrelierte Bewegung der Teilchen 
im Atom. 

Reaktionstei lehen werden auf 
bildgebende Detektoren projiziert 

Über die Reaktionszone werden mit 
Hilfe eines in unseren Werkstätten gebau­
ten Spektrometers (in einer Fotokamera 
entspricht dies der Linse) makroskopische 
elektrische und magnetische Felder so an­
gelegt, daß alle geladenen Reaktionsteil­
chen auf große bildgebende Detektoren 
(den Film der Kamera) projiziert werden. 
Diese bei uns entwickelten Detektoren 
(sie sind die Augen, mit denen der Physi­
ker sieht) sind in der Lage, den Auftref­
fort und die Auftreffzeit aller Teilchen für 
jede einzelne Reaktion sehr präzise zu 
vermessen. Das ganze Meßsystem (Mi­
kroskop) arbeitet wie ein Fischauge, das 



gleichzeitig alle Raumrichtungen (sogar 
Vorder- und Rückseite) erfassen kann. 
Aus diesen Meßgrößen (Orte und Flug­
zeiten der Teilchen vom Reaktionszeit­
punkt bis zum Auftreffen auf dem Detek­
tor) läßt sich das ursprüngliche Explo­
sionsmuster mit hoher Auflösung und fast 
hundertprozentiger Effizienz bestimmen. 

Die bildgebenden Detektoren liefern 
ihre Meßinformation in Form von sehr 
schnellen (nur einige Nanosekunden dau­
ernden) Strompulsen, die mit Hilfe mo­
dernster, zum Teil selbst entwickelter 
Elektronik weiterverarbeitet werden. Pro 
Ereignis (d.h. pro Explosion eines einzi­
gen Atoms) werden innerhalb von circa 
einer Mikrosekunde bis zu 50 solcher Si­
gnale anfallen, aus denen mit Hilfe von 
Computern die gesuchte Orts- und Flug­
zeitinformation berechnet wird. Mit Hilfe 
von sehr schnell arbeitenden Analog-Di­
gital-Konvertern werden zu jeder Reak­
tion alle Informationen in eine binäre 
Zahlenfolge transformiert und ge spei -
chert. Ähnlich wie in der Computertomo­
graphie werden aus diesen umfangreichen 
Datenlisten mittels entsprechender Soft­
ware die Explosionsmuster aller Teilchen 
im dreidimensionalen Impulsraum er­
zeugt und dargestellt. 

Mit diesem neuartigen Mikroskop 
(Abb. 2) konnten erstmals sogenannte "im 
Impulsraum vollständige" Experimente 
durchgeführt werden, die über die korre­
lierte Bewegung der bei den Heliumelek­
tronen in deren Grundzustand und über 
Ionisationsprozesse neue, fundamentale 
Informationen geliefert haben. Im folgen­
den sollen zwei Beispiele kurz vorgestellt 
werden: 

Neuartiges Experiment gibt 
Theorie Rätsel auf 

An den Beschleunigern des Instituts 
für Kernphysik wurde im Rahmen einer 
Doktorarbeit die Frage untersucht, wie 

Überschall 
Gasstrahl 
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Abb. 2: Prinzipskizze des Impulsmikroskopes: Geladene Teilchen, die im Kreuzungspunkt von Testteil­
chen- und Überschallgasstrahl beim Zerbrechen von einzelnen Atomen entstehen, werden durch elektri­
sche Felder auf zwei ortsauflösende Detektoren geleitet. Die elektrischen Spannungen U sind so ge­
wählt, daß alle Teilchen die Detektoren erreichen. Durch extrem schnelle Zeit und präzise Ortsmessung 
auf den beiden ortsauflösenden Detektoren kann man die (eingezeichneten) Bahnen der Teilchen und 
damit ihre Startrichtungen und Geschwindigkeiten exakt bestimmen. 

"sprechen" (d.h. wechselwirken) die bei­
den Heliumelektronen im Heliumgrund­
zustand miteinander [2]. Seit Bohr ist es 
ein Lehrsatz der mikroskopischen Phy­
sik, daß gebundene Elektronen einen 
Grundzustand besitzen, in dem sie keine 
Energie und keinen Impuls miteinander 
austauschen können. Obwohl dieser 
Lehrsatz den klassischen Erfahrungen 
widerspricht, haben wir Physiker uns an 
dieses Prinzip gewöhnt (weil es in allen 
bisherigen Experimenten bestätigt wur­
de) und dies als ein Grundgesetz der 
Quantenphysik akzeptiert. Mit Hilfe un­
seres neuen Mikroskops können wir nun 

ein Experiment durchführen, das bisher 
für undurchführbar gehalten wurde. Wir 
können einem im Heliumatom gebunde­
nen Elektron einen exakt definierten Stoß 
(d.h. Impulstransfer) geben und es quasi 
noch im gebundenen Zustand kinema­
tisch kontrolliert mit dem zweiten Elek­
tron des Heliums stoßen lassen. Wenn 
beide Elektronen wie freie Elektronen 
(d.h. nicht in einem Atom oder Molekül 
gebunden) reagierten, würden sie, wie in 
der Physik häufig untersucht, über ihre 
elektrischen Felder entsprechend des 
Coulomb-Potentialstreugesetzes Impuls 
austauschen. 
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Wegen der hohen Impulsauflösung 
unseres Mikroskops können wir diese in­
ternen Impulsaustauschprozesse durch 
Messung der Impulse aller Teilchen nach 
Ablauf der Reaktion exakt kontrollieren 
und quantitativ bestimmen. Ähnlich wie 
bei einem Billardspiel (Abb. 3) werden im 
Experiment vier "Kugeln" zur Reaktion 
gebracht, zwei Heliumelektronen (blaue 
Kugeln), der Heliurnkern (rote Kugel) 
und als weiße Stoßkugelläuft ein schnel­
les Proton auf diese drei Teilchen zu. In 
dem von uns durchgeführten Experiment 
wurden viele Milliarden solcher Stöße 
durchgeführt. Im Experiment konnten 
schließlich genau die wenigen Fälle aus­
sortiert werden, in denen nach dem Stoß 
die weiße Kugel (das Proton) und eine 
blaue Kugel (ein Elektron) in das gleiche 
Loch (LI) des Billardtisches fallen. Das 
bedeutet, daß im wirklichen atomistischen 
Stoß das unter einem bestimmten Winkel 
gestreute Proton ein parallel fliegendes 
Elektron einfängt und dabei ein neutrales 
Wasserstoffatom bildet. Gestreutes Proton 
und Elektron können unter anderem nur 
dann "ins gleiche Billiardloch" fallen, 
wenn das zuerst vom Proton angestoßene 
Elektron einen kinematisch genau festge­
legten Stoß mit dem zweiten Elektron 
ausführt. 

In Abbildung 3 ist zur Verdeutlichung 
das Schema des Stoßes und das Bewe­
gungsbild des Heliurnkernes nach einem 
solchen Doppelionisationsprozeß als Bil­
liardstoß dargestellt. Man schaut quasi 
von oben auf den Billardtisch. Die weiße 
Stoßkugel trifft am Ort (1) das "erste" 
Elektron und wird auf einer genau ver­
messenen Bahn nach oben rechts ins Loch 
(LI) gestreut. Das "erste" Elektron trifft 
im Ort (2) das "zweite" Elektron. Ein 
Elektron wird dann genau in die Richtung 
des auslaufenden Protons gestreut, d.h. es 
fällt ins gleiche Billiardloch (LI) . Im ato­
mistischen Bild wird das Elektron vom 
Proton eingefangen. Das andere Elektron 
wird ins Billiardloch (L2) gestreut. Der 
Helium-Kern (rot) bleibt als "unbeteilig­
ter" Beobachter zurück und bewegt sich 
nach dem Stoß mit der im oberen Teil der 
Abbildung gezeigten Geschwindigkeits­
verteilung auf dem Billiardtisch. In einem 
wirklichen Billiardstoß würde der Heli­
urnkern während und nach dem Stoß in 
Ruhe bleiben. In der atomistischen Welt 
bewegt sich jedoch der Heliumkern vor 
dem Stoß relativ zum ruhenden Helium­
atom. Der obere der beiden "Hügel" des 
Bewegungsbildes spiegelt daher genau 
die Bewegungsverteilung des Kernes im 
Heliumatom wider. Durch sehr genaue 
Messung der Impulsgrößen des Wasser­
stoffatoms und der des Heliumkerns lange 
nach der Reaktion sind alle Impuls-Aus-

tauschbeträge exakt bekannt, und die hier 
beschriebene sehr spezielle Reaktion 
kann exakt beobachtet werden. 

Die Einheit der Skala für die Bewe­
gung des Heliumkerns entspricht einer 
Geschwindigkeit von circa 250 mlsec 
(fast identisch mit der Geschwindigkeit 
eines modemen Passagierdüsenjets). Die 
Analyse der experimentell gefundenen . 
Daten, d.h. die Analyse der Korrelation 
der Mehrkörperimpulsaustauschdynamik, 
zeigt, daß die existierenden quantenme­
chanischen Theorien weder die Kinema­
tik noch die Wahrscheinlichkeiten für die­
se Prozesse beschreiben können. Eine 
spekulative Interpretation der Daten läßt 
den Schluß zu, daß die bei den Elektronen 
nicht nur über die Coulombkraft mitein­
ander "sprechen", sondern eher wie ein 
korreliertes Paar reagieren. Diese Eigen­
schaft könnte ähnlicher Natur sein wie ein 
anderes fundamentales Symmetrieprinzip 
der Quantenmechanik, nach seinem Ent­
decker Pauli-Prinzip genannt. Es bewirkt, 
daß zwei Fermiteilchen sich nicht im gl ei -
chen Zustand befinden können. Solche 
Symmetrieprinzipien beeinflussen das 
Verhalten von mikroskopischen Teilchen, 
ohne daß Kräfte wirken müssen. Im über­
tragenen Sinne bewirkt es, daß zwei Elek-

Abb. 3: Explosionsmu­
ster der Heliumatome 
nach Beschuß mit 
schnellen Protonen. 
Der untere Teil der Ab­
bildung zeigt den Reak­
tionsablauf: Ein Proton 
(weiße Kugel) läuft von 
unten auf das Helium­
atom zu und stößt zu­
erst mit einem der bei­
den Elektronen (blaue 
Kugeln) des Heliums 
(1.). In einem zweiten 
Schritt stößt dieses 
Elektron mit dem zwei­
ten Elektron (2.). Finden 
diese beiden Stöße un­
ter genau festgelegten 
Winkeln statt, so kann 
eines der beiden Elek­
tronen an das Proton 
gebunden werden, wo­
bei das andere emittiert 
wird. Das freie Elektron 
trifft unter diesen Be­
dingungen in Loch A, 
das neugebildete Was­
serstoffatom (Proton + 
Elektron) in Loch B. Der 
obere Teil zeigt die Ge­
schwindigkeitsvertei­
lung des zuruckblei­
benden Heliumkerns 
(rote Kugel): Man er­
kennt zwei Maxima, von 
denen das obere die­
sem äußerst seltenen 
Reaktionsablauf zuge-
ordnet werden kann. 

tronen nicht gleichzeitig "auf dem glei­
chen Stuhl sitzen können", obwohl sie 
sich nicht aneinander stoßen. 

Experimente zur korrelierten 
Elektronenbewegung 

Das zweite Beispiel: An den Synchro­
tronstrahlungsanlagen des Deutschen 
Elektronen-Synchrotrons (DESY) in 
Hamburg, der Advanced Light Source 
(ALS) in Berkeley (USA) und der Pho­
ton-Factory in Tsukuba (Japan) wurde mit 
dem in Frankfurt gebauten Mikroskop die 
durch ein Photon induzierte Doppelioni­
sation des Heliums vollständig im Im­
pulsraum vermessen [3] . Dabei sollte ge­
klärt werden, wie die beiden Elektronen 
den vom Helium erzeugten Potentialtopf 
verlassen oder 'vice versa' wie der Heli­
urnkern dem von beiden Elektronen er­
zeugten molekularen Potential entkom­
men kann. Hierzu gibt es mehrdeutige 
theoretische Voraussagen, schlüssige Ant­
worten kann nur das Experiment liefern. 
In Abbildung 4 wird ein "Explosionsbild" 
für die He-Einfachionisation bei einer 
Photonenenergie von IOO e V (circa 
IOOmal energiereicher als sichtbares 
Licht) gezeigt. Dieses Bild zeigt die Ge-
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Vereinigung von Freunden und Förderem 
der Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt am Main e. V. 

Die zusammen mit der 1914 errichteten Stiftungsuniversität gegründete Universitäts-Vereinigung wurde am 29. November 1918 in das Vereins­
register eingetragen. Ihre erste Satzung nennt deutlich die Gründe, aus denen gerade die Frankfurter Universität schon damals auf die laufende 
Unterstützung von Freunden und Förderem angewiesen war: 

Die Universität Franlifurt verdankt als Stiftungsuniversität ihre finanzielle Grundlage freiwilligen 
Stiftungen von Privatpersonen und von Körperschaften öffentlichen und privatrechtlichen 

Charakters. Um ihre Fortentwicklung auf derselben Grundlage sicherzustellen, haben sich 
Stifter und Freunde der Universität zu einem Verein zusammengeschlossen. 

Seitdem ist es das Ziel der Vereinigung, die Universität bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen, ihr vor allem Mittel für die Errichtung 
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für die sonst nur unzureichende Mittel zur Verfügung stehen. Außerdem sieht die Vereinigung eine wichtige Aufgabe darin, in der Bevölkerung 
Sinn und Verständnis für wissenschaftliche Forschung und Lehre zu verbreiten und die Universität und die Mitglieder ihres Lehrkörpers in 
lebendiger Verbindung mit der Bürgerschaft und der Wirtschaft im Frankfurter Raum zu halten, zugleich aber auch mit ihren früheren Studieren­
den. Die Vereinigung berät Einzelpersonen und Körperschaften, die zugunsten der Universität neue Stiftungen zu errichten wünschen und 
übernimmt die Verwaltung solcher Stiftungen. 

Dank der Hilfsbereitschaft ihrer Mitglieder und Förderer hat die Vereinigung seit ihrer Gründung für die Universität und ihre Fachbereiche sowie 
zur Dotierung von Geldpreisen große Beträge zur Verfügung gestellt - allein in den letzten fünf Jahren mehr als DM 5 Mio. als Zuwendung und 
nahezu DM 1 Mio. als Darlehen. Damit konnte sie immer wieder Engpässe in den verschiedenen Bereichen beseitigen und große Wirkungen 
erzielen. 

Mitglied der Vereinigung von Freunden und Förderem der Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt am Main e.Y. können sowohl 
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für jede Beitragszahlung oder Spende eine zum Steuerabzug berechtigte Quittung. Dabei werden zweckgebundene Spenden (z.B. bestimmte 
Forschungs- vorhaben) alsbald auftragsgemäß verwendet. 

Jedes Mitglied erhält das Wissenschaftsmagazin FORSCHUNG FRANKFURT, den "Uni-Report" - eine periodisch erscheinende Zeitung der 
Universität, die auch Mitteilungen der Vereinigung veröffentlicht - sowie den Jahresbericht. 

Zu den Veranstaltungen und Studienreisen ergehen besondere Einladungen, ebenso zu der jährlichen Mitgliederversammlung. 
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schwindigkeitsverteilung der "Explo­
sionswelle", mit der sich die Bruchstücke 
(d.h. die Elektronen) vom Explosionsort 
(Zentrum des Bildes) wegbewegen. Die 
Farbskala bezeichnet die Häufigkeitsver­
teilung, gelb bedeutet viele, blau wenige 
Ereignisse. Man sieht, daß das ultraviolet­
te Photon mit der Energie von 100 e V das 
Heliumatom entlang der Richtung seines 
elektrischen Feldes zerreißt. Die Abbil­
dung stellt einen Schnitt durch die Explo­
sionskugel dar, wenn das Photon von ei­
nem im Heliumatom gebundenen Elek­
tron absorbiert wird. Man beobachtet für 
den reinen Photoeffekt (Ereignisse auf 
dem äußersten Ring) eine nahezu perfekte 
Dipolverteilung in Übereinstimmung mit 
der Quantentheorie. Die inneren Ringe 
zeigen Ereignisse, bei denen das zweite 
Elektron des Heliums noch einen Teil der 
Photonenenergie aufnimmt und angeregt 
wird. Diese Ereignisse werden aus­
schließlich durch Elektron-Elektron­
Wechselwirkung verursacht. 
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Abb. 4: Explosionsmu­
ster der Heliumatome 
bei Einfachionisation 
durch hochenergeti­
sches Licht: Der äußere 
Kreis resultiert von Er­
eignissen, in denen das 
Atom mit der maximal 
möglichen Energie auf­
bricht; bei den inneren 
Ringen verbleibt ein 
Teil der Energie des 
Lichtes im entstehen­
den Heliumion. 

Ionengeschwindigkeit in Polarisationsrichtung (in atomaren Einheiten) 

Abbildung 5 zeigt das Explosionsmu­
ster der Doppelionisation des Helium­
atoms. Das Experiment macht deutlich, 
daß der Heliumkern entlang des Potential­
sattels, der von beiden Elektronen erzeugt 
wird, aus dem molekularen Potential 
"klettert". Das Photon kann das Helium­
atom offensichtlich niemals so zerschnei­
den, daß die Elektronen parallel zum elek­
trischen Feld des Photons in entgegenge­
setzte Richtungen fliegen und der Kern 
ruhend (Zentrum des Bildes) zurück­
bleibt. Das Photon greift mit seinem Di-
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polfeld auch im Falle der Doppelionisa­
tion an bei den Ladungszentren (positiver 
Kern und negative Elektronen) an und 
zerreißt das Heliumatom in seine gelade­
nen Bestandteile. Bei den hier verwende­
ten niedrigen Photonenergien spielt we­
gen der langsamen Fluchtgeschwindigkeit 
der Elektronen die sogenannte Endzu­
standswechselwirkung eine große Rolle, 
da die wegfliegenden Fragmente lange 
Zeit haben, nach dem Stoß Impuls auszu­
tauschen. 
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Abb. 5: Explosionsmu­
ster der Heliumatome, 
das in seine drei Be­
standteile, den Kern 
und zwei Elektronen, 
zerbricht. Der positiv 
geladene Kern bewegt 
sich auf dem Sattel po­
tential (unten), das von 
den beiden Elektronen 
erzeugt wird. Oben 
links ist die Bewegung 
des Kernes, oben 
rechts die Bewegung 
des Elektronenpaares 
und damit die Orientie­
rung des Sattels ge­
zeigt. 

Impuls in Polarisationsrichtung Impuls in Polarisationsrichtung 

Explosionsmuster des 
Helium-Kernes 

Explosionsmuster des 
Elektronenpaares 

Weitere Experimente zur Photoionisa­
tion sind in Vorbereitung, in denen bei ho­
hen Photonenergien vor allem die ange­
sprochene korrelierte Bewegung im Heli­
umgrundzustand vermessen werden soll. 
Bei diesen hohen Energien sind die 
Fluchtgeschwindigkeiten hoch und die 
wegfliegenden Fragmente haben keine 
Zeit, nach der Reaktion miteinander 
wechselzuwirken. Diese beiden Experi­
mente zeigen beispielhaft die Wirkungs­
weise und Leistungsfähigkeit des neuen 
Dynamik -Mikroskops. 

Vielfältige Anwendungsmögl ich­
keiten einer zukunftsweisenden 
Technologie 

Inzwischen wurden eine Reihe von 
weiteren grundlegenden Untersuchungen 
zur korrelierten Elektronenbewegung 
durchgeführt, zum Beispiel mit hochener­
getischen Schwerionenstrahlen [4] bei der 
Gesellschaft für Schwerionenforschung, 
Darmstadt, mit Antiprotonen am "Low 
Energy Antiproton Ring" (LEAR) am Eu­
ropäischen Kernforschungszentrum CERN 
in Genf und an verschiedenen anderen Be­
schleunigeranlagen in den USA, Japan und 
Europa. Die in Frankfurt entwickelte neue 
Mikroskopietechnik findet weltweit zuneh­
mend Anwendung und Beachtung. In den 
von der amerikanischen Physikalischen 
Gesellschaft herausgegebenen "Physics 
News 1996" [5] wurde sie als eine der vier 
weltweit wichtigsten "High Lights" in der 
Atomphysik des letzten Jahres gewürdigt. 

Zahlreiche neue Experimente sind in 
Vorbereitung: z.B. sollen in Zusammenar­
beit mit Physikern der Universität Mainz 
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der Beta-Zerfall des Tritiums im Impuls­
raum vollständig und hochauflösend ver­
messen werden. Fernziel ist dabei, aus je­
dem einzelnen Zerfallsereignis direkt 
über die Neutrinoimpuls- und -energie­
messung die Neutrinoruhemasse zu be­
stimmen. Damit wäre es erstmals mög­
lich, ein einzelnes Neutrino "auf eine 
Waage zu legen". Die Ruhemasse des 
Neutrinos ist noch immer eine der funda­
mentalen, offenen Fragen der Physik. Mit 
Hilfe modernster Laserkühlung des Triti­
umgastargets könnte eine Massenauflö­
sung von nahezu 1 e V erreichbar sein. 

Aber auch in anderen Naturwissen­
schaften, wie Chemie und Biologie, las­
sen sich mit dem neuen Verfahren neue 
Wege der Forschung beschreiten, z.B. 

Dr. Reinhard Dörner (36, im Bild Zweiter 
von links) studierte Physik und Philoso­
phie an den Universitäten Aachen und 
Frankfurt. Seine Promotion schloß er 
1991 am Frankfurter Institut für Kernphy­
sik ab. Über zwei Jahre verbrachte Dörner 
in namhaften Forschungszentren im Aus­
land, in denen versucht wird, die Geheim­
nisse der atomaren Welt zu entschlüs­
seln: als Feodor Lynen Stipendiat forsch­
te er 1995 am Lawrence Berkeley National 
Laboratory, außerdem war er an der Kan­
sas State University, am japanischen For­
schungszen1rum RIKEN in Tokio, in der 
Photon-Factory! einer Synchrotronstrah­
lungsanlage, in Tsukuba (Japan) und an 
der Lanzl1ou-Universität in der Volksrepu­
blik China. 15eit 1996 ist Dörner wieder 
wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut 
für Kernphysik in Frankfurt. Zu seinen 
Forschungsschwerpunkten, denen er 
sich auch bei seinen zahlreichen Aus­
landsaufenthalten widmete, gehören die 
Vielteilchenreaktionsdynamik und die 
Photoionisation. 

Dr. Volker Mergel (29, rechts im Bild) hat 
an den Universitäten Mainz und Frankfurt 
Physik studiert und im vergangenen Jahr 
bei Professor Horst Schmidt-Böcking als 
Stipendiat der Studienstiftung des Deut­
schen Volkes promoviert. Er wurde mit 
dem Heraeus-Preis und dem Preis für die 
beste Promotionsarbeit der Naturwissen­
schaften und Mathematik an der Universi­
tät Franl(furt ausgezeichnet. Der junge 
Wissensehaftler hat bereits acht Monate 
in verschiedenen Forschungseinrichtun­
gen verbracht, darunter waren das 
Manne-Siegbahn-Institut in Stockholm 
(Schweden), die Kahsas 5tate University 
in ManhattanlKansas (USA), das Institute 
for Physical und Chemical Research in 
Tokio (Japan), das Lawrence Berkeley La­
boratory in Berkeley (USA), die National 
Tsing Hua University in F>eking (China) 
und das Institute for High Energy Physics 
in Tsuk~ba (Japan). Sei'ne Forschungs­
schwerpunl<te sind die intr:aatomare Elek-

kann man direkt intramolekulare Reak­
tionsdynamik untersuchen. Erste Experi­
mente dazu sind in Vorbereitung. Hierzu 
wird am Institut für Kernphysik an der 
neu aufgebauten EZR -Ionenquelle für 
hochgeladene Ionen ein Mikroskop auf­
gebaut, das es erlaubt, die Fragmentation 
von Molekülen vollständig im Bewe­
gungsraum (Impulsraum) zu unter- 101 
suchen. llRI 
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tron-Elektron-Streuung und die Photoio­
nisation. 

Professor Dr. Horst Schmidt-Böcking (58, 
im Bild Zweiter von rechts) forscht und 
lehrt seit 1982 am Institut für Kernphysik 
der Goethe-Universität. Nach seinem Phy­
sik-Studium in Würzburg und Heidelberg 
promovierte er 1969 an der Heidelberger 
Universität. 1978 schloß er seine Habilita­
tion in Frankfurt ab. Bis 1973 stand die 
Untersuchung von Kernstrukturen im 
Zentrum seines wissenschaftlichen Inter­
esses, seither widmet er sich besonders 
Themen der Schwerionenatomphysik und 
der Vielteilchenreaktionsdynamik. In die­
sem Zusammenhang interessieren 
Schmidt-Böcking auch Detektorenent­
wicklung und die Röntgen- und Elektro­
nenspektroskopie. Über vier Jahre ver­
brachte der Forscher im Ausland und 
baute dabei zahlreiche internationale 
Kontakte auf,'die heute nicht nur von ihm, 
sondern auch von den wissenschaftli­
ch~n Mitarbeitern in seinem Team inten­
siv gel'ilutzt werden. Stationen seiner Aus-
lalild~aktivitäten waren u.a.: Weizmann In­
stitut (Israel), Kansas State University 
(USA), Lawr~nce Berkeley National Labo­
ratory (USA), RIKEN (Tokio/Japan), Natio­
nal Hsinch~ University (Taiwan) und 
Brookhaven National Laboratory (USA). 
1991 erhielt Schmidt-Böcking den Max­
Planek-Forsdhungspreis. 

privatcllozeli'ltDr. Joachim p"rich (41, links 
im Bild) stud.erte Geophy:sik und Physik 
in Frankfurt. Seine Promotion am Frank­
furter Institut für Kernphiysik wurde mit 
dem Preis d~r VereinigunI VOn Freunden 
und Förderern der Goethe-Universität 
ausgezeichn~t. Seit 1989 ist Ullrich wis­
sen~c~aftichbr Mit~rbeite .. bei der Gesell-
schaft für Schwerionenfofschung (GSI) in 
Darms~adt, ,,"0 er Experimente zu ato­
maren Rea~iorien mit relativistischen 
$chwqrione~ durchführt. 1994 habilitierte 
er sieh mit dIr Entwickh:mg neuer Metho­
den zur Unt~rsuchung ddr Dynamik ato-

BeUGe, c.L. Cocke and H. Schmidt-Böcking: In­
traatomic electron-electron scattering in p-He coUi­
sions (Thomas process) investigated by Cold Target 
Recoil Ion Momentum Spectroscopy submitted to 
Phys. Rev. Lett. (1997). 
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O. Jagutzki, M. Jung, E.P. Kanter, H. Khemliche, S. 
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L. Spielberger, J. Ullrich, M. Unverzagt, T. Vogt: 
Fully Differential Cross Sections/or Double Photoio­
nization 0/ He Measured by Recoil Ion Momentum 
Spectroscopy, Phys. Rev. Lett. 77,1024 (1996). 

[4] R. Moshammer, J. Ullrich, H. KoUmus, W. 
Schmitt, M. Unverzagt, O. Jagutzki, V. Mergel, H. 
Schmidt-Böcking, R. Mann, C. Wood and R E. 01-
son: Double Ionization 0/ Helium and Neon/or Fast 
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1242 (1996). 
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marer Reaktionen. Ullrich arbeitet seit 
Jahren eng mit der Arbeitsgruppe von 
Professor Schmidt-Böcking zusammen, 
die Kooperation erstreckt sich insbeson­
dere auf die Themenschwerpunkte Viel­
teilchenreaktionsdynamik und Elektro­
nenspektroskopie. Zwei Jahre verbrachte 
er im Ausland, zu seinen Stationen zähl­
ten: Lawrence Berkeley National Labora­
tory, Stanford University, Kansas State 
University, University of Missouri, Rolla, 
Brookhaven National Laboratory und Am­
man (Jordanien). 

Dr. Robert Moshammer (36, Bildmitte) stu­
dierte Physik an der Technischen Hoch­
schule Darmstadt. Nach seiner Promtion 
1991 war er bis 1995 ebenfalls wissen­
schaftlicher Mitarbeiter bei der Gesell­
schaft für Schwerionenforschung. In der 
Arbeitsgruppe von Dr. Ullrich entwickelte 
er vollständig neue Methoden zum Nach­
weis niederenergetischer Elektronen. 
Nach einem · sechsmonatigen For­
schungsaufenthalt an Kansas State Uni­
versit, (USA) kehrt~ Moshammer zur Ge­
sellschaft für Schwerionenforschung zu 
rück und arbeitet zusammen mit Privatdo­
zent Ullrich und Professor Schmidt-Bök­
king mit dem Themenschwerpunkt Viel 
teilchenreaktionsdynamik und Elektro 
nenspektroskopie. 
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FORSCHUNG FRANKFURT, das Wis­
senschaftsmagazin der J.W. Goethe­
Universität, stelltviermal im Jahr 
Forschungsaktivitäten der Frankfurter 
Universität vor. Es wendet sich an die 
wissenschaftlich interessierte Öffent­
lichkeit und die Mitglieder und Freunde 
der Universität innerhalb und 
außerhalb des Rhein-Main-Gebietes. 
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vertretenen Disziplinen überdie engeren Fachkreise hinaus bekannt. 
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Widerrufsrecht: Mir ist bekannt, daß ich diese Bestellung innerhalb von zehn Tagen 
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meine zweite Unterschrift: 
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Goethe-Universität, 
"FORSCHUNG FRANKFURT", 
Postfach 111932, 60054 Frankfurt 
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Fe, aus Katalog "Fragen an die deutsche Geschichte; Seite 8 unten: Le· 
on Fauret, In der Berliner Börse, Deutsches Hi storisches Museum, 
Berlin; Seite 10 oben aus Großstadt im Aufbruch, Köln 1888, Ausstel· 
lung des Historischen Archivs der Stadt Köln, Köln 1988; Seite 11: 
Lehrtafe1 für Kinder, Puppentheatermuseum im Stadtrnusem Mün­
chen, aus Hildegard Westhoff-Krummacher, Als die Frauen noch sanft 
und engelsgleich waren, Ausstellungskatalog Westfalisches Landes­
museum Münster, Münster 1996; Seite 12: aus Wolfgang Ruppert, Die 
Fabrik, Verlag C.H. Beck, München 1983; Seite 12 unten: Foto von 
Wonge Bergmann, Frankfurt. 
Beitrag Ralf Zerback: Seite 14 aus Winfried Nerdinger (Hrsg.), Ro­
mantik und Restauration, Verlag Heinrich Hugendubel, München 
1987; Seite 15 oben: Carl Friedrich Heinzmann, Der Schrannenplatz, 
aus Volker Duvigneau (Hrsg.), Münchner Stadtbilder Buch, Verlag 
Koehler & Amelang, München 1994; Seite 15 unten: Johann Baptist 
Kuhn, Die Ludwigstraße, aus Münchner Stadtbilder Buch, s.o.; Seite 
16 oben: aus Richard Bauer (Hrsg.), Geschichte der Stadt München, 
Verlag C.H. Beck, München 1992; Seite 16 unten: Foto von Martin 
Steinacker, Berlin; Seite 17 oben: Carl Wollen weber, König Ludwig I, 
aus Biedermeiers Glück und Ende, s.o.; Seite 17 Mitte: Heinrich 
Adam, s.o.; Seite 17 unten : Johann Baptist Kuhn aus Münchner Stadt­
bilder Buch, s.o.; Seite 20 oben aus Biedermeiers Glück und Ende, 
s.o.; Seite 20 unten: Moritz Müller, Silvesterabend im Harmonie-Ver­
ein, aus Biedermeiers Glück und Ende, s.o.; Seite 21 oben: Gustav 
Kraus, aus Biedermeiers Glück und Ende, s.o.; Seite 21 unten: aus 
Biedermeiers Glück und Ende; Seite 22 oben: Friedrich Voltz, aus 
Biedermeiers Glück und Ende, s.o.; Seite 22 unten: Aloys Gabl aus 
Wolfgang Behringer, Löwenbräu, Süddeutscher Verlag, München 
1991 ; Seite 23: aus Biedermeiers Glück und Ende, s.o. 
Beitrag Ralf Roth: Seite 24/25: aus dem Archiv der Bethmann·Bank 
Frankfurt; Seite 25 : vom Historischen Museum Frankfurt (Nr.56.176); 
Seite 28 und 29: vom Historischen Museum Frankfurt (Nr. CI2.746; 
B662; C230; Cll.388); Seite 30 und Seite 31 unten: vom Institut für 
Stadtgeschichte (Nr.27.2.1910); Seite 31 oben: aus "Samrnel·Mappe 
hervorragender Concurrenz·Entwürfe von 1881"; Seite 32 oben: vom 
Stadtarchiv Frankfurt; Seite 32 Mitte und Seite 33 unten: aus dem Ar-
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chiv der Bethmann-Bank Frankfurt; Seite 32 unten : Foto von C1audia 
Becker; Seite 33 oben: vom Historischen Museum Frankfurt 
(CI0768). 
Beitra.g Susannne Kill: Seite 34/35: Cornelius Springer, Prinzipal­
markt, vom Stadtmuseum Münster; Seite 34 unten: aus Bemd Haun­
felder, 1796-1996 -Zweih undert Jahre Zwei-Löwen-KI ub in Münster, 
Verlag Aschendorff, Münster 1996; Seite 36 oben: Stadtansicht von 
Gustav Frank vom Stadtmuseum Münster; Seite 36 unten: aus Ge­
schichte original - am Beispiel der Stadt Münster, Heft 6, Verlag 
Aschendorff, Münster 1980; Seite 37 oben: vom Stadtmuseum Mün­
ster; Seite 37 unten: aus Zweihundert Jahre Zwei·Löwen-Club in 
Münster, s.o.; Seite 38 oben: Cornelius Springer, Wache am Stadt­
weinhaus, aus Geschichte original - am Beispiel der Stadt Münster, 
Heft 4, Verlag Aschendorff, Münster 1980; Seite 38 unten : Johann 
Christoph Rincklake, Familie Coppenrath, aus Geschichte original -
am Beispiel der Stadt Münster, Heft 6, s.o.; Seite 39 oben: aus Liselot­
te Folkerts, Münster - Nicht immer war es Liebe auf den ersten Blick, 
Laumann-Verlag, Dülrnen 1979; Seite 39 unten: aus Bemd Haunfel­
der, Münster - Geschichte in Bildem, Verlag Aschendorff, Münster 
1991; Seite 40 links: Foto von Friedrich Hundt aus Münster - Ge­
schichte in Bildern; Seite 40 oben rechts: aus Franz-Josef Jakobi 
(Hrsg.), Geschichte der Stadt Münster, Aschendorffsche Verlagsbuch­
handlung, Münster 1993; Seite 40 unten: Foto von Martin Steinacker; 
Seite 41: Edward Henry Corbould, Auf dem Send in Münster, aus Ge­
schichte der Stadt Münster, s.o. 
Moderne Aspekte der Pädiatrie: Seite 43 bis 46: Interview Fotos von 
Claudia Becker; Seite 48/49: Ausschnitt von Grafik "Biochemical 
Pathways", Boehringer Mannheim 1974; Seite 48 bis 53: alle Abbil­
dungen Hansjosef Böhles, Frankfurt; Seite 50 Foto von Clauclia Bek­
ker. 

Selbstverwa.ltete Betriebe: alle Fotos (mit Ausnahme des Autorenfo­
tos) Seite 54 bis 61 von Martin Steinacker, Berlin. 
Interatomare Dynamik: Seite 62: Grafik von Elmar Lixenfeld, Frank­
furt, alle Grafiken Seite 63 bis 66 von Horst Schmid-Böcking et. al. , 
Frankfurt; Seite 70: Foto von Claudia Becker. 
Rückkopplung: Seite 70: aus Industriekultur in Nürnberg, s.o. 
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»Zu irgend einem Vereine 
gehör' ein deutscher Mann!« 

D
ie Bedeutung des Vereins für die 
modeme bürgerliche Gesell­
schaft ist kaum zu überschätzen. 

Mit viel Pathos feierten ihn die Zeitgenos­
sen als Begegnungsstätte verschiedener 
Stände und als Forum eines neuen Bil­
dungsgedanken. Ein Beispiel aus der frü­
hen Phase der Bremer "Union" (1806): 

"Unter allen Annehmlichkeiten des 
Lebens, welche jedoch der gebildetere 
Mensch nur fühlen und schätzen kann, 
giebt es wohl nicht reinere, als die uns im 
geselligen Umgange, in der trauten Unter­
haltung mit gesitteten Freunden zu Theil 
werden. Von dem Einerley der Berufs-Ge­
schäfte ermüdet, sehnt sich der Geist nach 
Ausspannung und Zerstreuung; er fühlt 
das Bedürfniss sich mitzutheilen, seinen 
Gedanken und Empfindungen einen Aus­
weg zu verschaffen, und so in seinem Ge­
müth jenen Zustand der Heiterkeit und 
des Frohsinns wieder herzustellen, der 
uns allein für die Freuden des Lebens 
empfänglich machen kann. Was ent­
spricht also diesem Zweck wohl besser, 
und wo finden wir jene Bedürfnisse wohl 
angenehmer befriedigt, als in einem Krei­
se von Freunden und Bekannten, welche 
durch das natürliche Band eines gleichen 
Alters und Standes vereinigt, jeden lästi­
gen Zwang der Etikette aus ihrem Um­
gange entfernen, und dadurch dem Ver­
trauen unter sich eine schöne Freistatt be­
reiten? - Gewiss, ein solcher Verein von 

Aufnahmeurkunde ei­
nes Nürnberger Ge­
sangsvereins von 1829. 
In der romantischen 
Verklärung der Meister­
sangtradition spiegeln 
sich zugleich nationale 
Bedürfnisse. 

Freunden hat schon allein dadurch einen 
achtungswerthen Zweck. Wenn aber ihre 
Versammlungen, ausser dem geselligen 
Vergnügen auch zugleich höhere Motive 
haben, wenn in ihrer Mitte der Geist Nah­
rung und Belehrung findet, wenn Sittlich­
keit und Ordnung unter ihnen eingeführt 
sind, zweckmässige Gesetze jedes Ver­
gnügen in den Schranken des Anständi­
gen halten, kurz, wenn der Aufenthalt ih­
res geselligen Vereins für den jungen 
Mann zugleich eine Bildungsschule wird, 
wo er Gelegenheit hat, sein Wissen zu be- . 
reichem, und die Mittel findet, sich zu 
seinem künftigen Beruf vorzubereiten: 
dann erst hat eine solche Anstalt eine edle 
Bestimmung erreicht, und darf ihre An­
sprüche auf die Achtung und den Beyfall 
eines ganzen Publikums ausdehnen. " 
[Feyer der fünfundzwanzigjährigen Dauer 
der Union in Bremen, Bremen 1826, Seite 
11ft] 

Vierzig Jahre später war der Verein 
aus den Städten nicht mehr wegzudenken. 
Fast jeder Bürger war jetzt Mitglied in 
mindestens einem Verein, und in den gro­
ßen und bedeutenderen traf sich die bür­
gerliche Elite. Liedertafeln und Tumver­
eine versammelten breite Kreise auch 
über das Bürgertum hinaus und organi­
sierten zugleich Anhäger einer politischen 
Idee: der Idee der nationalen Einheit ge­
gen die deutsche Vielstaaterei. Die mas­
senhafte Verbreitung durch zahlreiche 

Neugründungen provozierte aber auch 
manchen Spott - nicht alles, was an hoff­
nungsfrohen Erwartungen auf die Ver­
einsbewegung gesetzt worden war, konnte 
Erfüllung finden. Für Hoffmann von Fal­
lersleben, den Dichter des "Lieds der 
Deutschen", war die Vereinsidee bereits 
1843 so schal geworden, daß er an ihr kei­
ne bedeutenden politischen Impulse mehr 
wahrnehmen konnte. 

Neuester Kosmopolitismus 

Nach der Melodie: 
Frisch auf zum fröhlichen Jagen! 

Vereine von allen Sorten, 
Vereine kreuz und quer, 
Vereine an allen Orten 
Und immer mehr und mehr. 
Drum steht nicht mehr so alleine 
Und schließt euch redlich an! 
Zu irgend einem Vereine 
Gehör' ein deutscher Mann! 

Vereine für Fasanen, 
Für Eisen, Zink und Galmei, 
Dampfkessel und Eisenbahnen, 
Und Faschingsnarrethei; 
Für Urbarmachen der Heide, 
Für Lerchen- und Häringsfang, 
Für Rübenzucker und Seide, 
Für Turnen, Tanz und Gesang. 

Vereine für ludenbekehrung 
Und Emancipation, 
Für fromme Volksbelehrung 
Und Adelsrestauration, 
Für Besserung der Verbrecher 
Und Schafveredelung, 
Für Mäßigkeit der Zecher 
Und Lebensversicherung. 
Drum steht nicht mehr so alleine 
Und schließt euch redlich an! 
Zu irgend einem Vereine 
Gehör' ein deutscher Mann! 
Es gönnen unsre Machthaber 
Uns solchen und manchen Verein, 
Für Deutschlands Einheit aber -
Das fall' euch nur nicht ein! 

Hoffmann von Fallersleben, Deutsche 
Lieder aus der Schweiz, Zürich und Win­
terthur (1843) 
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Schon als Student 
Privatpatient ... 
... auf Wunsch sogar im Krankenhaus mit 
Zweibettzimmer und Chefarztbehandlung ... ? 
Und das noch zu supergünstigen Beiträgen ... ? 
Das gibfs jetzt neu bei der DKV 

- mit dem Studententarif UNI! 

Interesse? Anruf genügt! 
Deutsche Krankenversicherung AG 
Walter-Kolb-Straße 13 . 60594 Frankfurt 
Fax 0 69/9 62 29-199 

Telefon 0 69/9 62 29-0 

Deutsche Krankenversicherung AG 
Oie Nr.1 unter den Privaten. 
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